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Wider bloße Sammelwut – für ein sinn-
volles Reporting an Hochschulen

Balanced Scorecard, Kennzahlenbericht, Leistungsbilanz – an Hoch-

schulen haben Controllinginstrumente Einzug gehalten. Innerhalb 

einer Hochschule sollte das Reporting Entscheidungen und Steue-

rungsprozesse unterstützen. Ist das Reporting nach außen gerich-

tet, dient es vor allem der Legitimation und Autonomierechtfertigung 

(„accountability“), gegebenenfalls aber auch PR-Zwecken.

Soweit die Theorie. Die Praxis ist aber vielfach noch weit davon ent-

fernt. Beispielsweise gelingt es noch nicht an allen Hochschulen, in-

terne und externe Zwecke auszutarieren. So werden viele personell 

knapp besetzte Controllingabteilungen von den externen Berichtsan-

forderungen getrieben und schaffen es nicht, ein internes Reporting aufzubauen. Interne Berich-

te folgen zum Teil eher der Struktur der Datenquellen (KLR-Bericht, Studierendenstatistik, Haus-

haltsdaten etc.) als der Frage, welche Zahlen für welche konkrete Entscheidung benötigt werden. 

Zum Teil werden Berichte zu „Datenfriedhöfen“; Informationen werden zu wenig zielgruppen- und 

entscheidungsbezogen aufbereitet und nicht immer mit relevanten Kommunikations- und Steue-

rungsprozessen verknüpft. 

Die Leitfrage bei der Erhebung und Auswertung von Daten für das interne Reporting sollte dem-

entsprechend sein: Welche Informationen in welcher Form benötigen Entscheidungsträger in der 

Hochschule? Wenn es etwa um Zielvereinbarungen zwischen der Hochschulleitung und einer Fa-

kultät geht, lassen sich damit verbundene Gespräche durch ein fakultätsbezogenes Datentableau 

aufbereiten. Die FH Münster nutzt beispielsweise ihre „Academic Scorecard“ als Frühwarnsystem, 

indem bei Unter-/Überschreiten bestimmter Grenzwerte für Kennzahlen Aktionen ausgelöst wer-

den. Die Universität Göttingen hat im Rahmen ihres Risikomanagements Risikoklassen eingeführt 

und leitet daraus direkt Maßnahmen zum Umgang mit den Risiken ab. Es gibt also Good Practice.

Betrachtet man die externe Funktion des Reportings an Hochschulen, steht dagegen ein anderer 

Aspekt im Vordergrund: Welche Daten benötigt man in welcher Aufbereitung, um die hochschul-

eigene Autonomie abzusichern? In einer Zeit, in der die Autonomie der Hochschulen durch den 

Staat bedroht ist, bietet das externe Reporting die Möglichkeit, die Leistungen der Hochschulen 

aufzuzeigen. Diese Option sollte wahrgenommen werden, auch wenn die erforderliche Transparenz 

nicht allen gefällt. 

In einem Schwerpunkt widmet sich die vorliegenden Ausgabe „Wissenschaftsmanagement“ dem 

Thema: Sei es das Reporting an Kunst- und Musikhochschulen, die Gestaltung des Berichtswesens 

an Hochschulen oder das Fallbeispiel der Hochschule Aalen – erfahren Sie mehr über das „Re-

porting an Hochschulen“. Ich wünsche Ihnen viel Spaß bei der Lektüre.

Frank Ziegele
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ESMU-HUMANE Winter School 2011

Europäische Hochschuladministratoren  
bilden sich weiter 
Förderung durch Erasmus möglich 

VALENCIA. Zum neunten Mal trafen sich Mit-

arbeiter aus Hochschulverwaltungen von 

Finnland bis Zypern zu einer Weiterbildungs-

veranstaltung für Nachwuchsführungs-

kräfte, veranstaltet von dem Hochschulfor-

schungsinstitut ESMU und dem internati-

onalen Netzwerk HUMANE vom 20. bis 26. 

März in Valencia. Diesmal dabei waren 35 

Teilnehmer aus zwölf Ländern. Ziel dieser 

Einrichtung, die den Namen „Winter School“ 

trägt, ist es, „High Potentials“ aus den Uni-

versitäten Europas zusammenzubringen und 

ihnen gemeinsam zentrale Fragen der Hoch-

schulverwaltung in Form von Vorträgen und 

Gruppenarbeiten zu erläutern. 

Dabei geht es zum einen um Themen wie 

Strategiebildung, Personalmanagement, Fi-

nanzen und Führungsstrukturen, zum an-

deren werden anhand einer vorgegebenen 

Fallstudie Handlungsoptionen in gemischtna-

Teilnehmer unabhängig von ihrer speziellen be-

ruflichen Erfahrung mit allen Themen einer Uni-

versitätsverwaltung konfrontiert werden. Auch 

wer sich bisher nie mit Finanzen beschäftigt hat, 

erhält einen Einblick in strategisches Finanzma-

nagement. Ebenso müssen sich Menschen, die 

in der Vergangenheit keine Personalverantwor-

tung hatten, mit den wesentlichen Elementen 

des Personalmanagements vertraut machen. Die 

Winter School soll nicht eine Fachfortbildung er-

setzen, sondern künftigen Führungskräften einen 

generalistischen und zugleich europäischen 

Überblick über alle wichtigen Fragen des Hoch-

schulmanagements geben.

Unterstützung von erfahrenen Experten
Bei angenehm warmen Temperaturen arbeite-

ten die Teilnehmer in Kleingruppen intensiv an 

der Fallstudie mit dem Titel „Heliopolis: eine 

Fusion einer Universität mit einem außeruni-

versitären Forschungsinstitut“ – ein Thema 

das überall in Europa im Fokus von neuen 

Zukunftskonzepten für die Hochschulen steht. 

Unterstützt wurden sie dabei in diesem Jahr 

von international angesehenen Wissenschafts-

managern wie Frans van Vught, Berater des 

Präsidenten der Europäischen Kommission 

und ehemaliger Rektor der Universität Twente, 

Ada Pellert, Präsidentin der Deutschen Uni-

versität für Weiterbildung in Berlin, Stéphane 

Berthet, Generalsekretär der Universität von 

Genf, und Jon Baldwin, Registrar (Kanzler) der 

Universität Warwick, Großbritannien.  

Frans van Vught widmete sich in seinen Bei-

trägen der aktuellen Situation der Hochschulen 

vom Standpunkt der Europäischen Gemein-

schaft aus. Er stellte die Veränderungen seit 

den Verträgen zum Bologna-Prozess und zur 

Lissabon-Agenda heraus und erläuterte deren 

Internationale Weiterbildung vor der modernen Kulisse der Kunst- und Wissenschaftsstadt in Valencia. 

Foto: fischliloewe/Pixelio

tionalen Gruppen diskutiert, damit die Teilneh-

mer voneinander und von den unterschiedli-

chen Verwaltungskulturen der europäischen 

Länder lernen. Die Ergebnisse der Gruppen-

arbeit werden dann einer internationalen Jury 

vorgestellt und detailliert kommentiert.

Die Winter School unterscheidet sich deutlich 

von herkömmlichen Managementkursen. Inter-

national agierende Hochschuladministratoren 

aus dem ESMU- und HUMANE-Netzwerk geben 

ihre Erfahrungen direkt in Vorträgen und als 

Gruppenbetreuer weiter. Sie berichten von den, 

trotz unterschiedlicher nationaler Systeme, ähn-

lichen Fragen, denen sich die Hochschulgemein-

schaft in ganz Europa zu stellen hat und geben 

den zukünftigen Führungskräften Anleitungen 

zu Handlungsstrategien aus erster Hand. Die 

angesprochenen Konzepte und Praktiken kön-

nen dann im Anschluss selbst auf die Fallstudie 

übertragen werden. Wichtig ist dabei, dass alle 
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Einfluss auf das strategische Management der 

Hochschulen. Hierbei zeigte sich ein Trend zu 

länderübergreifenden Abmachungen und Ko-

operationen, neuen Mobilitätskonzepten für Stu-

denten und Wissenschaftler, gemeinsamen eu-

ropäischen Forschungsinitiativen und der Bün-

delung von Forschungsinfrastruktur. Dabei geht 

es um die Frage, auf welche Weise sich euro-

päische Hochschulen im Wettbewerb mit Uni-

versitäten in den USA und Asien positionieren 

können, wie sie, ohne ihre Identität zu verlieren, 

untereinander vergleichbare Normen entwickeln 

und welche Methoden und Messgrößen es gibt, 

die unterschiedlichen regionalen Ansätze trans-

parent aufzuzeigen. 

Im Weiteren wurden jeweils verschiedene 

Säulen einer Universitätsverwaltung aus dem 

Erfahrungshorizont der Referenten vor- und 

zur Diskussion gestellt. Ada Pellert zeigte die 

Trends im Personalwesen, Jan Meinsma ver-

deutlichte die Grundzüge zu strategischen 

Finanzentscheidungen, Jon Baldwin gab An-

leitungen für verantwortungsvolle Führung 

in unterschiedlichen Leitungsmodellen und 

Stéphane Berthet brachte über seine Ausfüh-

rungen zu Kommunikationsstrategien den Teil-

nehmern auch die Grundzüge des schweizeri-

schen Hochschulsystems und die Forschungs-

dichte im Umfeld der Universität Genf nahe.

Die Organisation der Winter School obliegt 

HUMANE, der Vereinigung der Leiter der Uni-

versitätsverwaltungen in Europa zusammen 

mit ESMU, dem Europäische Zentrum für 

strategisches Hochschulmanagement. HUMA-

NE ist eines der Netzwerke, das ESMU, ein in 

Brüssel ansässiger internationaler Non-Profit-

Verein, unterhält. ESMU hat sich seit mehr als 

20 Jahren zum Ziel gesetzt, das strategische 

Management an Universitäten europaweit mit 

verschiedenen Programmen und Projekten zu 

fördern und zu vernetzen. 

Die Veranstaltungssprache ist Englisch. Die 

meisten Teilnehmer sind jedoch keine engli-

schen Muttersprachler, sodass immer großen 

Wert darauf gelegt wird, dass man sich gut 

versteht, ohne dass es „perfekter“ Sprach-

kenntnisse bedarf. Der Austausch zwischen 

den Teilnehmern bleibt auch nach dem Lehr-

gang intensiv. Bereits seit 2003 besteht das 

Winter School Alumni Netzwerk (WSAN) mit 

zurzeit über 260 Mitgliedern von 116 Univer-

sitäten aus 19 verschiedenen Ländern als ein 

unabhängiges Netzwerk innerhalb von HUMA-

NE, dem die ehemaligen Teilnehmer automa-

tisch angehören. WSAN ist sehr aktiv und ver-

anstaltet ein bis zwei Seminare zu speziellen 

Themen. Die Teilnehmer organisieren zum Teil 

weitere Austauschmaßnahmen auf individu-

eller Basis, in denen sie den Arbeitsplatz mit 

einem Kollegen aus einem anderen Land für 

eine gewisse Zeit tauschen und unterstützen 

sich auch sonst auf vielfältige Weise. Mehrere 

Alumni sind inzwischen in Leitungspositionen 

an anderen Universitäten berufen worden. 

Dietmar Ertmann

Kontakt und Anmeldung

Die Winter School findet traditionell im März in 
Valencia statt. Bewerber für die nächste Winter 
School 2012 können sich bis zum 15. Oktober 
bei ESMU mit einer Referenz ihrer Leitung der 
Universitätsverwaltung bewerben. Von den Be-
werbungen wählt dann ein erfahrenes Gremium 
von ESMU-HUMANE  35 Teilnehmer aus. Die 
Ausschreibung geht in der Regel allen deutschen 
Universitätsleitungen zu, kann aber auch auf der 
Webseite von HUMANE oder ESMU eingesehen 
werden (http://www.humane.eu/Winter-School-
Alumni-Network.14.0.html oder http://www.
esmu.be/winterschool.html).

Die Kosten für die Teilnehmer an der Winter 
School und ggf. an Folgeseminaren können teil-
weise über Erasmus-Mittel (Mobilität zu Fort- 
und Weiterbildungszwecken getragen werden. 
Nach Auskunft des zuständigen Referats des 
DAAD werden die vorgesehenen Mittel zur Mo-
bilität von Hochschuladministratoren viel zu 
wenig in Anspruch genommen. Es wäre daher 
wünschenswert, dass die deutsche Beteiligung 
an Veranstaltungen wie der Winter School und 
den Alumni Seminaren deutlich erhöht wird. 
Informationen zu den Eramusstipendien unter 
http://www.eu.daad.de/eu/llp/personalmobili-
taet/09372.html, bei Erasmuskoordinatoren oder 
Akademischen Auslandsämtern der Universitäten.

Persönliche Auskünfte: 
Dr. Dietmar Ertmann, Kanzler a. D. 
Karlsruhe Institut für Technologie 
E-Mail: dietmar.ertmann@kit.edu 
Tel.: +49 721 608-45796

Aus Deutschland nahmen in diesem Jahr Heike 
Schäfer-Dammert vom Karlsruher Institut für 
Technologie und Lothar Pelz von der Universität 
Paderborn teil. Sie waren beide begeistert und 
sehen viele Vorteile für ihre tägliche Arbeit durch 
die Auseinandersetzung mit Ideen und Konzepten 
ihrer europäischen Kollegen. 

„Mit der in Teams zu bear-
beitenden Fallstudie konnte 
ich mich besonders gut 
identifizieren. Spannend 
war hier für mich, die un-
terschiedlichen Ideen und 
Ansätze  meiner Teamkol-
leginnen und -kollegen aus 
den unterschiedlichen Län-
dern zu diskutieren. Dies hat an einigen Stellen 
bei mir zu wichtigen Erkenntnissen geführt.“

„Die Vorträge habe ich insgesamt auf einem 
sehr hohen fachlichen Niveau erlebt. Als Perso-
nalentwicklerin war für mich insbesondere der 
Themenkomplex „Internationalisierung und Glo-
balisierung im universitären Kontext“ relativ neu. 
Hier habe ich wichtige Impulse erhalten.“

„Die während der gesamten Woche geforderte 
englische Sprache ist eine nicht zu unterschät-
zende Herausforderung. Gerade der sprachliche 
Aspekt ist aus meiner Sicht ein wichtiger Teil der 
Qualifizierung im Rahmen der Winter School.“

Heike Schäfer-Dammert 
Stellvertretende Leitung Personalentwicklung  

Karlsruhe Institut für Technologie  (KIT)

„Für mein tägliches Berufs-
leben habe ich mitgenom-
men wie wichtig es ist, vor 
der Suche nach Problem-
lösungen zunächst aus-
drücklich ein gemeinsames 
umfassendes Verständnis 
der Problemlage und der 

Rahmenbedingungen herzustellen. Einige Ent-
scheidungsprozesse und die umfassende Kom-
munikation der Ziele einzelner Entscheidungen 
wären mit dieser Erkenntnis in der Vergangenheit 
sicher einfacher gelaufen.“ 

„In der einen Woche intensivster gemeinsamer 
Arbeit habe ich sehr viele Kolleginnen und Kol-
legen aus anderen EU-Ländern kennengelernt, 
bei denen ich mir mit Sicherheit bei neu auftre-
tenden Problemen Rat holen kann, den ich bei 
meinen deutschen Kollegen so nicht bekommen 
könnte.“

Lothar Pelz
Stellvertretender Kanzler der  

Universität Paderborn
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preispolitik

Förderung der Spitzenforschung macht Schule 
Bilanz im dritten Jahr der Humboldt-Professur 

BONN. „Hervorragende Köpfe ziehen her-
vorragende Köpfe an“. Kurz und knapp 
erkärte Helmut Schwarz, Präsident der 
Alexander von Humboldt-Stiftung (AvH), 
das Prinzip der Humboldt-Professur bei 
der diesjährigen Preisverleihung im Mai. 
Bereits zum dritten Mal wurde der höchst-
dotierte deutsche Wissenschaftspreis an 
acht Forscherpersönlichkeiten verliehen. 
Zeit für eine erste Bilanz. 

Je 3,5 Millionen Euro für Theoretiker sowie 

fünf Millionen für experimentell arbeitende 

Wissenschaftler stellt das Bundesministerium 

für Bildung und Forschung für die Humboldt-

Professur über eine Laufzeit von fünf Jahren 

zur Verfügung. Mit der für deutsche Verhält-

nisse enormen Summe können sich deutsche 

Hochschulen im internationalen Wettbewerb 

um Spitzenkräfte behaupten. Ein konkurrenz-

fähiges Gehaltsangebot ist nicht zu unter-

schätzen, vor allem aber lockt die Forscher 

die exzellente Ausstattung der Lehrstühle, die 

das Preisgeld ermöglicht und die unverzicht-

bar für den Aufbau neuer, zukunftsweisender 

Forschungsprojekte ist.

Bislang sind insgesamt 20 Humboldt-Profes-

suren an deutschen Hochschulen eingerichtet 

worden; vier weitere Kandidaten sind bereits 

nominiert und befinden sich aktuell in Berufs-

verhandlungen. Neben den Qualifikationen 

der Preisträger zählt für die Nominierung vor 

allem auch das Gesamtkonzept der vorschla-

genden Hochschule: Trägt der Preisträger 

dazu bei, Profil und Wettbewerbsfähigkeit der 

Hochschule im internationalen Vergleich zu 

stärken? Wie stellt die Hochschule eine lang-

fristige Perspektive sicher? 

Internationalität gewünscht – nicht 

immer erreicht

Die bislang ausgewählten Wissenschaftler 

sind durch die Bank engagierte und interes-

sante Persönlichkeiten. Ihre Mission: Innova-

tive universitäre Strukturen schaffen sowie 

neue Institute und Labore aufbauen, um wei-

tere Spitzenkräfte anzuziehen und die inter-

nationale Konkurrenzfähigkeit der deutschen 

Forschung zu stärken. Trotz mittelmäßiger 

Bei der Auswahl der Humboldt-Professuren geht es um Exzellenz.� Foto: Monoxyle/Pixelio
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Rankingplätze und heftiger wissenschaftspo-

litischer Diskussionen im Land, scheint der 

Ruf der deutschen Forschungslandschaft im 

Ausland gut zu sein: Abgesagt haben bislang 

nur wenige. Und bei denjenigen, die einen 

Rückzieher gemacht haben, gaben oft auch 

private Gründe den Ausschlag. In der Alexan-

der von Humboldt-Stiftung ist man allerdings 

überrascht über den relativ hohen Anteil 

deutschsprachiger Wissenschaftler unter den 

Preisträgern. „Die Professur ist nicht als Rück-

holprogramm gedacht“, sagt Georg Scholl, 

Leiter des Referats Presse, Kommunikation 

und Marketing der AvH. „Entscheidend ist die 

internationale Spitzenstellung eines Kandida-

ten und nicht seine Staatsangehörigkeit.“ 

Frauen unterrepräsentiert
Auch die zurückkehrenden deutschen Wis-

senschaftler, die über viele Jahre in anderen 

Ländern und Wissenschaftskulturen gear-

beitet haben, bringen wertvolle neue Per-

spektiven mit. So wie Ulrike Gaul. Die Ent-

wicklungsbiologin, Preisträgerin des ersten 

Jahrgangs und noch immer einzige Frau, ist 

nach zwanzig Jahren an US-amerikanischen 

Universitäten, zuletzt an der Rockefeller Uni-

versity in New York, zurück nach Deutschland 

gekehrt, wo sie inzwischen im zweiten Jahr 

am Münchener Genzentrum der Ludwigs-Ma-

ximilians-Universität (LMU) das Zukunftsfeld 

der Systembiologie mit aufbaut. Sie zieht eine 

positive Bilanz: „Das Model Humboldt-Profes-

sur hat auf jeden Fall seine Ziele erfüllt“, sagt 

sie. Dank der exzellenten finanziellen Ausstat-

tung eröffnen sich für sie Möglichkeiten, die 

es ansonsten nie gegeben hätte. Weiteres 

Argument für Deutschland: Grundsätzlich sei 

die Forschungsförderung hier stetiger und 

berechenbarer als in den USA. Hinzu kommt 

für sie das hervorragende wissenschaftliche 

Umfeld in München. 

Nennenswerte Probleme bei der Rückkehr 

hatte die gebürtige Schwäbin keine. Die Hoch-

schulleitung habe sich in den Verhandlungen 

ausgesprochen konstruktiv verhalten, und bis 

heute funktioniere die Zusammenarbeit gut. 

klar, dass daneben reichlich Gremien- und 

Verwaltungsarbeit auf die sie zukommt. Man-

che Strukturen an den deutschen Hochschu-

len sind „wirklich furchtbar bürokratisch“, 

findet Ulrike Gaul. Zwar habe sich seit ihrem 

Weggang vor zwei Jahrzehnten vor allem 

auch durch die Exzellenzinitiative einiges 

getan, allerdings seien viele Abläufe nach wie 

vor sehr umständlich und mühsam. „Einer-

seits wird ohne mit der Wimper zu zucken viel 

Geld für teure Laborausstattung bereitgestellt, 

gleichzeitig aber müssen beispielsweise klei-

ne Ausgaben oft doppelt und dreifach belegt 

werden“, beklagt sie. Gaul plädiert für einen 

Globalhaushalt wie er in den USA üblich ist 

und inzwischen auch von der DFG verfochten 

wird. Dort werde auf den mündigen Wissen-

schaftler vertraut, der selbstbestimmt und 

verantwortungsvoll mit seinem Etat umge-

hen könne. Damit habe der Wissenschaftler 

selbst unmittelbar einen Anreiz, unverhält-

nismäßige Ausgaben zum Beispiel bei Rei-

sekosten zu unterlassen, könne anderseits 

aber auch selbst entscheiden, wie viel Gehalt 

ihm ein wichtiger Mitarbeiter wert ist. „Mehr 

Vertrauen in die Eigenverantwortung der Wis-

senschaftler würde auch in Deutschland den 

Forschern mehr Freiraum und Flexibilität er-

möglichen und das Land noch attraktiver für 

weitere internationale Persönlichkeiten aus 

der Wissenschaft machen“, so Gaul. 

Insgesamt ist die Bilanz der Humboldt-Pro-

fessur nach drei Jahren positiv. Der Preis 

passt in die allgemeine Aufbruchstimmung 

der deutschen Wissenschaft. Die Stiftung will 

bald beginnen, das Programm zu evaluieren. 

„Dann wird sich zeigen, wie groß die Wirkung 

tatsächlich ist“, sagt Scholl. Eine positive Be-

achtung im europäischen Ausland sei aller-

dings jetzt schon spürbar. 

Klaudia Gerhardt

„Die Unterrepräsentation von Frauen in der 

Spitzenforschung macht mir allerdings große 

Sorgen“, so Gaul. Diese wirke sich auch auf 

die Wissenschaftskultur aus, die „männlich 

dominiert“ und damit einseitig sei. Hier liege 

ein ernstes Problem, das Deutschland ange-

hen müsse. Zwar werden zunehmend Gelder 

für Frauenförderung bereitgestellt, das allein 

reicht aber ihrer Einschätzung nach nicht aus. 

„Viele Forscherinnen sind noch immer im 

Zwiespalt zwischen Familie und Karriere und 

rückten nur selten in Top-Positionen“, betont 

Gaul. Die Mentalitäten und sozialen Rahmen-

bedingungen seien nach wie vor dem berufli-

chen Aufstieg von Frauen nicht förderlich.

Diesen Eindruck teilt auch Georg Scholl, 

macht aber deutlich: „Bei der Nominierung 

und Auswahl der Preisträger gibt es grund-

sätzlich kein Quoten, weder was das Ge-

schlecht angeht, noch die Nationalität.“ Es 

gehe allein um Exzellenz, die sich anhand 

von Gutachten und Publikationen messen 

lassen müsse. Die Funktion der Humboldt-

Stiftung sei nur beratend. „Wir können nur an 

die Hochschulen appellieren, gezielter nach 

qualifizierten Frauen Ausschau zu halten“, so 

Georg Scholl.

Lehrstühle auf Dauer angelegt
Bis dahin bleibt die Rückkehr von Ulrike Gaul 

ein beispielhafter Einzelfall. Wie auch bei den 

meisten anderen Preisträgern ist ihre Tätigkeit 

in Deutschland auf Dauer angelegt. Ihr Lehr-

stuhl bleibt auch nach Ablauf der Förderung 

erhalten. Und sie ist dabei, ihre Expertise und 

Vision in die deutsche Wissenschaftsland-

schaft einzubringen. Ein Neuantrag für die 

Graduiertenschule „Quantitative Biosciences 

Munich (QBM )“, für den sie den Anstoß gab 

und als Koordinatorin wirkte, hat es bereits in 

die Endrunde der zweiten Exzellenzinitiative 

geschafft. 

Für die Forschungs- und Laborarbeit bietet 

die Humboldt-Professur hervorragende Vo-

raussetzungen. Spätestens nach Antritt der 

Professur wird vielen Preisträgern allerdings 
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HANNOVER. Gemeinsam mit dem Stifterver-

band für die Deutsche Wissenschaft und der 

Hochschulrektorenkonferenz lädt der Verein 

Deutscher Ingenieure (VDI) zum „3. Quali-

tätsdialog Lehre und Lernen in der Ingeni-

eursausbildung“. Am 12. und 13. September 

diskutieren in Hannover internationale Exper-

ten aus Hochschule, Forschung und Industrie 

über die Entwicklungen in der Ausbildung 

deutscher Ingenieure. Was sind die Anforde-

rungen an die Ingenieure von morgen, lautet 

Veranstaltungstipp

Internationaler Dialog zur Ingenieursausbildung

die zentrale Frage. Die alle zwei Jahre statt-

findende Tagung will neue Lehrstrategien und 

Studiengangskonzepte etablieren, um unter 

Erhalt des hohen Niveaus mehr Studierende 

erfolgreich durch das Studium der Ingenieurs-

wissenschaften zu führen.

Neben Vorträgen zur aktuellen Situation im 

Studium oder zur Notwendigkeit externer 

Qualitätssicherung in der Hochschulausbil-

dung werden Praxisbeispiele projektorientier-

Berufsbegleitende Studienangebote

Studium und Beruf verbinden

HANNOVER. Rund um die Diskussion zum 

Thema „Durchlässigkeit“ und „Lebenslanges 

Lernen“ stehen die Hochschulen vor der He-

rausforderung, neue flexible Studienangebote 

zu gestalten, um sich für Berufstätige und Stu-

dieninteressierte ohne traditionelle schulische 

Studienberechtigung zu öffnen, gleichzeitig 

dabei aber ihre Qualität zu sichern. Das Ange-

bot an berufsbegleitenden Studiengängen in 

Deutschland ist in den letzten Jahren stark ge-

stiegen, laut einer jetzt veröffentlichten Studie 

des HIS-Instituts für Hochschulforschung aber 

noch ausbaufähig. In einer Vollerhebung hatte 

das Hannoveraner Institut im Auftrag des Bun-

desministeriums für Bildung und Forschung 

das Angebot an berufsbegleitenden und dua-

len Studiengängen im Jahr 2009 in Deutsch-

land erfasst. Die erstmals stattgefundene Un-

tersuchung umfasst alle berufsbegleitenden 

Studiengänge von staatlichen und staatlich 

anerkannten Hochschulen sowie von Berufs-

akademien, die zu einem akademischen Ab-

schluss (Bacherlor oder Master) führen, aber 

auch kürzere Angebote ab einer Dauer von 

drei Tagen, sogenannte Zertifikatskurse. Dabei 

wurde deutlich: Während es ein relativ großes 

Angebot an berufsbegleitenden Masterstudi-

engängen (rund 17 Prozent des Gesamtan-

gebots an Masterstudiengängen) gibt, haben 

sich berufsbegleitende Bachelorstudiengänge 

mit nur fünf Prozent am Gesamtangebot bis-

lang nur wenig etabliert. Die bestehenden An-

gebote bleiben zudem weitgehend auf Fach-

hochschulen und private Einrichtungen be-

schränkt. Nur jeder siebte berufsbegleitende 

Bachelor wird von einer Universität angeboten. 

Dagegen sind berufsbegleitende Masterstudi-

Herausforderung für Hochschulen: Studienangebote für 
Berufstätige.� Foto: BirgitH/Pixelio

engänge an allen Hochschulformen gleicher-

maßen zu finden. Beide Abschlüsse sind in 

erster Linie in den Wirtschaftswissenschaften 

zu finden, in einigem Abstand gefolgt von den 

Ingenieurswissenschaften. 

Die Studienangebote müssen an die speziellen 

Bedürfnisse der berufstätigen Teilnehmer an-

gepasst sein. Flexible Lehr- und Lernformen, 

Finanzierungsstrukturen, Beratung und Coa-

ching der Studierenden, die Einbindung hoch-

schulischer Weiterbildung in die Personalent-

wicklung der Betriebe sowie die transparente 

Darstellung der Angebote stellen die anbieten-

den Einrichtungen vor große Herausforderun-

gen. Um dem bildungspolitischen Anspruch, 

individuelle Bildungsbiografien zu ermöglichen 

gerecht zu werden, muss auch das Problem 

der Anrechnung von beruflichen Kompetenzen 

auf ein Studium gezielter angegangen werden. 

Hier müssen vergleichbare Lernergebnissbe-

schreibungen und Anrechnungsverfahren ge-

funden werden, die das Potenzial beruflicher 

Erfahrung widerspiegeln. (KG)

Download der Studie unter www.his.de/pdf/

pub_fh/fh-201111.pdf.

ter Lernformen vorgestellt. Abgerundet wird 

das Programm durch vier moderierte Arbeits-

gruppen, in denen neue Ausbildungsstruktu-

ren diskutiert werden. 

Information und Anmeldung unter:

www.vdi.de/konferenzen-lehre oder 

www.stifterverband.org/veranstaltungen/ 

2011_09_12_qualitaetsdialog_ingenieur-

ausbildung/index.html
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FRANKFURT. Mit dem Rhein-Main Dual Ca-

reer Network haben vier Hochschulen und elf 

außeruniversitäre Einrichtungen der Rhein-

Main-Region eine in Deutschland bislang ein-

zigartige strategische Vereinbarung zur För-

derung sogenannter Dual Career-Paare un-

terzeichnet. Das sind Paare, bei denen beide 

Wert darauf legen, ihre berufliche Laufbahn 

konsequent zu verfolgen. Anstoß für das groß 

angelegte und verbindliche Netzwerk gab die 

gemeinsame Erfahrung der wissenschaftli-

chen Einrichtungen, dass in Anwerbungsver-

fahren Spitzenwissenschaftler in der Regel 

die angebotene Stellung ablehnen, wenn 

dadurch die Karriere des Partners leidet. Da 

rund die Hälfte aller Forschenden in einer Be-

ziehung mit jemandem leben, der ebenfalls 

in der Wissenschaft tätig ist, eine Einrichtung 

		  news & facts	 9

Dual Career Couples

Forscher im Doppelpack

Interkultureller D ialog

Weiterbildung für Imame

OSNABRÜCK. Das im vergangenen Herbst an 

der Universität Osnabrück gestartete, bun-

desweit erste universitäre Weiterbildungspro-

gramm für Imame und muslimische Seelsor-

gerinnen ist mit einer Abschlusstagung zum 

Thema „Zur Geschichte und Gegenwart isla-

mischer Wissenschaften“ zu Ende gegangen. 

Nach zwei Semestern ziehen Hochschule und 

Teilnehmer eine positive Bilanz. „Das Interesse 

ist ungebrochen. Da haben wir Pionierarbeit in 

Deutschland geleistet“, so Bülant Ucar, Leiter 

des Zentrums für Interkulturelle Islam-Studien 

(ZIIS). Auch Iman Abdul-Jalil Zeitun und seine 

Tochter Dua, zwei der 30 Teilnehmer, erken-

nen die Bedeutung solcher Programme für 

ihre Arbeit in der Moscheegemeinde. Denn 

Imame sind schon lange nicht mehr nur tradi-

tionelle Vorbeter. Sie helfen auch bei kulturel-

len Konflikten oder Alltagsproblemen. Im Wei-

aber selten zwei passenden Stellen frei hat, 

bietet das Netzwerk attraktive Möglichkeiten 

der wissenschaftlichen Stellenvermittlung. 

Angeregt wurde die Initiative von der Goethe-

Universität Frankfurt und der Technischen 

Universität (TU) Darmstadt, das Hessische Mi-

nisterium für Wissenschaft und Kunst fördert 

den Prozess. „Im nationalen und internationa-

len Wettbewerb um die besten Wissenschaft-

ler spielt die Förderung der Vereinbarkeit 

von Karriere und Partnerschaft eine immer 

größere Rolle“, sagt Manfred Efinger, Kanzler 

der TU Darmstadt. Die beteiligten Einrichtun-

gen erhöhen ihre internationale Sichtbarkeit 

nicht nur als Forschungseinrichtung, sondern 

auch als attraktiver Arbeitgeber. Das Angebot 

überzeugt – Gespräche mit rund einem hal-

ben Dutzend weiterer Forschungseinrichtun-

Osnabrücker Iman-Weiterbildung als Vorreiter

Doppelkarriere – Die wissenschaftliche Stellenvermitt-
lung des Netzwerkes macht es möglich. 

gen über ihren Beitritt zum Netzwerk sind im 

Gang. (KG)

Informationen unter:

www.gleichstellungsbuero.uni-frankfurt.de/30_

arbeitsbereich/33_dualcareer/index.html

terbildungsprogramm stehen – neben Sprach-

kursen für die aus der Türkei stammenden 

Imame – Seminare mit deutschen und eu-

ropäischen Themen aus Geschichte, Politik, 

Recht und Gesellschaft auf dem Stundenplan. 

Daneben erleichtern ihnen die gewonnenen 

pädagogischen Kenntnisse über die Jugend- 

und Gemeindearbeit sowie den interreligiösen 

Dialog die Arbeit in Deutschland. 

Der Abschluss der Weiterbildung hat eher 

symbolischen Charakter, zeigt aber Integra-

tionsbereitschaft. Die Teilnahme ist kosten-

los. Finanziert wird das Programm vom nie-

dersächsischen Sozialministerium und dem 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Der 

nächste Kurs startet im Oktober. Für das Win-

tersemester 2012/2013 plant die Universität 

Osnabrück dann einen Bachelor-Studiengang 

für die Ausbildung von Imanen. (KG)
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NACHGEFRAGT

Jeden Antrag zum Erfolg führen 
Dr. Robert Fischer, Forschungsreferent Philosophische Fakultät und Fachbereich Theologie  
an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg

Robert Fischer will die bundesweite Vernetzung und den 
Erfahrungsaustausch unter Kolleginnen und Kollegen  
voranbringen und die Professionalisierung der Arbeit von 
Forschungs- und Technologiereferenten fördern.

	 Worin besteht Ihre aktuelle  

	T ätigkeit?

Das reizvolle an der ausgeschriebenen Stel-

le war für mich die institutionelle Anbindung 

an die Philosophische Fakultät und damit die 

Zuständigkeit für geistes- und sozialwissen-

schaftliche Fächer von der Archäologie bis zur 

Zeitgeschichte des Nahen und Mittleren Ostens. 

Während viele Forschungsreferenten bei der 

zentralen Universitätsverwaltung angesiedelt 

sind, bin ich direkt der Fakultät zugeordnet und 

damit nah dran an den Wissenschaftlern, ihren 

Problemen und Bedürfnissen. Meine Hauptauf-

gabe besteht in der persönlichen und vertrau-

lichen Antragsberatung für alle Förderformen 

und Fördergeber von der lokalen Stiftung bis 

zum EU-Verbundprojekt. Ferner bin ich auch für 

die Forschungsberichterstattung und die for-

schungsbezogene Öffentlichkeitsarbeit zustän-

dig. So findet am 22. Oktober zum fünften Mal 

„Die Lange Nacht der Wissenschaften“ in der 

Region Nürnberg-Fürth-Erlangen statt, eines der 

größten Wissenschaftsfestivals in Deutschland, 

an dem sich meine Fakultät mit zahlreichen 

Veranstaltungen beteiligen wird. Hier gilt es eine 

Menge zu organisieren und zu koordinieren.

	 Welche beruflichen  

	 Ziele haben Sie?

Als gewählter Vertreter der deutschen For-

schungs- und Technologiereferenten möchte 

ich die bundesweite Vernetzung und den Erfah-

rungsaustausch unter Kolleginnen und Kollegen 

weiter voranbringen und die Professionalisie-

rung der Arbeit von Forschungs- und Techno-

logiereferenten fördern. Hierbei sind wir schon 

ein gutes Stück vorangekommen, wenn man 

sich die Koordinationsplattform forschungsrefe-

renten.de anschaut. 

	� Wie sind Sie Wissenschafts-
manager/in geworden?

Ich hatte gerade die Studie „Traumberuf For-

schungsreferent“ gelesen und war überzeugt, 

zukünftig in diesem Berufsfeld Fuß fassen zu 

wollen. Als dann an der Universität Erlangen-

Nürnberg eine Stelle als Forschungsreferent 

der Philosophischen Fakultät und Fachbereich 

Theologie frei wurde, habe ich mich ganz 

einfach beworben. Ich sah darin die Chance, 

meine bisherige Erfahrung aus verschiedenen 

Forschungsprojekten und mein breites sozial- 

und geisteswissenschaftliches Wissen, das ich 

während meines Magisterstudiums erworben 

hatte, optimal einbringen zu können. Ich habe 

Politische Wissenschaft, Soziologie, Philoso-

phie, Germanistik und Psychologie studiert 

und anschließend in Politikwissenschaft pro-

moviert. Schon während des Studiums habe 

ich mich mit dem Verhältnis von Disziplinarität 

und Interdisziplinarität und der Emergenz un-

terschiedlicher Wissenskulturen beschäftigt. 

Während ich in meiner Dissertation noch den 

Einfluss von wissenschaftlichem Wissen auf 

politische Entscheidungsprozesse untersuch-

te, kann ich nun umgekehrt den Einfluss von 

Politik auf Wissenschaft und Forschung be-

obachten. Das finde ich ungeheuer spannend 

und anregend.

Eine weitere Professionalisierung erreichte 

ich durch das Stipendienprogramm „Stifter-

verband-Fellowship Wissenschaftsmanage-

ment“ des Stifterverbandes für die Deutsche 

Wissenschaft, das mir den Besuch der Weiter-

bildungsangebote des Zentrums für Wissen-

schaftsmanagement in Speyer (ZWM) und der 

Fachhochschule Osnabrück mit ihrem MBA-

Programm Hochschul- und Wissenschaftsma-

nagement ermöglichte.
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den Disziplinen enorm sind. Das fängt schon 

bei der Organisation der Forschung an, gilt 

aber erst recht für die Darstellung und Bewer-

tung von Forschungsergebnissen. Was im Be-

reich der Lehre unter dem Stichwort „Diversity 

Management“ bereits Einzug in die Hochschu-

len gehalten hat, ist auch eine Herausforde-

rung für das Management der Forschung und 

den adäquaten Umgang mit den verschiede-

nen wissenschaftlichen Disziplinen.

	 Wohin wird sich das Wissenschafts- 
	 management entwickeln?

Die funktionelle Differenzierung wird weiter 

zunehmen und damit auch die Quantität und 

Komplexität der Aufgaben im Wissenschafts-

management. Die Nachfrage und Bedeutung 

von Tätigkeiten, die im weitesten Sinne dem 

Wissenschaftsmanagement zugeordnet wer-

den können, wird daher noch zunehmen. 

Damit sich die Wissenschaftler verstärkt auf 

ihre Kernaufgaben von Forschung und Lehre 

konzentrieren können, müssen sie durch Wis-

senschaftsmanager, die ihre Profession vor 

allem als Dienstleister und weniger als Mana-

ger im unternehmerischen Sinne verstehen, 

entlastet werden. Die weitere Professiona-

lisierung dieser Aufgaben in Forschung und 

Lehre, aber auch die parallel dazu erfolgen-

de Herausbildung einer Berufsidentität wird 

dabei eine wichtige Rolle spielen.

	I hre Botschaft an die Kolleginnen 
	 und Kollegen?

Kopf hoch für ein selbstbewusstes Auftreten 

gegenüber den anderen Professionen des Hoch-

schul- und Wissenschaftssystems. Wir wollen in 

Zukunft verstärkt als Berufsgruppe wahrgenom-

men werden. Vielen Dank für das Vertrauen bei 

der Wahl zum Sprecherrat der deutschen For-

schungs- und Technologiereferenten.

	�I hr gelungenstes  

Projekt?

Kundenzufriedenheit und Serviceorientierung 

stehen bei mir an erster Stelle. Insofern versu-

che ich, dass jeder Projektantrag, unabhängig 

von seinem Drittmittelvolumen, ein gelungenes 

Projekt wird. Das klappt leider nicht immer. Den-

noch sollte bei jedem Beratungsgespräch deut-

lich werden, dass die Unterstützung durch den 

Forschungsreferenten für den Wissenschaftler 

einen erheblichen Mehrwert darstellt. Wenn 

der Ratsuchende mit zufriedenem Lächeln und 

neuer Motivation für sein Forschungsprojekt 

mein Büro verlässt, bin ich auch zufrieden. Am 

meisten gefreut hat mich in letzter Zeit die 

Bewilligung unseres DFG-Graduiertenkollegs 

„Präsenz und implizites Wissen“. Mit seinem 

kulturvergleichenden Ansatz passt es hervor-

ragend zu den Forschungsfeldern unserer Fa-

kultät. Da ich selbst in einem DFG-Graduier-

tenkolleg promoviert habe und diese Struktur 

gerade für geistes- und sozialwissenschaftli-

che Forschungsprojekte geeignet finde, habe 

ich bei der Begehung mit den Antragstellern 

mitgefiebert.

	� Die größte Herausforderung für  

das Wissenschaftsmanagement?

Die größte Herausforderung ist nach wie vor 

das bestens bekannte Problem, dass sich 

Wissenschaft insbesondere universitäre 

Forschung nicht genauso managen lassen, 

wie man das aus dem BWL-Lehrbuch und 

dem Unternehmensumfeld gewohnt ist. Das 

fängt bei der grundgesetzlich garantierten 

Forschungsfreiheit und der Autonomie der 

einzelnen Lehrstühle an, wird durch die Ka-

meralistik und die Beamtenbesoldung noch 

verstärkt und stößt letztlich auch auf kul-

turelle Unterschiede und Vorbehalte in den 

einzelnen Disziplinen. Diese dürften in der 

Betriebswirtschaftlehre zwar geringer sein als 

in marktferneren Disziplinen, die Besonder-

heit des Wissenschaftssystems, insbesondere 

der Hochschulen, bleibt dennoch erhalten. In-

nerhalb einer Hochschule gilt es zu beachten, 

dass die kulturellen Unterschiede zwischen 
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Kontakt: 

Dr. Robert Fischer 
Forschungsreferent 
Philosophische Fakultät und  
Fachbereich Theologie 
Universität Erlangen-Nürnberg 
Bismarckstraße 1, Raum: A6A5 
Tel.: +49 9131 85-23049 
Fax: +49 9131 85-22176 
E-mail: Robert.Fischer@phil.uni-erlangen.de
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Was im Bereich der Lehre 

unter dem Stichwort  

„Diversity Management“ 

bereits Einzug in die Ide-

enwelt der Hochschulen 

gefunden hat, ist auch 

eine Herausforderung für 

das Management der For-

schung und den adäqua-

ten Umgang mit den ver-

schiedenen wissenschaft-

lichen Disziplinen.
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12	 aktuelle diskussion	 Bachelor und Master in der Medizin

Auf die Haltung kommt es an 
Prof. Dr. Sigrid Harendza, Master of Medical Education, Professorin für Innere Medizin/Ausbildungs- 
forschung an der Medizinischen Fakultät der Universität Hamburg 

In der hitzigen Diskussion über die mögli-
che Einführung von Bachelor und Master 
in der Medizin wird in Deutschland oft völ-
lig vergessen, dass beide Begriffe in der 
„Bologna-Deklaration“ gar nicht genannt 
werden. Ob das Medizinstudium in der 
momentanen Form überhaupt noch zeit-
gemäß ist, um Studierende auf die kom- 
plexen Situationen vorzubereiten, mit denen 
sie in ihrem späteren Berufsalltag konfron-
tiert sein werden, ist die Frage.

Vor dem Hintergrund des Ärztemangels vor 

allem in ländlichen Gebieten, in denen teilweise 

medizinische Fachangestellte zum Durchfüh-

ren von Hausbesuchen angeleitet werden, und 

angesichts der Tatsache, dass viele Medizin-

studierende in Arbeitsbereiche abwandern, in 

denen keine Patientenversorgung stattfindet, 

scheint eine Weiterentwicklung des Medizinstu-

diums dringend erforderlich. 

Kompetenzen statt Faktenwissen
War das Medizinstudium für viele Jahrzehnte 

durch das Erlernen von Faktenwissen geprägt, 

so hat sich in den vergangenen Jahren das 

Bewusstsein dahingehend gewandelt, dass 

zum medizinischen Beruf neben den wissen-

schaftlichen Kenntnissen auch praktische und 

kommunikative Fähigkeiten sowie eine ent-

sprechende Haltung gehören. Dies spiegelt 

sich inzwischen in vielen Curricula wider, wobei 

jedoch größtenteils noch immer eine artifizielle 

Trennung zwischen vorklinischen und klini-

schen Lerninhalten besteht.

Die Einrichtung eines nationalen kompetenzba-

sierten Lernzielkatalogs für das Medizinstudium 

in Deutschland stellt daher einen wichtigen 

Schritt in eine zeitgemäße Richtung dar. In den 

Vordergrund sollen wesentliche Kompetenzen 

wie Abstraktionsfähigkeit und Problemlösefer-

tigkeiten rücken, die dem zunehmend komple-

xeren Wissensmanagement Rechnung tragen, 

mit dem das erforderliche fachspezifische Spe-

zialwissen individuell erworben werden kann. In 

den Niederlanden wird der Aspekt des lebens-

langen Lernens, der vor allem in medizinischen 

Bereichen mit hoher Forschungsleistung eine 

besondere Rolle für zukünftige Ärztinnen und 

Ärzte spielt, bereits seit einigen Jahren im Me-

dizinstudium besonders berücksichtigt.

„Barfußdoktor“?
Im Zentrum der Überlegungen steht also die 

Frage, ob das Gesundheitssystem – und damit 

auch das Medizinstudium – in Deutschland 

derzeit vor einer grundlegenden Veränderung 

steht, bei der neue Berufsfelder geschaffen 

werden müssen, in denen beispielsweise der 

Bachelor als interprofessionelle Schnittstelle 

zwischen Gesundheitsanbietern und Patienten 

fungieren könnte. Die vorschnelle Degradierung 

des Bachelors zum „Barfußdoktor“ polarisiert 

diese dringend notwendige Debatte in unnöti-

ger Weise und erstickt kreative Überlegungen, 

die jetzt erforderlich sind, im Keim.

An vielen Hochschulen besteht jedoch ein 

großes Interesse, Kompetenzen für die un-

terschiedlichen Stufen der medizinischen 

Ausbildung zu definieren und sich an einer 

konsequenten Orientierung an diesen defi-

nierten Ausbildungszielen der verschiedenen 

Abschnitte des Studiums zu beteiligen. Ins-

besondere muss durch die Kompetenzstufen 

auch festgelegt werden, für welche Aufgaben 

die Personen mit dem jeweiligen Abschluss im 

Gesundheitssystem befähigt sind und einge-

setzt werden können.

Dass es viele Qualifikationen im medizini-

schen Bereich gibt, für die ein dreijähriges 

Studium mit entsprechenden Zielen absolut 

ausreichend erscheint, zeigen bereits etab-

lierte Bachelor-Studiengänge zum „Physician 

Assistant“, die für eine eigenständige, ärztlich 

delegierte Tätigkeit beispielsweise im Berufs-

feld des Operationsdienstes, der Intensivstati-

on, der Notfallambulanz oder der Funktionsdi-

agnostik qualifizieren. 

Dass es eine weitere fundierte wissenschaft-

liche Qualifikation für später ärztlich tätige 

Personen geben muss, ist selbstverständlich. 

Warum beide Komponenten nicht zu einem ge-

meinsamen Bachelor-/Masterstudiengang Me-

dizin vereint werden können, in dem nach dem 

Bachelor-Abschluss eine Berufsqualifizierung 

erreicht wird und durch drei weitere Studien-

jahre mit verstärkt wissenschaftlichem Arbeiten 

der Master (Arzt) erworben werden kann, leuch-

tet nicht unmittelbar ein.

Dass der Bachelor sich nicht Arzt nennen wird, 

ist klar. Dass er mit einer bedarfsgerechten 

Qualifikation in Zukunft einen wesentlichen Bei-

trag als Mitarbeiter im Gesundheitswesen leis-

ten wird, wenn die Hochschulen sich in diese 

Richtung bewegen, steht außer Frage.

Foto: UKE 
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Auf die Qualität kommt es an 
Prof. Dr. Josef M. Pfeilschifter, Professor der Pharmakologie und Dekan der Medizinischen Fakultät  
am Klinikum der Johann Wolfgang Goethe-Universität in Frankfurt am Main

Mit einem Medizinstudium kann man vie-
les werden. Bundesgesundheitsminister 
zum Beispiel. Man kann aber auch kura-
tiv tätiger Arzt werden und einer aktuel-
len Untersuchung zufolge tun das sogar 
94 Prozent der Absolventen. Mehr als 70 
Prozent der Deutschen fühlen sich von der 
Ärzteschaft gut behandelt – ein Spitzen-
wert in Europa. Etwa 78.000 Medizinstu-
dierende sind an deutschen Universitäten 
immatrikuliert. Das Studium ist überaus 
begehrt. Von denen, die sich einmal imma-
trikuliert haben, erreichen 95 Prozent das 
Ausbildungsziel, weit mehr als in jedem 
anderen Studiengang. Laut einer Umfra-
ge des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung fühlen sich die Studieren-
den der Medizin – im Fächervergleich – in 
ihrem Curriculum am wohlsten und kaum 
einer denkt ans Wechseln.

Vor dem Hintergrund dieser Kennzahlen kann 

man sich fragen, warum am Studium der Me-

dizin herumgedoktert werden soll. Es ist ein 

universitäres Studium, und zwar eines der 

wenigen, das den Spagat zwischen wissen-

schaftlicher Bildung und Berufsausbildung 

schafft, und sich im wahrsten Sinne bereits 

im Post-Bologna-Zeitalter befindet. 

Drohende „Entwissenschaftlichung“ 
Es ist sicher nicht der Ausbildung der Medizi-

ner anzulasten, dass zu wenige Lust haben als 

Landarzt zu arbeiten oder viele lieber ins Aus-

land gehen. Dennoch soll es die Ausbildung 

richten. Praxisnäher müsse sie werden, Hand-

lungskompetenzen habe sie zu vermitteln, am 

besten nur die „wesentlichen Schlüsselkom-

petenzen“. Das theoretisch-wissenschaftliche 

Wissen müsse zurücktreten, überhaupt sei 

die unselige Trennung von Theorie und Praxis 

zu überwinden – und nach sechs Semestern 

haben wir ihn dann, den fertigen Bachelor der 

Medizin. Schlüsselkompetent. Im Wesentlichen.

Es ist nicht unwesentlich anzumerken, dass 

diese zu manchem fähigen Bachelors nach 

geltendem, europäischem Recht nicht ärzt-

lich tätig werden dürfen. Weswegen auch kein 

Medizinstudent sich mit diesem Abschluss 

begnügt. Natürlich wollen alle Ärzte werden. 

Also müsste dem Bachelor ein Tätigkeitsfeld 

geschaffen werden. Im Wesentlichen geht 

es nämlich darum, ihn statt des Landarztes 

auf die Runde zu schicken, ihn die ärztlichen 

Leistungen erbringen zu lassen, für die man 

die Ärzte selbst nicht mehr bezahlen will oder 

kann. Dies aber würde den Einstieg in die 

Zweiklassenmedizin endgültig machen. 

Werfen wir noch einen Blick auf das Studium 

selbst. Was würde ein Bachelor dort bedeu-

ten? Zunächst: Absenkung der Standards, 

vor allem in der (natur-)wissenschaftlichen 

Grundlagenausbildung. Erfreulich für die Stu-

dierenden: Man ersparte sich das lästige erste 

Staatsexamen, das gefürchtete Physikum. 

Und sicher hätten so viele junge Leute, die an 

den gegenwärtigen Anforderungen des Stu-

diums scheitern würden, eine Chance. Man 

könnte sogar mehr von ihnen für dasselbe 

Geld ausbilden, es fällt ja so viel weg, was 

nicht „wesentliche Schlüsselkompetenz“ ist.

Die Ganzheit des Fachs nicht beschneiden
In den Studiengängen, die die Bachelor-/Mas-

terstruktur bereits übernommen haben, sind 

die Ergebnisse zu besichtigen: Vermassung, 

damit einhergehende Entwissenschaftlichung, 

endlose Streitereien über die Zulassung zu 

den knappen Masterstudienplätzen. Warum 

sollten wir in der Medizin ein anderes Ergeb-

nis erwarten? Und – wenn wir nach wie vor 

wissenschaftlich ausgebildete Ärzte wollen 

– was machen wir dann mit den „wesent-

lich schlüsselkompetenten“ Bachelors, die 

wir für das Masterstudium zulassen? Ihnen 

nachträglich die Theorie zu ihrer Kompetenz 

vermitteln? Ihnen jetzt erst erklären, dass es 

den Hauptschlüssel zur Medizin, die Schlüs-

selkompetenz nicht gibt, sondern dass es ein 

ungeheuer großer Schlüsselbund an Wissen, 

Können, Kombinieren, Probieren, Studie-

ren, Sichern, Verwerfen, Hypothetisieren und 

Überprüfen – kurz: Wissenschaft ist, die die 

Medizin ausmacht? 

Es ist nicht einzusehen, warum wir einen 

funktionierenden, erfolgreichen universitären 

Studiengang, der eine große Zahl von quali-

fizierten Ärzten hervorbringt, auf den Altären 

des Bologna-Prozesses und der Kostensen-

kung opfern sollen. Der Universität, der wis-

senschaftlichen Bildung ist diese Beschrän-

kung aufs Wesentliche fremd. Ihr geht es ums 

Ganze des Faches. Denn auch die Beschrän-

kung auf das Wesentliche ist eine Form der 

Beschränktheit.

Foto: Privat
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Seit dem 1. Juni 2011 ist Dr. 
Alexander Kurz neues Vor-

standsmitglied der Fraunho-

fer-Gesellschaft für Personal 

und Recht. Der erfahrene 

Forschungsmanager ist Voll-

jurist und Verwaltungswis-

senschaftler. Nach einer Station beim For-

schungszentrum Karlsruhe, wechselte er zum 

Kernforschungszentrum CERN nach Genf. 2007 

kehrte er nach Karlsruhe zurück und ist seit 

Oktober 2009 Vizepräsident des Karlsruher Ins-

tituts für Technologie KIT. Alexander Kurz reizen 

an der neuen Aufgabe in München die heraus-

ragenden Gestaltungsmöglichkeiten. Sicherung 

der Attraktivität als Arbeitgeber, eine leistungs-

gerechte Vergütung, die objektiv differenziert, 

Diversity auch über die Chancengleichheit hin-

aus sowie eine Personalentwicklung, die an die 

Strategien des Hauses angepasst ist – das sind 

die Themen, denen sich Alexander Kurz vorran-

gig widmen will.

Nach seinen Erfahrungen 

als Postdoctoral Fellow an 

der Yale University, war der 

promovierte Biochemiker 

Henning Otto als Dozent 

an der Freien Universität 

Berlin tätig. Dort übernimmt 

er jetzt auch die Koordination naturwissenschaft-

licher Verbundforschungsprojekte, wie der Fo-

cus Area NanoScale, sowie die Kommunikation 

innerhalb der Verbundprojekte. Außerdem ist er 

Geschäftsführer für zwei Sonderforschungsbe-

reiche. „Ich befinde mich mit meiner neuen Arbeit 

an einer sehr spannenden Schnittstelle zwischen 

Wissenschaft, Verwaltung und Öffentlichkeit, die 

abwechslungsreiche, herausfordernde Aufgaben 

bereithält. Es ist äußerst spannend, […] wenn 

ein neuer Verbund wie der SFB 958 seine Arbeit 

aufnehmen kann.“

Mehrwert schaffen

Projekte koordinieren

Die neue Projektmanagerin 

der Global Young Faculty – 

einer Initiative der Stiftung 

Mercator und des Merca-

tor Research Center Ruhr 

(MERCUR) – heißt Dr. Mag-
dalena Zürner. Die Neuro-

biologin betreut mit der Global Young Faculty 

ein Netzwerk junger Forscher und Forscher- 

innen in der Metropole Ruhr. Das Programm 

bietet hochqualifizierten Nachwuchswissen-

schaftlern die Möglichkeit, sich lokal und inter-

national zu vernetzen und selbstbestimmt über 

Fach- und Institutsgrenzen hinweg zusammen-

zuarbeiten. „Was mich an MERCUR reizt, ist das 

Ziel durch eine Kombination von Forschungs-

und Nachwuchsförderung die Wissenschaftsre-

gion Ruhr zu stärken.“

Nachwuchs  
vernetzen

Die Rechtsanwältin und Po-

litikwissenschaftlerin Julia 
Fahl ist neue Leiterin der 

Abteilung Wissenschafts-

management beim Berlin-

Brandenburger Centrum 

für Regenerative Therapien 

(BCRT). Hier ist sie zuständig für Administra-

tion, Kommunikation und Wissenschaftsma-

nagement. Nach ihrem Doppelstudium war sie 

nach einer Station bei einem internationalen 

Hochtechnologieunternehmen im Fertigungs- 

und Medizintechniksektor zuletzt als Bundes-

geschäftsführerin des Verbandes Deutscher 

Privatschulverbände (VDP) tätig. „Mich fasziniert 

an meiner neuen Aufgabe die Interdisziplinarität 

des BCRT, seine Verknüpfung von klinischen 

Bereichen und Technologieplattformen, die 

Beschäftigung mit modernen Schlüsseltechno-

logien sowie die Fokussierung auf die Themen 

Translation und personalisierte Medizin.“

Interdisziplinär  
arbeiten
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Dr. Holger Sommerfeldt ist 

neuer Leiter Fernstudium 

an der IUBH International 

University of applied Scien-

ces Bad Honnef Bonn. Der 

Diplom-Wirtschaftsingenieur 

war zunächst als Unter-

nehmensberater, danach als Manager und Ge-

schäftsführer bei der Bertelsmann AG tätig und 

arbeitet seit drei Jahren als Dozent für Service-

management bei der IUBH. Zu seinen neuen Auf-

gaben zählt hauptsächlich der Aufbau des neuen 

innovativen Fernstudiumangebots innerhalb der 

IUBH, der mit deutschsprachigen Bachelor- und 

Masterstudiengängen in Betriebswirtschaft im 

Oktober 2012 starten soll. „Ich bin motiviert von 

der Überzeugung, dass es auf dem deutschen 

Markt ein großes Bedürfnis nach einem moder-

nen, multimedialen Fernstudium gibt.“

Das Fernstudium 
ausbauen
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Die Leitung  
unterstützen

Die Geschäftsführung des 

Forschungsverbunds Ber-

lin e.V. hat mit Lisa Besler 
eine neue Referentin. Nach 

dem Studium des deutschen 

und französischen Rechts in 

Potsdam, Berlin und Straß-

burg sowie einem interdisziplinären Studien-

aufenthalt in Wroclaw, arbeitete sie nach ihrem 

zweiten Staatsexamen ab Herbst 2008 in der 

Geschäftsstelle der Helmholtz-Gemeinschaft 

in Berlin. Bei ihrer neuen Tätigkeit für den For-

schungsverbund unterstützt sie sowohl den 

administrativen Geschäftsführer als auch den 

Vorstandssprecher. Schwerpunkte bilden hier-

bei die inhaltliche Vor- und Nachbereitung der 

Gremienangelegenheiten (Vorstand, Mitglieder-

versammlung und Kuratorium) sowie die Koor-

dinierung bereichsübergreifender Projekte.
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Empfängerorientierte Berichtssysteme regeln den Infor-
mationsfluss zukunftsorientierter Hochschulen.�

Foto: Gerd Altmann/Pixelio

Informationsarmut trotz Informationsvielfalt
Zum Entwicklungsstand des Managementreportings

Jede Hochschule ist ein riesiger Datenspei-
cher. Diese Daten aus Finanz- und Rech-
nungswesen, Prüfungs- und Lehrverwal-
tung, Kostenrechnung, Lehrevaluationen, 
Drittmittelprojekten und Studierendeninfor-
mationen müssen verwaltet und aufbereitet 
werden. Aber wer muss was für welchen 
Zweck wissen? Experten sind sich einig: Für 
die anstehenden Reformen der Hochschulen 
ist eine Professionalisierung der Informa-
tionssysteme dringend notwendig. Es geht 
nicht mehr nur um eine Rechenschaftsle-
gung für Ministerien und Hochschulräte, 
sondern um eine Informationsgrundlage für 
zukunftsweisende strategische Entschei-
dungen. 

Das auf die Informations- und Steuerungsan-

forderungen der unterschiedlichen Berichts-

empfänger ausgerichtete Reporting ist an vielen 

deutschen Hochschulen allerdings noch nicht 

genügend ausgeprägt. Zwar ist inzwischen ei-

niges in Bewegung gekommen, häufig fehlen 

aber noch immer einheitliche Systeme ebenso 

wie klar definierte Verantwortlichkeiten, so dass 

in der Folge auch die Rechenschaftspflichten 

unklar bleiben.

Hauptproblem, so Barbara Windscheid, Leite-

rin des Dezernats Controlling der Universität 

Freiburg, sei das noch immer unterentwickelte 

Bewusstsein für die Notwendigkeit eines ein-

heitlichen und standardisierten Reportings. Die 

Controllinginstrumente der Wirtschaft wirkten 

auf Mitarbeiter in Wissenschaftsbetrieben häu-

fig abschreckend, auch dann, wenn sie auf die 

speziellen Bedürfnisse der Hochschule ange-

passt seien. Hier müsste intern ein Sensibilisie-

rungsprozess in Gang kommen, „Baustellen“ 

müssten definiert werden. Das sei zunächst mit 

viel Abstimmung und Arbeit verbunden,  „ist ein 

System aber einmal etabliert, erleichtert das die 

Arbeit ungemein“, betont Windscheid.

Hoher Kommunikationsbedarf
Wichtige Voraussetzung für ein funktionierendes 

Berichtswesen ist laut Experten Transparenz, ein 

hohes Maß an Kooperations- und Kommunikati-

onsbereitschaft aller Akteure und ein leistungsfä-

higes Informationssystem. Hier ist noch Ausbau-

bedarf. „Es fehlen integrierte Datenplattformen, 

die Verknüpfungen von Daten aus verschiedenen 

Informationsquellen ermöglichen, ganzheitli-

che Sichten auf die Hochschule herstellen und 

vor allem flexibel auf die strategisch relevanten 

Beobachtungsbereiche des Hochschulmanage-

ments Bezug nehmen“, berichtet Ralph Becker, 

Leiter Competence Center Public Management 

bei Horváth & Partners Management Consul-

tants, aus seiner Beratungserfahrung. An vielen 

Hochschulen bestehe das regelmäßige Berichts-

wesen überwiegend aus finanziellen Informatio-

nen, die naturgemäß über Sachverhalte berich-

ten, die in der Vergangenheit lägen und leider 

wenig proaktive Steuerungsimpulse gäben. Dem 

stimmt auch Barbara Windscheid zu: Mehrdi-

mensionale Abbildungen, wie in der Wirtschaft 

zum Beispiel mit Management Cockpits erzeugt 

werden, seien erstrebenswert, so dass die ein-

zelnen Ebenen in Beziehung zueinander gesetzt 

werden könnten.

Kennzahlen für Qualität
Als zentraler Punkt auf dem Weg zu einem für 

alle Adressaten befriedigenden Reporting gelten 

standardisierte Organisationsprozesse und die 

Auswahl der richtigen Kennzahlen. Dabei kom-

men im Fall der Hochschulen zu den finanziellen 

Kosten- und Leistungskennzahlen auch akade-

mische Kennzahlen aus Forschung und Lehre 

hinzu, die es auszuwählen und zu bewerten 

gilt. Mit diesen Werten kann dann die konkrete 

Planung und Steuerung der Einrichtung begin-

nen. „Leider können wir qualitative Daten, wie 

etwa aus Evaluationen, noch nicht genügend 

berücksichtigen“, so die Freiburger Control-

lerin. „Wir arbeiten aber daran, diese in unser 

Data Warehouse, zu übertragen, um auch das 

Wissensmanagement besser in den Berichten 

abbilden zu können.

Wie in Freiburg arbeiten viele Hochschulen in-

zwischen intensiv an der Verbesserung ihres 

Managementreportings. Veranstaltungen wie 

die im März veranstaltete Konferenz „Em-

pfängerorientiertes Reporting an Hochschu-

len“ (www.lemmens.de) oder das IV. Forum für 

Hochschulräte zum Thema „Kennzahlen – Be-

richtswesen – Controlling“, das Anfang Juni in 

Berlin stattfand, unterstützen diese Entwicklung. 

In Berlin warb der ehemalige Vorstandsvor-

sitzende der Unilever Deutschland GmbH und 

Mitglied des Hochschulrates der Universität 

Hamburg, Johann C. Lindenberg, ausdrück-

lich für die Einführung adäquater Berichts- und 

Rechnungslegungssysteme. Die bislang er-

folgten Kontenplanungen und Prüfungen nach 

allgemein-behördlichen Normen entsprächen 

nicht den Controlling-Anforderungen leistungs-

orientierter Hochschulen und ständen im Wi-

derspruch zur viel propagierten Eigenverant-

wortlichkeit, so Lindenberg. Genug Gründe das 

eigene System zukunftsfähig zu machen.

Klaudia Gerhardt
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Die Werte von Kunst und Musik lassen sich nicht in starren Kennzahlen darstellen. � Foto: Wilhelmine Wulff/Pixelio

Peter M. Lynen

Vom Rapport zum Report 
Sinn und Unsinn des Reportings an Kunst- und Musikhochschulen

Herkömmlich fällt das Berichtswesen im externen Verhältnis der Hochschulen zu ihren Trägern 

(den Ländern) in den Gesamtbereich aufsichtsrechtlicher Befugnisse oder in den Bereich be-

sonderer Gestaltungskompetenzen und Entscheidungsrechte staatlicher Instanzen. Die rechtli-

che Verankerung in den Hochschulgesetzen der Länder lässt hierüber keinen Zweifel. So wird 

das Berichtswesen vornehmlich denjenigen gesetzlichen Abschnitten zugeordnet, welche die 

Rechtsstellung und Aufgaben der Hochschulen und die Aufsichtsbefugnisse des Ministeriums 

betreffen (vgl. als pars pro toto §§ 7, 9 und 68 des NRWKunstHG). Auch das besondere Instru-

ment der Zielvereinbarung setzt vorherige und nachträgliche Berichterstattung voraus.

Berichtsrechte und -pflichten innerhalb der Hochschulen
Diesen klaren rechtlichen Ansatz findet man auch bezüglich des hochschulinternen Berichts-

wesens, dort insbesondere ergänzt durch dienst- und arbeitsrechtliche Grundlagen und Maßga-

ben. So sind die Leitungsebenen sowohl der Hochschulen als auch der Fachbereiche/Fakultäten 

mit Berichtsrechten ausgestattet, denen entsprechende Berichtspflichten der Hochschul- und 

Fachbereichsmitglieder und etlicher Organe und Gremien gegenüberstehen. Im Hinblick auf die 

unterschiedlichen hochschulinternen Zuständigkeitsverteilungen, z.B. zwischen Hochschulräten, 

Senaten, Rektoraten/Präsidien und Dekanaten, besteht ein dichtes Berichtsgeflecht, das gele-

gentlich auch die „Geber-“ und „Empfängerebenen“ miteinander verwebt und zu Kompetenzun-

sicherheiten oder sogar -streitigkeiten führen kann.

Den deutschen Hochschulen – auch den 
Kunst- und Musikhochschulen – ist es 
keineswegs fremd, in Systeme der Be-
richterstattung eingebunden zu sein. Die 
herkömmlichen, aufsichtsrechtlich-ad-
ministrativen Instrumente der Berichter-
stattung und Auskunftserteilung werden 
heute zunehmend ergänzt durch moder-
nes, planerisch-ökonomisches Reporting. 
Kurz gesagt: Der Trend geht vom Rapport 
(der dienstlichen Meldung) zum Report 
(der zielgerichteten Mitteilung). Beim Re-
porting stehen die wirtschaftsbezogenen 
Leitungsstrukturen aus hochschulex-
ternen Unternehmensbereichen Pate. Im 
Folgenden wird der Blick auf die Stärken 
und Schwächen, die Chancen und Risiken 
dieses neuen Instrumentariums gelenkt. 
Dabei wird der Fokus auf die Kunst- und 
Musikhochschulen, deren Strukturen, Auf-
gaben und Besonderheiten gelegt.
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Speziell wissenschafts- beziehungsweise kunstbezogen ausgerichtet sind solche Berichtser-

fordernisse im Rahmen der Qualitätssicherung, der Akkreditierung und Evaluation in Bezug auf 

Lehre sowie Forschung und Entwicklung (einschließlich der künstlerischen Entwicklungsvorha-

ben, auch einschließlich der Abwicklung von Freisemestern für solche Vorhaben). Im Hinblick auf 

staatliche und wirtschaftliche Belange und Ziele – vor allem im Haushaltswesen und der (leis-

tungsbezogenen) Mittelverteilung – ergeben sich konkrete Berichtserfordernisse besonders aus 

dem Haushalts- und Personalrecht. Dies betrifft besonders die aktuellen Verfahren der Kosten- 

und Leistungsrechnung (KLR) und des Controllings insgesamt. Vertraglich fundierte und einzel-

fallbezogene Berichtspflichten, beispielsweise bei Drittmittelvorhaben oder im Rahmen anderer 

Mitteleinwerbungen unter den Oberbegriffen Fundraising und Sponsoring, sowie Berichte bei 

gezielten Zuwendungen und haushaltsrechtlich relevanten Mittelzuweisungen kommen hinzu. 

Ein „Zuwenig“ an bereits vorhandenen Berichtsrechten und -pflichten ist – zumindest in Bezug 

auf das rechtlich Vorgegebene – keinesfalls zu konstatieren. 

Staatliches Auskunftsrecht versus Selbstbestimmung
Ziel des herkömmlichen, aufsichtsbezogenen Berichtswesens ist es, die aufgabengerechte 

und rechtmäßige Erfüllung der den Hochschulen zugewiesenen Pflege der Wissenschaften und 

Künste durch Lehre, Forschung, Kunstausübung und künstlerische Entwicklungsvorhaben zu 

fördern und gegebenenfalls zu kontrollieren. Dies ist allerdings durch die Aufteilung in staatliche 

Aufgaben (Haushalt und Personal) und Selbstverwaltungsaufgaben (Lehre, Forschung, Kunst-

ausübung und künstlerische Entwicklungsvorhaben) kategorisiert und kanalisiert. Durch recht-

lich festgelegte Grenzen der staatlichen Auskunftsrechte beschränkt sich der Eingriff innerhalb 

der Selbstverwaltungsangelegenheiten auf rechtsaufsichtliche Maßnahmen, welche sich gera-

de nicht auf Zweckmäßigkeit und damit verbundene Entscheidungsspielräume beziehen dür-

fen. Insoweit sind ein „Staatskuratel“ im Sinne jederzeitiger und umfassender Auskunfts- und 

Einsichtsrechte und eine landesherrliche Supervision diesem System weitgehend fremd bezie-

hungsweise können nicht selten als rechtswidrig stigmatisiert werden. Dies wirkt sich auch auf 

die Hochschulleitung aus, die ebenfalls nicht mit umfassender Supervision gleichzusetzen ist. 

Klassisches Berichtswesen versus modernes Reporting
Nun wird dieses komplexe und rechtlich festgelegte „Rapport“-System keinesfalls ad acta ge-

legt. Mit der Einführung der modernen Steuerungsinstrumente, dem neuen Leitbild der Hoch-

schule als „Unternehmen“ für Bildung und Forschung sowie dem Wandel von der Hochschul-

verwaltung zum Hochschulmanagement und der stärkeren Betonung der Wirtschaftlichkeit und 

Effizienz bei der Erfüllung weitgesteckter Hochschulaufgaben wird das bisherige System nicht 

ersetzt, sondern geprägt und ergänzt.

Beim Reporting wird unter unternehmerischen Gesichtspunkten vornehmlich auf Unterstützung 

(z.B. der Hochschulleitung, aber auch hochschulexterner Instanzen) abgestellt. Diese bezieht 

sich insbesondere auf das System der leistungsbezogenen Verteilung, die Zuweisung und Be-

wirtschaftung von Ressourcen und Mitteln, vor allem im Rahmen globalisierter Haushalte und 

Budgets. Ziel ist nicht zuletzt die erfolgsgerichtete Verwendung von Geldern. Dazu sollen mithilfe 

moderner IT möglichst „alle“ Leistungen in einem System von Kennzahlen aktuell erfasst und 

dargestellt werden. Dieses Modell stößt im Hochschulwesen auf drei Schwierigkeiten:

1.	 Die Verteilung der hochschulischen Kompetenzen (im dreifachen Sinne als Zuständigkeit, 

Fähigkeit und Verantwortung verstanden) entspricht nicht der von Wirtschaftsunternehmen, 

sondern unterliegt wissenschafts- und kunstadäquaten Eigengesetzlichkeiten und Selbst-
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verwaltungsrechten. Insbesondere finden die einzelnen Mitglieder der Hochschulen Gestal-

tungsspielräume vor, welche ebenso systemimmanent wie (grund)rechtlich abgesichert sind. 

So sind Studierende weniger „Kunden“ als verantwortliche Mitwirkende wissenschafts- oder 

kunstbezogener Produktionsprozesse. Die Lehrenden brauchen spezifische und zu garantie-

rende Freiräume im Rahmen der Kunst- und Wissenschaftsfreiheit.

2.	 Künstlerische und wissenschaftliche Leistungen sowie die Beurteilung deren Qualität sind mit 

quantitativen Verfahren und Messungen nur eingeschränkt erfassbar. Jedenfalls unterliegen 

sie erheblichen fachspezifischen Differenzierungsnotwendigkeiten. Die aus rein quantitativen 

Messungen und Darstellungen folgenden Steuerungen können zu Ergebnissen führen, welche 

Vielfalt, fachbezogene Besonderheiten und spezifische Ziele sowie Innovation und Kreativität 

einschränken. Hinzu kommen erhebliche Probleme der „richtigen“ statistischen Fragestel-

lung und Erfassung.

3.	 Aufwand und Nutzen von Modellen des Reportings müssen in Relation zu den vorhandenen 

Berichtssystemen und vor allem zur Aufgabenerfüllung der Hochschulen insgesamt gesetzt 

werden. Gerade wirtschaftsbezogene Modelle müssen die Anforderung, selbst wirtschaftlich 

zu sein (vor allem unter dem Minimierungs- und Maximierungsprinzip), erfüllen. Die Erfah-

rungen zeigen, dass insbesondere der personelle Berichtsaufwand in Verwaltung und Selbst-

verwaltung in den letzten Jahrzehnten erheblich gestiegen ist. Es ist zu fragen, ob der dem 

gegenüber stehende Nutzen verhältnismäßig ist. Die reine Kumulierung bürokratischer Ver-

fahren aus Administration und Management wäre dies nicht.

Spezielle Situation an Kunst- und Musikhochschulen
In Bezug auf die Kunst- und Musikhochschulen erhalten diese prinzipiell für alle (staatlichen) 

Hochschulen gültigen Fragestellungen eine besondere Prägung. Auszugehen ist davon, dass die 

künstlerischen Hochschulen

a)	 quantitativ kleine Einrichtungen sind (die Mitgliederzahl insgesamt pro Hochschule liegt oft 

unter 1000, selten deutlich darüber), die statusbezogen, administrativ und wirtschaftlich das 

gleiche Aufgabenspektrum und die prinzipiell gleichen Selbstverwaltungsbefugnisse aufwei-

sen wie Universitäten. Den Aufgaben stehen indes andere Strukturen und Ressourcen ge-

genüber. Dies indiziert bereits „maßgeschneiderte“ kunsthochschulbezogene Lösungen und 

nicht die pauschale Übernahme woanders eingeführter Systeme.

b)	 in der (künstlerischen) Lehre Betreuungsrelationen zwischen Lehrenden und Studierenden 

aufweisen, die weit günstiger sind als diejenigen in Universitäten und Fachhochschulen. Dies 

liegt zum einen an der strengen Auswahl der Studienbewerber (oft mit einstelligen oder knapp 

zweistelligen Prozentsätzen der Zulassungsquote bereits für den ersten grundständigen Studi-

engang) und zum anderen an spezifischen Lehrveranstaltungsformen, die stark durch den per-

sönlichen Kontakt und die Individualität der Lehre („Meister-Schüler-Verhältnisse“) beeinflusst 

sind. Dies ist ein besonderes Qualitätsmerkmal deutscher Kunst- und Musikhochschulen, das 

– gekoppelt mit einer Rekrutierung bedeutender Künstler für die Lehre – auch zu internatio-

naler Anerkennung und hohen Anteilen ausländischer Studierender geführt hat. Die üblichen 

Kennzahlensysteme vernachlässigen dieses Qualitätsmerkmal nicht nur, sondern belohnen im 

Gegenteil hohe Zahlen in Studium und Prüfungen. Individualität bis zum Einzelunterricht und 

exzellente Betreuungsrelationen gereichen statistisch nicht zum Vorteil. Eine Ausweitung der 

Studierendenzahlen bei gleichbleibender Lehrkapazität wird qualitätsbezogen kontraproduk-

tiv sein. Selbst die Ausweitung der Lehrkapazitäten führt nicht a priori zur Verbesserung der 

Lehre, weil es auf die Qualität der Lehrenden ankommt. Dies müsste Berücksichtigung finden.
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c)	 die Ergebnisse ihrer Lehre in besonderen Formen veröffentlichen. Hinzuweisen ist exemp-

larisch auf die Vielfalt der Konzerte und Aufführungen an Musikhochschulen oder an die 

zahlreichen Ausstellungen und besondere Publikationen (Kataloge, CD, DVD Filme etc.) an 

Kunsthochschulen. Dadurch wird diese Hochschulart zu einem wichtigen Teil des (öffentli-

chen) Kulturbetriebs und ermöglicht Transparenz und Kritik. Das geht über Öffentlichkeitsar-

beit weit hinaus und stellt ein dichtes Berichtswesen eigener Art dar. Hinzu kommt, dass die 

kunstbezogenen Berufs- und Tätigkeitsfelder spezifisch ausgestaltet sind und stark freibe-

rufliche Verhältnisse umfassen. Die Hochschulabschlüsse, deren Bedeutung und Bewertung, 

sind nicht deckungsgleich mit denen an Universitäten und Fachhochschulen, auch nicht nach 

Durchführung des Bologna-Prozesses. Die bisherigen Kennzahlensysteme nehmen auf solche 

Strukturen und Gegebenheiten kaum Rücksicht.

d)	die Qualität künstlerischer Leistungen und Ergebnisse zwar feststellen können, solche Fest-

stellungen aber einem hohen Grad intersubjektiver und disziplinbezogener – auch zeitge-

bundener und wandlungsfähiger – Wertungen unterliegen. Wettbewerb ist den Kunst- und 

Musikhochschulen und deren Mitgliedern keineswegs fremd. Aber Kunst ist Ware und Wert 

zugleich. Waren kann man mit Kennzahlen (vor allem Preisen, seien es Sachen oder Dienst-

leistungen) bemessen. Damit sind der Wert, nämlich die kulturelle Bedeutung, aber noch 

lange nicht adäquat erfasst. Diese Kategorie, verbunden mit Innovation, Kreativität und der 

Unvorhersehbarkeit der Künste, gehört aber wesentlich zur Bestimmung und dem Selbstver-

ständnis der (staatlichen!) Kunst- und Musikhochschulen. Die „eigentliche“ Leistungsbemes-

sung hört hier nicht auf, sondern findet dort statt. Quantifizieren lässt sich insoweit wenig.

e)	 als Pendant zur Forschung die Kunstausübung und die künstlerischen Entwicklungsvorhaben 

als wesentliche Aufgaben verstehen. Auch Kunst- und Musikhochschulen sind keine reinen 

Lehranstalten oder ausschließlich Orte der Vermittlung gesicherten Wissens. Außer der For-

schung in den an ihnen vertretenen wissenschaftlichen Fächern, für welche die gleichen Be-

dingungen und Möglichkeiten der Messung gelten wie an den Universitäten, gehören Kunst-

ausübung und künstlerische Entwicklungsvorhaben nicht ausschließlich dem außerhoch-

schulischen Kulturbetrieb oder dem Feld der Nebentätigkeiten an, sondern sind wesensbe-

stimmender Teil der Hochschulaufgaben. Genauso wie bei dem Begriffspaar „Forschung und 

Lehre“ kommt es hier auf unerlässliche und vitale Wechselbeziehungen an: Das eine bedingt 

das andere. Die künstlerische Lehre ist nicht eine Lehre „über“ Kunst, sondern sie schöpft 

„aus“ dem künstlerischen Schaffen, für das sie bestimmt ist. Dies muss auch hochschulpoli-

tisch wahrgenommen sowie ausgestattet und gefördert werden. Ebenso müssten Instrumen-

te des Reportings kunstadäquat und diese Interdependenzen angemessen berücksichtigend 

ausgestaltet sein.

Fazit 

Reportingsysteme sind für Kunst- und Musikhochschulen nicht generell ungeeignet. Aber die An-

nahme, für andere Hochschularten entwickelte Modelle könnten unmittelbar angewendet und eins 

zu eins übertragen werden, ist falsch. Die Frage nach Sinn oder Unsinn des Reportings kann erst 

beantwortet werden, wenn man einerseits das Gesamtpaket von „Rapport und Report“ auf seine 

Angemessenheit „durchforstet“ (nicht jeder muss und darf alles wissen) und anderseits den spezi-

fischen – insbesondere rechtlich fundierte – Strukturmerkmalen und Inhalten der Hochschulen im 

Allgemeinen und der Kunst- und Musikhochschulen im Besonderen Rechnung trägt. Diese Ansätze 

scheinen in der bisherigen Implementierung des Reportings aus der vornehmlichen Sicht von be-

trieblicher Beratung und politischer Unterstützung vernachlässigt zu werden.



Hochschulen stehen unter zunehmendem 
Druck, ihre leistungsbezogenen Kenn-
zahlen zielgruppengerecht zur Verfügung 
zu stellen. Zu diesen Zielgruppen zählen 
nicht nur interne Berichtsempfänger (z.B. 
die Hochschulleitung oder die Leiter von 
Fachbereichen), sondern auch zahlreiche 
externe Interessengruppen wie Ministeri-
en, Geldgeber, Förderer, Studierende (vgl. 
Hubig/Lingau 2008, S. 390). Die Wissen-
schaftsministerien sind dabei wesentliche 
Treiber für die Entwicklung des Berichts-
wesens. Dessen Bedeutung an Hochschu-
len steigt weiter und somit die Notwen-
digkeit einer fundierten Datengrundlage, 
auf deren Basis die aktuelle und künftige 
Situation der Hochschule umfassend und 
prägnant abgebildet werden kann. 

Die Realität an Hochschulen sieht jedoch häufig anders aus: Dezentrale und widersprüchliche 

Datenbestände über den Haushalt sowie die Leistungen in Forschung und Lehre verhindern oft-

mals konsistente und valide Aussagen. Die Konsequenz ist, dass der Hochschulleitung und den 

anderen Interessengruppen häufig kein Gesamtbild über finanzielle oder akademische Sachver-

halte vorgelegt werden kann beziehungsweise dies erst nach großem Erhebungsaufwand zeit-

lich nachgelagert erfolgt.

Im Rahmen einer bundesweiten Gemeinschaftsstudie des International Performance Research 

Institutes (IPRI) und Horváth & Partners zum Thema „Berichtswesen an Hochschulen“ wurden 

zahlreiche Verbesserungspotenziale festgestellt. Im Sommer 2010 wurde hierzu ein standardi-

sierter Fragebogen an Vertreter der Hochschulleitungen von 255 Hochschulen versandt (Fach-, 

Kunst- und Musikhochschulen). Der Rücklauf entsprach mit 42 verwertbaren Fragebögen einer 

sehr guten Quote von 17 Prozent und verdeutlicht die Relevanz des Themas. 

In der Befragung wurden die Hochschulleitungen zum Status quo ihres Berichtswesens befragt. 

Neben Berichtsinhalten und Berichtsdarstellung wurden auch IT-Unterstützung sowie Verbesse-

rungspotenziale betrachtet.

Ideal und Status quo im Berichtswesen an Hochschulen
Das Berichtswesen zielt darauf ab, alle Leistungen innerhalb der Hochschule transparent darzu-

stellen und somit eine Entscheidungsgrundlage für die Steuerung der Hochschule zu liefern (vgl. 

zum Berichtswesen Horváth 2009, S. 540 sowie speziell zum Berichtswesen in Hochschulen 
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eindeutig ausbaufähig. 

Foto: Rainer Sturm/Pixelio

Mischa Seiter, Caroline Rosentritt und Sabrina Link

Gestaltung des Berichtswesens an Hochschulen 
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Heinrichs 2010, S. 107). Voraussetzung hierfür ist, dass die Informationsbedarfe der Empfänger 

bekannt sind und für die relevanten Leistungsbestandteile Messgrößen definiert wurden. 

Die Leistungsmessung und -bewertung steht in direkter Beziehung zu den gesetzten Zielen, 

da Leistungsfähigkeit und Erfolg der Hochschule an der Erreichung der gesetzten Ziele gemes-

sen werden (Horváth 2003, S. 430). Abbildung 1 verdeutlicht den Umfang des Berichtswesens. 

Ausgehend von der Strategie der Hochschule und den daraus abgeleiteten Zielen stellen die 

Berichte an die Hochschulleitung idealerweise die Erfüllung der (Teil-)Ziele (Ist-Situation) sowie 

etwaige Abweichungen von der geplanten Zielerreichung (Soll-Situation) dar und geben einen 

Ausblick auf die zu erwartende Entwicklung (Forecast).

                                                                      Gestaltung des Berichtswesens	 21

Den Ergebnissen der Befragung zufolge fokussiert das Berichtswesen der Hochschulen primär 

auf die Erfüllung externer Anforderungen. Die Unterstützung der Steuerung der Hochschule und 

die Deckung des Informationsbedarfs interner Berichtsempfänger erscheinen nachrangig. 

Den Hochschulleitungen ist es auf Basis der zur Verfügung stehenden Berichte meist möglich, 

Aussagen auf aggregierter Hochschulebene zu treffen. Sofern detailliertere Informationen (Fach-

bereichs- oder Professorenebene) notwendig werden, wird dies beim überwiegenden Teil der 

Studienteilnehmer vom Berichtswesen nicht unterstützt. 

Bemerkenswert ist, dass nur ein sehr geringer Teil der Hochschulleitungen durch das Berichts-

wesen in die Lage versetzt wird, die Qualität der Lehre vollumfänglich zu beurteilen. Vor dem 

Hintergrund der bereits seit vielen Jahren existierenden Lehrevaluationen sowie des zunehmen-

den Wettbewerbs um Studierende, in dem die Hochschulen klar ihre Leistungen in Forschung 

und Lehre darstellen müssen, erscheint dies als wesentliches Defizit.

Der hohe Aggregationsgrad spiegelt sich auch in der Regelmäßigkeit der Datenerhebung wider. 

Kennzahlen werden teilweise nur jährlich zur Verfügung gestellt, selbst finanzielle Kennzahlen 

wie etwa die Verwendung von Drittmitteln. Eine unterjährige Steuerung der Hochschule kann 

damit nur unzureichend unterstützt werden. Nur wenige Hochschulleitungen gaben an, die aktu-

elle Drittmittelsituation auf Basis der verfügbaren Berichte vollumfänglich beurteilen zu können. 

Die Informationsversorgung von Interessengruppen, wie Stiftungen, Förderern, Studierenden 

und der Wirtschaft, kann damit auch nur unzureichend wahrgenommen werden. Die befragten 

Hochschulleitungen sind mehrheitlich nicht in der Lage, auf Basis ihres Berichtswesens fundier-

te Aussagen über die eigenen Stärken gegenüber Interessengruppen zu treffen. Vor dem Hin-

Strategie 

Strategische Ziele, Programme und Projekte

Ziel- und Leistungsvereinbarungen, Mittelverteilung/Budgetierungsmodell, 
Projekt- und Risikomanagement, Leistungsmessung und -bewertung

Mehrjährige Finanz- und Personalplanung 

Abb. 1: Umfang des Berichtswesens an Hochschulen zur Information der Hochschulleitung
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tergrund der Diskussion über eine verstärkte Förderung von Hochschulen durch Unternehmen, 

Stiftungen und vermögende Privatpersonen, wie dies im nordamerikanischen Raum verbreitet 

ist, ist dieses Defizit der Auskunftsfähigkeit gegenüber möglichen Förderern bemerkenswert.

Im Rahmen der Befragung wurde ebenfalls die Steuerungsrelevanz vorhandener Berichte ana-

lysiert. Berichte sind dann steuerungsrelevant, wenn ihre Inhalte die Ziele der Hochschule ab-

bilden, welche durch den Berichtsempfänger zu steuern sind und einen Soll-Ist-Vergleich sowie 

Zeitreihenbetrachtungen ermöglichen. Zusätzlich müssen die im Bericht enthaltenen Kennzahlen 

klar definiert sein. Allerdings zeigt die Studie, dass nur bei einer Minderheit der teilnehmenden 

Hochschulen die Kennzahlen konsequent aus den strategischen Zielen der Hochschule abgelei-

tet sind. Ebenso verfügen nur wenige Hochschulen über eindeutig definierte und abgegrenzte 

Kennzahlen. Hier ist ein deutliches Defizit zu bemerken, da die Auswahl der Kennzahlen für die 

internen Berichte sowie die Definition der Kennzahlen durch die Hochschulen selbst vorgenom-

men werden kann. 

Positiv hervorzuheben ist dagegen, dass die Mehrheit der Teilnehmer Kommentierungen in Be-

richten nutzt, um die Verständlichkeit der Berichte zu erhöhen. Jedoch besteht noch Verbesse-

rungspotenzial in der Darstellung. Grafische Elemente sind teilweise noch nicht Bestandteil des 

Berichtswesens, wodurch unter anderem das Erkennen von Entwicklungen erschwert wird. In 

Kombination mit der häufig unklaren Abgrenzung der Kennzahlen wird eine korrekte Interpretati-

on der Darstellung unnötig erschwert.

Verbesserungspotenziale des Berichtswesens
Knappe Budgets, starker Wettbewerb und der Trend zur Profilbildung machen es essenziell, auf 

Basis der aktuellen Situation die eigene Organisation zielgerichtet zu steuern. Hierzu ist ein fun-

diertes Berichtswesen notwendig. Die Ergebnisse der Studie weisen allerdings darauf hin, dass 

das existierende Berichtswesen diese Steuerung nur teilweise unterstützt. Folgende Verbesse-

rungspotenziale sollten vorrangig gehoben werden:

u	 Ableitung der Berichtsinhalte aus den strategischen Zielen der Hochschule: Um ein Profil he-

rauszubilden, ist es wichtig, eine Hochschule an ihren Zielen auszurichten und entsprechend 

zu steuern. Hierzu muss die Strategie auf Teilziele spezifiziert werden. Für diese Teilziele kön-

nen dann entsprechende Kennzahlen definiert werden, die ermöglichen, die aktuelle Zielerrei-

chung darzustellen sowie die Entwicklung der Hochschule transparent zu machen.

u	 Verbesserung der Empfängerorientierung und Steuerungsrelevanz: Das Berichtswesen soll 

die jeweiligen Berichtsempfänger bei der Erfüllung ihrer Steuerungsaufgaben unterstützen. 

Hierzu ist es notwendig, dass die Berichte die Informationsbedürfnisse der Empfänger befrie-

digen. Für die verschiedenen Berichtsempfänger sollten deshalb jeweils individuelle Berichte 

entworfen werden. Eine Anpassung der Berichte an die individuellen Bedürfnisse verbessert 

nicht nur die Steuerungsunterstützung, sondern verringert erfahrungsgemäß auch die An-

fragen für Ad-hoc-Auswertungen und Sonderberichte. Zusätzlich kann durch die Anpassung 

eine Überfrachtung der Berichtsempfänger mit für sie nicht relevanten Informationen vermie-

den werden.

u	 Optimierung der Berichtsdarstellung: Ein wesentliches Optimierungspotenzial konnte in der 

Aufbereitung und Darstellung der Berichte identifiziert werden. Eine leserfreundliche Darstel-

lung, beispielsweise durch die Nutzung von Zeitreihen in Diagrammen oder die Verwendung 

von Ampelfunktionalitäten zur Signalisierung der aktuellen Situation, unterstützt die Berichts-

empfänger. 
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u	 Verbesserung der IT-Unterstützung des Berichtswesens: Eine IT-gestützte Erstellung von 

Berichten kann dazu beitragen, Doppelarbeiten zu reduzieren und Fehler zu vermeiden. Der 

hohe Anteil an MS-Office®-Produkten im Berichtswesen spricht allerdings für eine eher ma-

nuelle Bearbeitung der Informationen und einen damit einhergehenden hohen Ressourcen-

bedarf. Darin sehen die befragten Hochschulleitungen auch ihr größtes Problem: zu wenig 

Personal. 

Vorgehen zur Verbesserung des Berichtswesens
Auf Basis der Studienergebnisse kann eine Empfehlung zur Evaluation bestehender Berichtswe-

sen ausgesprochen werden. Bei der Sicherstellung des Zielbezugs des Berichtswesens ist der 

Blick aus verschiedenen Perspektiven empfehlenswert. Ein ausgewogener Blick auf die Hoch-

schule unterstützt fundierte Steuerungsentscheidungen. Vergangenheitsorientierte Kennzahlen 

sollten gemeinsam mit zukunftsorientierten sowie internen und externen Kennzahlen betrachtet 

werden. Für Kapazitäts- oder auch Profilbildungsentscheidungen ist beispielsweise ein Blick auf 

die Studierendenzahlen eines Studiengangs der letzten Jahre (vergangenheitsorientierte Infor-

mation) gemeinsam mit den Plan-Zahlen (zukunftsorientierte Information) entscheidend, ebenso 

wie die Gesamtstudierendenstruktur (interne Information) oder die Zahl der Abiturienten (externe 

Information). 

Die gemeinsame Betrachtung von finanziellen und nicht-finanziellen Kennzahlen gibt Auskunft über 

die tatsächliche Leistungsfähigkeit der Hochschule. Finanzielle Informationen können z.B. Drittmittel 

oder Budgetkennzahlen sein. Studierendenzufriedenheit oder die Anzahl von Patenten oder Publika-

tionen stellen nicht finanzielle Kennzahlen dar. Die ausgewogene (balanced) Sichtweise kann durch 

die Erstellung einer Balanced Scorecard (vgl. Abb. 2) unterstützt werden, da sie die verschiedenen 

Ziele der Hochschule mit Messgrößen hinterlegt. Somit können alle steuerungsrelevanten Kennzah-

len übersichtlich abgebildet und einheitlich definiert werden. Aus diesen Kennzahlen können dann 

adressaten- beziehungsweise zweckorientierte Berichte erstellt werden.
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Summary

This empirical study focuses on management 
reporting systems in German universities. Based 
on the results suggestions to improve these sys-
tems are proposed.
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Wie die Informationen anschließend sinnvoll gebündelt werden, wird im Berichtskonzept der Hoch-

schule festgelegt. Das Berichtskonzept besteht aus vier Säulen: Der Definition der Berichtsobjekte 

und -empfänger, der Festlegung der Berichtsinhalte, einem Konzept für die Darstellung der Berichte 

sowie die benötigten Prozesse und Verantwortlichkeiten. 

Instrumente und IT-Systeme 
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Abb. 3: Berichtskonzept

Diese Säulen können als Vorgehen zur Verbesserung des Berichtssystems genutzt werden. Zu-

nächst müssen die Adressaten für die Berichte festgelegt werden. Dies können sowohl interne 

als auch externe Interessengruppen sein. Beispiele sind der monatliche Steuerungsbericht für den 

Kanzler oder eine quartalsweise Information für Förderer bezüglich aktueller Aktivitäten. 

Anschließend muss für jede Interessengruppe festgelegt werden, welche Informationen diese be-

nötigt. Dieser Informationsbedarf muss bis auf die Ebene von Kennzahlen spezifiziert werden. Bei 

der Auswahl der Kennzahlen ist darauf zu achten, dass einerseits der Informationsbedarf möglichst 

vollständig befriedigt wird, andererseits der Berichtsempfänger nicht mit Informationen überfrachtet 

wird. Nach der Festlegung der Berichtsinhalte ist ein Visualisierungskonzept zu erstellen. Durch den 

Einsatz grafischer Elemente, wie z.B. Zeitreihen, können die Berichte übersichtlich gestaltet werden. 

Die vierte Säule besteht aus der Definition des Prozesses der Berichtserstellung. Dieser muss be-

züglich der benötigten Pflegeprozesse, Termine und Verantwortlichkeiten beschrieben werden, um 

eine fristgerechte Erstellung der Berichte sicherzustellen.

Ein wesentliches Instrument der Datenhaltung ist die IT. Durch eine IT-Unterstützung kann der Auf-

wand zur Erstellung der Berichte reduziert werden. Weiterhin bieten insbesondere integrierte Lösun-

gen die Vorteile der Vermeidung von Medienbrüchen sowie eine hohe Aktualität der Informationen. 

Fazit
Ein maßgeschneidertes Berichtswesen ist kein Luxus den sich ausschließlich große Hochschu-

len leisten sollten, sondern bietet wesentliche Unterstützung bei der Steuerung jeder Hochschu-
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le. Gegenwärtig vernachlässigen viele Hochschulen das Berichtswesen und bedienen lediglich die 

gesetzlichen Anforderungen. In der durchgeführten Studie konnten zahlreiche Defizite (bezüglich 

Informationsumfang, Beurteilung der Lehrqualität, Häufigkeit der Datenbereitstellung, adressaten-

spezifischer Informationen, Ausrichtung an strategischen Zielen der Hochschule) in den Berichten 

identifiziert werden.

Generell ist den Hochschulen eine Evaluation ihres Berichtswesens zu empfehlen. Es muss eine 

klare Zielsetzung geben über das, was gesteuert werden soll, um das Berichtswesen entsprechend 

diesen Bedürfnissen anzupassen. Sowohl bei der Neukonzeption als auch bei der Evaluation des 

bestehenden Berichtswesens können folgende Anforderungskriterien herangezogen werden, um 

den Nutzen und die Qualität des Berichtswesens sicherzustellen:

u	 Ziel- und Entscheidungsorientierung: Ist das Berichtswesen an den strategischen Zielen der 

Hochschule ausgerichtet? Geben die Berichte vollumfänglich Auskunft für anstehende Entschei-

dungen?

u	 Empfängerorientierung: Sind Berichte an die Bedürfnisse der jeweiligen Empfänger angepasst?

u	 Aktualität, Flexibilität und Berichtsperiodizität: Sind die Berichte aktuell? Sind die Berichte flexi-

bel? Werden diese Berichte in angemessenen Abständen zur Verfügung gestellt?

u	 Durchgängigkeit und Kontinuität: Sind die Berichte in sich konsistent?

Nicht zuletzt ist darauf hinzuweisen, dass auch das Berichtswesen dem Kriterium der Wirtschaft-

lichkeit entsprechen muss.
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Viele erfasste Daten, aber kein Reporting-
system, um daraus Rückschlüsse zu zie-
hen – dieses Problem hatte auch unsere 
Hochschule. Aus diesem Grund wurde mit 
dem Aufbau einer effektiven und empfän-
gerorientierten Domäne „Finanzcontrol-
ling“ begonnen. Heute ist die Hochschule 
auf dem Weg zu einem automatisierten, 
empfängerorientierten und ganzheitlichen 
Berichtswesen.

Werner Heinrichs beschreibt in seinem 2010 

erschienenen Band „Hochschulmanagement“ 

(S. V) die aktuelle Situation an Hochschulen 

folgenderweise: „Die Hochschulen haben sich 

in den letzten Jahrzehnten nachhaltig gewan-

delt. Die Zahl der Studierenden hat sich in-

nerhalb von 30 Jahren nahezu verdoppelt, die 

Größe der Etats und die Anzahl der Beschäf-

tigten entsprechen heute vielfach denen eines mittelständischen Unternehmens, die Einführung 

der europaweit einheitlichen Bachelor-/Master-Studienstruktur führte zu höchst komplexen 

organisatorischen, rechtlichen und verwaltungstechnischen Veränderungen, die Internationa-

lisierung von Forschung und Lehre hat erkennbar zugenommen, die Binnenstruktur mit dem 

Hochschulrat als Kontroll- und Steuerungsinstrument erfordert zusätzliche Abstimmung inner-

halb der Hochschulselbstverwaltung, die Teilfinanzierung über Drittmittel ist längst unverzichtbar 

geworden, und die Anforderungen an ein Hochschulmarketing zur Positionierung im internatio-

nalen Wettbewerb entsprechen längst denen eines Wirtschaftsbetriebs. Die Folge ist ein deutlich 

erhöhter Steuerungsaufwand auf allen Führungsebenen.“

Bislang: Umfangreiches Datenmaterial, aber wenige Erkenntnisse
Diese Veränderungen erfordern neben einer Erweiterung von (Führungs-)Kompetenzen der be-

teiligten Personen auch die Einführung, Nutzung und Weiterentwicklung entsprechender Steue-

rungsinstrumente. Seit Januar 2000 wird an der Georg-Simon-Ohm-Hochschule Nürnberg die 

sogenannte „Erweiterte Kameralistik“ gebucht. Dies bedeutet, dass jeder Kostenstellen- bezie-

hungsweise Kostenträgerverantwortliche neben Kapitel und Titel auch die Erlös- beziehungs-

weise Kostenart, die Kostenstelle und gegebenenfalls den Kostenträger kontiert. So zum Beispiel 

die Honorare der Lehrbeauftragten einer Fakultät für einen bestimmten Studiengang. Diese An-

gaben werden dann in einem Buchungssatz von der Abteilung Finanzen zentral gebucht. Zusätz-

lich werden Planwerte (z.B. Budgeteinnahmen) und interne Verrechnungen (z.B. Transfereinnah-

men und -ausgaben) für Kostenstellen beziehungsweise Kostenträger gebucht. 

Transparenz nach innen und außen ist Ziel des ganzheit-
lichen Berichtssystems der Ohm-Hochschule Nürnberg

Foto: Gerd Altmann/Pixelio

Andrea Gerlach-Newman

Reporting an der Ohm-Hochschule Nürnberg 
Auf dem Weg zu einem automatisierten, empfängerorientierten und ganzheitlichen Berichtswesen

wissenschaftsmanagement 3 • mai/juni • 2011

26	 schwerpunkt Reporting an Hochschulen



wissenschaftsmanagement 3 • mai/juni • 2011

Über das eingesetzte Mittelbewirtschaftungssystem (HIS FSV) ist eine Auswertung der Einnah-

men und Ausgaben nach Kapiteln und Titeln möglich. Ein Teil der Buchungssätze wird in ein 

Kostenrechnungssystem (HIS COB) übertragen und kann dort nach Durchführung der Kostenträ-

gerrechnung auf Vollkostenbasis z.B. nach Kostenstellen oder Kostenträgern ausgewertet wer-

den. Die so erstellten Reporte werden jedoch von den Kostenstellenverantwortlichen der Hoch-

schule als unübersichtlich und für ihre Zwecke als wenig hilfreich bewertet.

So ist es beispielsweise nicht möglich, die im Bericht aggregierten Daten durch die Anzeige von 

Einzelbuchungen zu überprüfen. Dies wurde immer wieder als Mangel an Transparenz empfun-

den und hatte zur Folge, dass die Richtigkeit der Berichtsdaten infrage gestellt wurde. Einige 

Fakultäten führten daher auf manuellen Listen ihr eigenes „Buchhaltungssystem“. Dadurch kam 

es häufig zu Abstimmungsproblemen mit den Buchungssätzen im zentralen Mittelbewirtschaf-

tungssystem. Der begrenzte Nutzen der Reporte führte auch dazu, dass die Bereitschaft zu-

sätzliche Kontierungen durchzuführen nicht allzu hoch war. Aufgrund dieser unbefriedigenden 

Situation war es notwendig, über das Berichtswesen der Hochschule neu nachzudenken.

Aufgaben eines Hochschul-Berichtswesens
Das Berichtswesen der Georg-Simon-Ohm-Hochschule Nürnberg sollte grundsätzlich sowohl 

die Rechenschaftslegung gegenüber den Stakeholdern ermöglichen (externes Berichtswesen) 

als auch Abteilungsleitern, Dekanen und der Hochschulleitung die Informationen liefern, die zur 

Entscheidungsunterstützung benötigt werden (internes Berichtswesen). Mit dem Berichtswesen 

werden also zwei wesentliche Ziele eines modernen Hochschulmanagements anvisiert: Legiti-

mation und Transparenz nach innen und nach außen sowie die Schaffung der Möglichkeit, (stra-

tegische) Entscheidungen innerhalb der Hochschule daten- und zahlenbasiert treffen zu können. 

Nicht zuletzt ermöglicht ein solches Berichtswesen, den Dialog über Hochschulentwicklungspro-

zesse auf der Basis gesicherter und für alle zugänglicher interner und externer Daten führen zu 

können. Entscheidungsprozesse lassen sich so leichter und zudem in eine gemeinsame Rich-

tung herbeiführen (siehe Abb.1).

Anforderungen an das Berichtswesen
Grundsätzlich ist es wichtig, dass Aufwand und Nutzen in einem angemessenen Verhältnis ste-

hen, da der Hochschule nur in begrenztem Umfang Mittel und Personal für die Aufgaben des 

Controllings zur Verfügung stehen.

Abb. 1
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Folgendes muss ein Berichtswesen an der Georg-Simon-Ohm-Hochschule leisten:

u	 automatische Extraktion von Daten aus dem bestehenden Mittelbewirtschaftungssystem und 

Überführung in ein Data-Warehouse

u	 Übertragung aller Buchungssätze – es darf kein Informationsverlust entstehen. Es sollen 

keine zusätzlichen manuellen Kontrollen und Datenabgleiche durch die Verwendung unter-

schiedlicher Systeme entstehen.

u	 Festlegungen und offene Sollstellungen sowie Budgetbuchungen müssen übernommen wer-

den. Dies ermöglicht automatisierte Plan/Ist-Berichte und Abweichungsanalysen.

u	 Auswertung der Daten und Abruf der Berichte durch ein webbasiertes Berichtswesen-Tool. 

Dies ermöglicht weltweite und tagesaktuelle Auswertungen.

u	 Möglichkeit der individuellen Anpassung der Berichte an die Bedürfnisse der Empfänger

u	 einfache und übersichtliche Handhabung (Usability)

u	 hoher Aggregationsgrad der Berichte mit Drill-Down-Funktion bis auf die Einzelbuchung 

u	 Export von Berichten in Standardformate (pdf, xls, csv, …)

u	 umfangreiches Rechtemanagement (definierte Personengruppen können die für sie vorgese-

henen Berichte sehen)

u	 Setzung von Auswahlparametern durch den User (z.B. Berichtszeitraum, Gruppierung,  

Sortierung)

u	 Suchfunktionen

u	 Einbindung von Grafiken, Ampelfunktionen etc.

u	 stichtagsbezogene Speicherung der Daten (Versionierbarkeit)

u	 automatische Berechnung von Kennzahlen 

Entwicklung einer eigenen Domäne „Finanzcontrolling“

Die Erfüllung dieser Anforderungen konnte nur durch die Entwicklung einer eigenen Domäne 

„Finanzcontrolling“ an der Georg-Simon-Ohm-Hochschule Nürnberg gelöst werden. Mit dem 

Berichtswesen-Tool „SAP crystal reports“ wurde ein Reporting aufgebaut, das den oben gestell-

ten Anforderungen gerecht wird. 

Schrittweise wurden für alle Kostenstellen Liquiditätsberichte erstellt, die es den Kostenstellen-

verantwortlichen ermöglichen, für ihre Kostenstellen einen schnellen Überblick über die Einnah-

men- und Ausgabensituation nach Erlös- bzw. Kostenarten zu erhalten.

Ein Kostenstellenbericht zum Beispiel aus dem Finanzcontrolling beinhaltet sowohl eine Über-

sicht auf einen Blick als auch die Möglichkeit per Drill-Down-Funktion Informationen bis auf die 

jeweilige Einzelbuchung zu erhalten. Dies erfolgt durch einen einfachen Mausklick z.B. auf eine 

bestimmte Kostenart. Alle zu dieser Kostenart gehörigen Buchungen werden dann angezeigt. 

Der Bericht enthält dabei nicht nur den tagesaktuellen Ist-Stand, sondern für die Abweichungs-

analyse auch die im Budgetgespräch vereinbarten Planzahlen. Dabei sind auch bereits bestellte, 

aber noch nicht gebuchte Ausgaben (Festlegungen) sowie erwartete, aber noch nicht eingegan-

gene Einnahmen (offene Sollstellungen) berücksichtigt. 

Dipl. Wirtsch. Ing. (FH) And-
rea Gerlach-Newman ist Vi-
zekanzlerin der Georg-Si-
mon-Ohm-Hochschule 
Nürnberg und Leiterin der 
Abteilung „Hochschulsteue-
rung und -entwicklung“. 
Sie ist verantwortlich für 
die Umsetzung der strategi-
schen Ziele der Hochschule 
sowie für die Bereiche Con-
trolling und Berichtswesen.

Stichwörter
Empfängerorientiertes  
Berichtswesen
Controlling
Data Warehouse
Balanced Scorecard
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Die empfängerorientierte Gestaltung und der hohe Informationsgehalt der Berichte führen zu 

einer hohen Akzeptanz bei den Verantwortlichen. Die Kostenstellenverantwortlichen bekommen 

nur die Informationen, die sie wirklich benötigen. Dabei ist durch die hohe Aggregation gewähr-

leistet, dass sie die zur Steuerung wichtigen Informationen auf einen Blick erhalten und sich 

nicht durch Listen mit Hunderten von Buchungssätzen arbeiten müssen. Werden weitere Infor-

mationen benötigt, so ist es aber jederzeit möglich, auch Einzelbuchungen gezielt aufzurufen.

Auch für das externe Berichtswesen stehen immer mehr der geforderten Berichte automati-

siert zur Verfügung. So werden für einzelne Kostenträger (z.B. Forschungsprojekte) die vom 

Geldgeber geforderten Berichte direkt auf dessen Formular zur Verfügung gestellt, so dass auf 

Knopfdruck für den gewünschten Berichtszeitraum der auf den Geldgeber angepasste Bericht 

für die Abrechnung zur Verfügung steht. Auch Kennzahlen für das Bayerische Staatsministerium 

für Wissenschaft, Forschung und Kunst werden nach vorgegebener Definition automatisiert zur 

Verfügung gestellt (z.B. Drittmittelzahlen, Bewirtschaftungskosten).

Entwicklung weiterer Themenfelder
Mit der Entwicklung der Domäne „Finanzcontrolling“ zeigte sich, dass für die Erstellung von 

Kennzahlen auch Daten aus anderen Systemen der Hochschule erforderlich sind. So wird z.B. für 

die Kennzahl „Drittmittel pro Professur“ die Zahl der Professorinnen und Professoren benötigt. 

Durch die immer neuen Anforderungen der internen und externen Berichtsempfänger steigt so 

die Zahl der Daten aus den Systemen im Data Warehouse der Hochschule kontinuierlich an. 

Heute befinden sich bereits Personal- und Stellendaten, Studierenden-, Praktikanten- und Prü-

fungsdaten, Bewerber- und Absolventendaten, Finanzdaten, Raumdaten, Anlagendaten sowie 

Kostenrechnungsdaten im Data Warehouse. Hiermit werden neben den Finanzberichten eine 

Vielzahl von anderen Berichten erstellt, z.B. Anlagenberichte, Personalberichte, Studierendenbe-

richte und Bewerberberichte (siehe Abb. 2 unten).
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Nächste Schritte in Richtung eines ganzheitlichen Hochschulberichtswesens
Mit der Implementierung eines Berichtswesens, das effektiv über die Verwendung der Ressourcen 

Auskunft gibt, entstehen von Seiten der Nutzer dieses Berichtswesens immer neue Anforderungen. 

So werden nun z.B. für Dekane im Rahmen des externen Berichtswesens „Drop Out Analysen“ für 

Akkreditierer erstellt oder für Institutsleiter im Rahmen der Trennungsrechnung aus der Anlageninven-

tarisierung Maschinenstundensätze berechnet und für jede Maschine einer Kostenstelle pro Raum zur 

Verfügung gestellt. Das implementierte Berichtswesen muss also ständig erweitert werden.

Eine ganz neue Herausforderung stellt sich zudem mit der Einführung eines hochschulweiten 

Qualitätsmanagementsystems und der Einführung von Instrumenten zur strategischen Hoch-

schulplanung. Wie Abbildung 3 zeigt, wird künftig nicht nur im jährlichen Geschäftsbericht der 

Hochschule über die Verwendung der Ressourcen Personal, Finanzen, Anlagen und Räume be-

richtet. Mit Einführung des Qualitätsmanagements wird auch ein jährlicher Qualitätsbewertungs-

bericht erstellt, der über die Qualität der Lehre (Lehrberichte) und der Prozesse (interne Audits) 

der Hochschule informiert. Über den Umsetzungsstand der geplanten strategischen Maßnahmen 

soll mit entsprechenden Kennzahlen jährlich mit Hilfe einer Academic Scorecard (die „Academic 

Scorecard“ ist die an die Erfordernisse der Hochschule angepasste Version der „Balanced Scor-

card“ als Steuerungsinstrument) berichtet werden. 

Abb. 3

Diese drei wesentlichen Berichte sollen dabei nicht getrennt betrachtet werden, sondern in 

einem jährlichen Managementbericht zusammengeführt werden. Nur so kann der Entwicklungs-

stand der Hochschule in seiner Gesamtheit dokumentiert werden. Dafür ist es erforderlich, auf 

die Daten aus einem gemeinsamen Data Warehouse mit einheitlichen Berichtszeiträumen, defi-

nierten Stichtagsdaten und definierten Kennzahlen zurückzugreifen.

Fazit
Die bisher implementierten Domänen unterstützen die verantwortlichen Führungskräfte und die 

Hochschulleitung schon jetzt mit einem Instrument, über das nur wenige Hochschulen verfügen. 

Es hilft den Verantwortlichen nicht nur bei den Entscheidungen zur internen Steuerung, sondern 

vereinfacht auch die Erstellung von Berichten für Externe. Die Hochschule ist auf dem Weg zu 

einem IT-gestützten, empfängerorientierten und ganzheitlichen Berichtswesen, das sowohl das 

strategische als auch das operative Controlling weiterentwickelt und darüber hinaus wesentli-

che Informationen über die Qualität der Lehre und der Prozesse liefert. Damit verfügt die Hoch-

schule über ein zentrales Instrument für ein modernes Hochschulmanagement.

Kontakt: 

Andrea Gerlach-Newman 
Vizekanzlerin 
Georg-Simon-Ohm-Hochschule Nürnberg  
Keßlerplatz 12 
90489 Nürnberg 
Tel.: +49 911 5880-4217 
Fax: +49 911 5880-8217 
E-Mail: andrea.gerlach-newman@ohm-hoch-
schule.de 
www.ohm-hochschule.de

Summary

Our reporting system at the Georg Simon Ohm 
University of Applied Sciences is bringing the 
relevant data together in an integrated business 
intelligence system.
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Nadine Ruß, Robert Rieg, Johann Rist und Gerhard Schneider 

Die Bedeutung von Kennzahlen für Hochschulen 
Das Beispiel der Hochschule Aalen – Technik und Wirtschaft

Starkes Wachstum und ein komplexes Umfeld stellen immer höhere Anforderungen an 
das Berichtswesen und die Steuerungsinstrumente der Hochschulen. Sie müssen ihre Po-
sition im Wettbewerb bestimmen, Ziele definieren und ihre Handlungs- und Steuerungs-
fähigkeit sichern. Kennzahlen bilden hierfür eine wichtige Grundlage, indem sie Transpa-
renz schaffen. Sie dienen zur Analyse der eigenen Situation, als Grundlage für Entschei-
dungen, zur Verfolgung der Wirksamkeit von Maßnahmen und für die interne und externe 
Kommunikation. Hochschulen stehen zudem vor der Herausforderung, dass sie immer 
stärker durch externe Institutionen (z.B. durch Wissenschaftsministerien, Rankingagen-
turen, Hochschulräte) an Kennzahlen gemessen und teilweise auch gesteuert werden. 

Die Hochschulreform hat die Handlungsspielräume der Hochschulen erheblich erweitert. Der 

Staat gibt das Handeln nicht mehr genau vor, sondern formuliert übergreifende Zielvorstellun-

gen. Die Steuerungsansätze zur Zielerreichung basieren immer stärker auf quantifizierbaren 

Ergebnissen unter anderem mittels einer kennzahlenbasierten Mittelverteilung, Zielvereinbarun-

gen sowie Innovations- und Programmfonds (vgl. Berthold 2011). In Baden-Württemberg erfolgt 

dies beispielsweise durch den Hochschulpakt 2020 oder die leistungsorientierte Mittelvergabe. 

Beim Hochschulpakt 2020 basiert die Höhe der zugewiesenen Mittel auf dem Zuwachs an Stu-

dienanfängern auf Basis von 2005. Mit dem ersten Programmabschnitt 2007 bis 2010 hatten 

Bund und Land das Ziel, 91.370 zusätzliche Studiengelegenheiten zu schaffen. Mit 182.193 zu-

sätzlichen Studienanfängern wurde das ursprüngliche Ziel deutlich übertroffen. Die zweite Pro-

grammphase von 2011 bis 2015 ist bereits beschlossen (vgl. BMBF 2011). Die Einführung des 

hochschulübergreifenden Informationssystem Super X in Baden-Württemberg erleichtert den 

Vergleich von Hochschulen für das Wissenschaftsministerium. Es hat dadurch Zugriff auf ein 

breites Spektrum an Studierenden-, Raum-, Forschungs-, Haushalts- sowie Kosten- und Leis-

tungsrechnungsdaten aller Hochschulen und kann diese ohne großen Aufwand vergleichen.

Die Hochschulen liefern ihre Daten noch an viele weitere externe Institutionen, wie beispielswei-

se an das Statistische Landesamt, Rankingagenturen (z.B. CHE) oder Akkreditierungsagenturen, 

wo sie verglichen und gemessen werden können. Das Wissen, welche Daten nach außen gege-

ben werden und über welche Kennzahlen die Hochschule gemessen wird, bildet eine wichtige 

Grundlage für das interne Berichtswesen. Die Kennzahlen, mittels derer die Ressourcen an die 

Hochschulen verteilt werden, bedürfen einer kontinuierlichen Messung, um gegebenenfalls in-

tern eingreifen zu können.  

Kennzahlen für die strategische Steuerung auf Hochschulebene
Zum strategischen Management gehört die Ausrichtung an übergeordneten Zielen, die konse-

quente Zielverfolgung und die Überprüfung der Zielerreichung (vgl. Berthold 2011). Kennzahlen 

bilden die Basis für die Erfüllung dieser Aufgaben. 

Die strategischen Ziele und das Leitbild der Hochschule Aalen wurden im Jahr 2008 entwickelt. 

Kennzahlen machen Hochschulen vergleichbar und  
helfen bei strategischen Entscheidungen. 

Foto: Rainer Sturm/Pixelio
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Die Gremien Senat und Hochschulrat, Dekane und Studiendekane sowie Studierende, Professo-

ren und Mitarbeiter waren maßgeblich beteiligt. Zu Beginn des Strategieentwicklungsprozesses 

wurde eine externe und interne Analyse durchgeführt. Mithilfe von Kennzahlen (z.B. Anzahl Out-

goings, Höhe der Drittmittel) konnte die Position der Hochschule im Vergleich zu den Wettbewer-

bern bestimmt werden. Auf Basis der ermittelten Stärken und Schwächen wurden die strategi-

schen Ziele und das Leitbild der Hochschule entwickelt.

Diese strategischen Ziele sind in der Strategy Map in vier Perspektiven gegliedert: „Auftrag“, 

„Kunden“, „Prozesse“ sowie „Mitarbeiter, Ressourcen und Wissen“. Die strategischen Ziele 

werden mittels eines strategischen Regelkreises der kontinuierlichen Verbesserung verfolgt. 

Für die Umsetzung der Strategie und als Instrument zur Messung der Zielerreichung wird derzeit 

die Balanced Scorecard etabliert. Das Instrument wurde an die Gegebenheiten der Hochschule 

Aalen angepasst. Dies beinhaltet die Konkretisierung der Ziele, die Kennzahlen und deren Aus-

maß zur Messung der Zielerreichung sowie die geplanten Maßnahmen. Die Kennzahlen werden 

im Berichtswesen der Hochschule Aalen abgebildet.

Die Hochschule Aalen wurde 1962 als Staatliche 
Ingenieursschule gegründet. Heute hat sich ihr 
Profil zu einer Hochschule für angewandte Wis-
senschaften mit rund 4.200 Studierenden in den 
zwei großen Bereichen Technik und Wirtschaft 
entwickelt. Die Studierendenzahlen der Hoch-
schule haben sich in den letzten zwölf Jahren 
mehr als verdoppelt. Mittlerweile ist der Anteil 
der Studierenden im Bereich Wirtschaft auf ein 
Drittel angestiegen. In über 30 Bachelor- und 
Masterangeboten wird eine wissenschaftlich 
fundierte und praxisorientierte Ausbildung ga-
rantiert. Die Hochschule Aalen gehört zu den 
forschungsstärksten Hochschulen für ange-
wandte Wissenschaften in Baden-Württemberg 
und ist international ausgerichtet.

Strategisches Ziel Kennzahlen

Attraktivität Studienangebote steigern  

(auch für Frauen)

• Zahl der Bewerber 

• �Annahmequote Studienplätze  

(Studienanfänger/Zulassungen)

• �Durchschnittliche Hochschulzugangs- 

berechtigungsnote

• CHE-Rankingergebnisse                

• Anteil weiblicher Studierender

Forschung stärken • �Position im Forschungsranking Baden- 

Württemberg

• Höhe der Drittmittel  

• Anzahl der Publikationen 

• Anzahl Doktorandenstellen (pro Professor) 

• �Anzahl Forschungsmitarbeiterstellen  

(pro Professor)

• Anzahl Stiftungsprofessuren

Internationalisierung vorantreiben • Anzahl Outgoings 

• Anzahl Incomings 

• �Anzahl der englischsprachigen Lehr- 

veranstaltungen

Abb. 1: Beispiele für Kennzahlen zur Messung der strategischen Ziele an der Hochschule Aalen

Kennzahlen für die operative Steuerung auf Fakultäts- und Studiengangsebene
Auf der operativen Ebene werden Kennzahlen unter anderem für Planungsbesprechungen mit 

den Studiengängen und bei der Mittelverteilung eingesetzt. Auf Fakultätsebene wird die opera-

tive Zielverfolgung ebenfalls über einen Regelkreis der kontinuierlichen Verbesserung gesteuert 

und liefert wiederum Rückschlüsse für den strategischen Regelkreis. Die Hochschulleitung führt 

jährliche Planungsbesprechungen mit den Studiengängen durch, bei denen über die Entwick-

lung und die Ziele der Studiengänge (ausgerichtet an der Strategie) diskutiert wird. Eine wichtige 
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Grundlage hierfür bilden die Kennzahlen (z.B. Entwicklung Zahl der Studienbewerber). Die Kenn-

zahlen ermöglichen eine objektivere Diskussion auf Basis von quantitativen Daten.

Mithilfe dieser Kennzahlen wird die Entwicklung des Studiengangs analysiert und kritische 

Daten werden identifiziert. In der Planungsbesprechung werden diese kritischen Daten disku-

tiert und Maßnahmen vereinbart. Der Stand der vereinbarten Maßnahmen wird in Form von jähr-

lichen Reviews mit den Fakultätsräten geprüft.

Kennzahlen werden auch bei der Vergabe von Ressourcen verwendet. Bei der Mittelverteilung (z.B. 

Haushaltsmittel, Studiengebühren, Ausbauprogramm 2020) bestimmen unterschiedliche Indikato-

ren die Anteilshöhe der Mittel der jeweiligen Fakultät. Bei der Verteilung der Haushaltsmittel wird 

ebenfalls ein Ausgleich für unbesetzte Stellen, Deputatsnachlässe für die Ämter Rektor, Prorektor, 

Fakultätsvorstand und zentrale Aufgaben berücksichtigt. Um Nachteile hinsichtlich der Vorausset-

zungen auszugleichen, werden je nach Indikator die Fakultäten der Technik oder die Fakultät der 

Wirtschaft mit zwei gewichtet.

Beispiel: 40 Prozent der Haushaltsmittel werden gemäß dem Anteil der Studierendenzahl einer 

Fakultät an der Gesamtstudierendenzahl verteilt. Die Zahl der Studierenden der technischen Fa-

kultäten wird mit zwei gewichtet.

Nadine Ruß ist Referentin 
für Hochschulplanung an 
der Hochschule Aalen.

Johann Rist ist Kanzler  
der Hochschule Aalen.

Prof. Dr. Robert Rieg ist 
Dekan der Fakultät Wirt-
schaftswissenschaften an 
der Hochschule Aalen.

Prof. Dr. Gerhard Schneider 
ist Rektor der Hochschule 
Aalen.

Abb. 2: Beispiele für Kennzahlen für die Planungsbesprechungen mit den Studiengängen

Bereich Kennzahlen

Attraktivität des Studiengangs,  

Internationalisierung, Forschung

• �Siehe Abbildung 1  

(strategische Kennzahlen) 

Auslastung des Studiengangs • �Studienanfänger/maximale Zulassungszahl

• Studierendenzahl

• �Anzahl Studierende in den einzelnen Semestern

• �Anzahl Exmatrikulationen ohne Abschluss

• Anzahl der Lehraufträge (in SWS)

Output • Anzahl der Absolventen

Haushalts- und Personalsituation • �Höhe und Zusammensetzung der Mittel

• Budget/Studierende

• Studierende/Professoren

• Studierende/Mitarbeiter

• Mitarbeiter/Professoren

Abb. 3: Kennzahlen für die Verteilung der Haushaltsmittel

Studierende
(Gewichtung Technik 2)

Absolventen
(Gewichtung Technik 2)

Forschungsmittel
(Gewichtung Wirtschaft 2)

Publikationen

40%

10%

15%

35%
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Die Anteile der Mittel hinsichtlich der Kennzahlen können bei den Fakultäten aufgrund ihrer je-

weiligen Stärke sehr unterschiedlich ausfallen. Dies zeigt das folgende Beispiel: 

Empfehlungen für die Erfassung von Kennzahlen für das interne Berichtswesen
Die Erfahrungen an der Hochschule Aalen haben gezeigt, dass die systematische Erfassung und 

Aufbereitung von Kennzahlen mit einem hohen Aufwand verbunden ist. Aus diesem Grund wer-

den nur ausgewählte, aussagekräftige Kennzahlen verwendet. Dabei wird möglichst auf bereits 

existierende (bspw. aus den externen Berichten) oder leicht zu ermittelnde Kennzahlen zurück-

gegriffen. Bei der Auswahl der Kennzahlen wurde darauf geachtet, dass die strategischen Ziele 

der Hochschule abdeckt sind. In einzelnen Fällen werden weiche Kennzahlen (z.B. Ergebnisse 

von Befragungen) einbezogen, da sich nicht alles durch harte Fakten abbilden lässt. 

Die Kennzahlen und der Prozess der Erfassung sind genau definiert, um aussagekräftige Er-

gebnisse zu erhalten. Ansonsten bestünde die Gefahr, dass falsche Zahlen interpretiert werden 

könnten. Folgende Fragestellungen wurden geklärt:

u	 Was sagt die Kennzahl genau aus? Welcher Zahlenwert liefert diese Aussage? Was wird in 

einen Zahlenwert einberechnet?

u	 Zu welchem Stichtag und über welchen Bezugszeitraum wird die Kennzahl ermittelt?

u	 Aus welcher Quelle und durch wen wird die Kennzahl kontinuierlich ermittelt?

u	 In welchem Rhythmus wird die Kennzahl betrachtet?

In Hochschulen kursieren oft sehr unterschiedliche Zahlen, da sie zu unterschiedlichen Zeit-

punkten und aus unterschiedlichen Quellen ermittelt wurden. Bereits die Erfassung der Daten 

durch unterschiedliche Personen kann zu verschiedenen Ergebnissen führen.

Fazit
Die Hochschulen stehen vor der Herausforderung, ihre Handlungs- und Steuerungsfähigkeit si-

cherzustellen. Zudem werden sie vermehrt an ihren zu quantifizierenden Leistungen gemessen 

und verglichen. Das Wissen um diese Kennzahlen ermöglicht ihnen ihr Handeln daraufhin aus-

zurichten und damit die Erfolgschancen zu erhöhen. Hochschulen benötigen eine klare Strate-

gie, um ihre erfolgsrelevanten Kennzahlen abzuleiten. Kennzahlen lassen sich im operativen und 

strategischen Bereich einsetzen und können in gewissem Maße steuernd wirken (z.B. Mittelver-

teilung). Sie sind ein wertvolles Instrument, das Transparenz schafft, bei Entscheidungen hilft 

und als eine quantitative Grundlage für objektive Diskussionen dient.

Kontakt: 

Nadine Ruß, M.A.  
Referentin für Hochschulplanung 
Hochschule Aalen – Technik und Wirtschaft 
Beethovenstr. 1 
73430 Aalen 
Tel.: +49 7361 576-2219 
Fax: +49 7361 576-2324 
E-Mail: nadine.russ@htw-aalen.de 
www.htw-aalen.de

Studierende

Absolventen

Forschungsmittel

Publikationen

47%

12%

6%

35%

Fakultät 1: Studierendenstark

Studierende

Absolventen

Forschungsmittel

Publikationen

Fakultät 2: Forschungsstark

29%
20%

20%

31%

Abb. 4: Anteil der Mittel hinsichtlich der Kennzahlen  
bei unterschiedlichen Fakultäten (fiktive Zahlen)
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Die internationale Rezeption  
des Bologna-Prozesses 
In Deutschland kritisiert, in Übersee hofiert

Der Bologna-Prozess, der inzwischen 47 Staaten vom Atlantik bis nach Wladiwostok um-
fasst, hat in der kurzen Phase seit seiner Initiierung ein sehr umfangreiches und hete-
rogenes Echo in den weltweiten Hochschulregionen hervorgerufen, in Abhängigkeit der 
jeweiligen politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen der Hochschulsysteme. 
Aufgrund der heterogenen Ausgangslagen in den verschiedenen Regionen ist auch die 
Rezeption sehr unterschiedlich, so dass Ebene, Umfang und Art der Rezeption variieren.

Für die Analyse der internationalen Rezeption des Bologna-Prozesses können folgende Leitfragen 

herausgestellt werden:

u	 Welche unterschiedlichen Akteure auf welcher Systemebene (Bildungsministerien, Hochschul-

verbände oder einzelne Hochschulen) in den Hochschulregionen nehmen den Bologna-Prozess 

wahr?

u	 Welche spezifischen Kernelemente des Prozesses werden primär rezipiert?

u	 Welche Aktionslinien des Bologna-Prozesses werden sekundär wahrgenommen?

u	 Wird der Prozess selbst (die Ziele und Aufgaben) wahrgenommen oder im Wesentlichen die 

Programmaßnahmen der EU-Kommission?

u	 Ist die Rezeption gewollt, entsteht sie zufällig oder ist sie aus äußeren „Zwängen“ motiviert?

u	 Ist ein Rezeptionszyklus erkennbar?

u	 Inwiefern haben die Hochschulregionen strategische Entscheidungen bezüglich des Bologna-

Prozesses getroffen beziehungsweise entsprechende Maßnahmen eingeleitet, und wenn ja, 

welche und von welchen Akteuren? 

u	 Kann eine internationale „Bologna-Antwortstruktur“ zusammengefasst und herausgestellt 

werden? 

Der Bologna-Prozess findet im Spannungsfeld dreier Hauptakteure statt, der Regierungen mit legis-

lativen Vorgaben auf der Makroebene, der Hochschulinstitutionen sowie der „Zwischenorganisatio-

nen“ auf institutioneller Ebene (vgl. Abb. 1). In diesem Dreieck agieren die Akteure in den jeweiligen 

Hochschulregionen zeitlich und/oder inhaltlich unterschiedlich ausgeprägt. Die Akteure können ge-

meinsame oder aber auch konträre Positionen im Hinblick auf den Bologna-Prozess einnehmen. 

Der Prozess selbst lässt sich als Kernmodell darstellen: Der innere Kern bildet die Hauptinforma-

tion, die entscheidend in anderen Hochschulregionen wahrgenommen wird. Das kann zum Bei-

spiel die Programmstruktur mit Bachelor- und Masterabschlüssen sein. Umgeben wird der Kern 

von einer Schale, die Einzelelemente enthält, die auf institutioneller und/oder nationaler Ebene 

wahrgenommen und gegebenenfalls adoptiert werden. Diese könnten die „Bologna tools“, wie 

das Diploma Supplement, sein. Kern und Schale werden umgeben von einer gesamteuropäi-

Die europäische Bildungsreform hinterlässt weltweit 
Spuren. 

Foto: Dirk Pollzien/Pixelio
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Abb. 1: Das Bologna-Dreieck

Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Beerkens/
Teekens 2008, S. 9.

schen Hülle, die über die Institutionen hinaus in andere Hochschulregionen wirkt, wie die Förde-

rung der europäischen Dimension, die Entwicklung zur European Higher Education Area (EHEA) 

und ihrer weltweiten Attraktivität. 

Hochschulregion USA: Von der Ignoranz zum Wettbewerbsfaktor
In den USA wurde der Start des „Bologna-Prozesses“ im Jahre 1999 nicht wahrgenommen. 

Auch seitens der führenden hochschulpolitischen Verbände, wie zum Beispiel dem „American 

Council on Education“ (ACE), oder dem ältesten Verband der amerikanischen Universitäten, der 

Association of American Universities (AAU) ist eine Reaktion in der ersten Bologna-Frühphase 

nicht belegbar. US-Institutionen verstanden, und dies bestätigten vor allem auch die Erfahrungen 

im deutsch-amerikanischen Hochschulaustausch, die Umstrukturierung auf die angelsächsische 

Bachelor-/Masterstruktur zunächst als Ausrichtung auf das eigene, erfolgreiche und bewährte 

Hochschulsystem. Erst fünf Jahre nach dem Start des Bologna-Prozesses begannen sich zu-

nächst die Institutionen, nämlich die Graduate Schools und deren Vereinigungen, wie der Council 

of Graduate Schools (CGS), mit Europa (und nicht dem Bologna-Prozess) zu beschäftigen. Ini-

tiiert wurde das Interesse zunächst nur durch den Rückgang internationaler Bewerberzahlen, 

der Zulassungen und der erfolgten Einschreibungen, besonders aus den Hauptentsendeländern 

China, Indien und Korea. Der Bewerberrückgang wurde im Wesentlichen mit dem 11. September 

2001 und seinen Folgen für die Hochschulen in Verbindung gesetzt. 

Der Bologna-Prozess als Reformprozess wurde in den USA zu Beginn auf ein einziges Element, 

nämlich den dreijährigen Bachelorabschluss, reduziert. Auf institutioneller Ebene wurden die 

Graduate Schools und deren Vereinigungen, und hier insbesondere der STEM-Fächer (Science, 

Technology, Engineering, Mathematics), auf die Bologna-Struktur aufmerksam, als sich die ers-

ten europäischen Bachelorabsolventen um die Aufnahme in die US-Postgraduierten-Institutionen 

bewarben. US-Verbände, wie der Council of Graduate Schools (CGS), die American Associati-

on of Collegiate Registrars and Admission Officers (AACRAO) und die Association of Graduate 

Schools thematisierten die Bologna-Programmstruktur mit dem dreijährigen Bachelor. Aufgrund 

fehlender nationaler und föderaler Vorgaben bezüglich Anerkennung und Evaluierung von aka-

demischen Qualifikationen gab es zunächst in den US-Institutionen selbst sehr diverse Aner-

kennungspraktiken bezüglich des Europa-Bachelors. Diese unterschiedlichen Handhabungen 

bedeuteten für den zukünftigen internationalen Studienbewerber aufgrund des wechselseitigen 

Wettbewerbs zwischen den Hochschulen erhebliche Chancen.

Nach kontroversen Diskussion innerhalb der Hochschulen über die Anerkennung des „Bologna 

three-year-degrees“, änderte sich in den Jahren 2005 und 2006 die Anerkennungspraxis des 

dreijährigen Bachelors erheblich: Eine Mehrzahl der privaten und staatlichen Institutionen ak-

zeptierten aufgrund ihrer Wettbewerbsorientierung den „Eurobachelor“ (AACRAO 2007, S. 33 

ff.) als Eingangsqualifikation zu Masterkursen und gaben Richtlinien im Hinblick auf die Zulas-

sungen des Bologna-Bachelors heraus. Entscheidend für diesen schnellen Wandel in der Zulas-

sungspraxis ist sicher, dass die führenden, großen Universitäten mit der höchsten Zahl interna-

tionaler Studierender richtungsweisend wirkten und der dreijährige Bachelor als Zulassungsvor-

aussetzung zur Norm wurde (vgl. Stimpson 2005, S. 79 ff.).

Der US-Umgang mit dem europäischen Bachelor warf sekundär die Frage nach der Struktur 

des eigenen, vierjährigen Bachelors und die berechtigte Frage der Gleichbehandlung auf. Ame-

rikanische Graduate-Schools und deren Verbände thematisierten dagegen nicht die Bologna-

Programmstruktur des Masterstudiums, die mit eineinhalb bis zwei Jahren länger ist als die 

einjährigen US-Masterprogramme. 

Bologna-Prozess

Intermediary
Organisations

Government HE Institutions
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Auch die amerikanischen Stakeholder nahmen den Bologna-Prozess nur partiell wahr und 

brachten ihre Interpretation und Vorschläge hinsichtlich US-relevanter Strukturen ein. Ausnahme 

sind die Association of International Educators (NAFSA), der World Education Service (WES) oder 

Stiftungen, wie die Lumina Foundation for Education to Global Performance Initiative of the Hig-

her Education Policy, die die umfangreiche Analyse zum Bologna-Prozess von Clifford Adelman 

finanzierte (Adelmann 2008). 

Australien: Systematische Ausrichtung auf Bologna
Australiens Fokussierung auf internationale Entwicklungen in anderen Hochschulsystemen ist 

vor dem Hintergrund der extremen Marktorientierung des australischen Bildungssystems, des 

verstärkten globalen Wettbewerbs um internationale Studierende und der steigenden finanzi-

ellen Abhängigkeit des öffentlichen Hochschulsystems von den Einnahmen internationaler 

Studierender zu verstehen. In der Zeit von 2002 bis 2009 ist die Gesamtzahl internationaler 

Studierender an australischen Institutionen um durchschnittlich 130 Prozent gestiegen (Austra-

lian Government 2008). Besonders stark war der Anstieg aus der Region Süd- beziehungswei-

se Zentralasien mit fast 580 Prozent. Aus rein marktorientierten Gründen hat das australische 

Bildungsministerium mit seinen Stakeholdern die Hochschulen strategisch auf den Bologna-

Prozess ausgerichtet (Australian Government/Department of Education 2006). Bereits im Jahre 

2002 ratifizierte Australien die Lissabon-Konvention, um eine Ausrichtung auf die europäische 

Hochschulregion einzuleiten, damit die in Australien erbrachten Studienleistungen weltweit an-

erkannt werden und Qualitätsstandards den europäischen vergleichbar sind. Die Europäischen 

Qualitätsstandards wurden dabei zur Norm, denn nur diese würden eine Hochschulausbildung 

sichern, die auf dem globalen Arbeitsmarkt anerkannt werden. Typische Instrumente des Bolog-

na-Prozesses, wie ECTS oder das Diploma Supplement, wurden von einigen australischen Hoch-

schulen übernommen. Die australischen Hochschulen schlossen ebenfalls ein Bündnis mit dem 

asiatischen Hochschulraum (Brisbane Process), um eine dem europäischen Hochschulraum 

vergleichbare Bildungsregion mit kompatiblen Hochschulabschlüssen und Qualitätsstandards zu 

entwickeln. Die Asien-Pazifik-Region umfasst 52 Staaten von Australien, über die Volksrepublik 

China und Japan bis zur Türkei. Die Agenda des Brisbane Communiqués (Australien Government 

2006) mit seinen Folgekonferenzen ist vergleichbar den Bologna-Nachfolgekonferenzen von 

1999 bis 2010. Das Erasmus-Programm ist weltweit Schlüssel zur Förderung der Mobilität: Ver-

gleichbar mit dem Erasmus-Programm wurden in Japan, Korea und China Mobilitätsprogramme 

initiiert, um die internationale Ausbildung von Studierenden zu fördern. 

Angleichungsprozesse in Asien, Afrika, Lateinamerika
Hauptpromotor eines Harmonisierungsprozesses der Hochschulsysteme in Südostasien ist die 

intergouvernementale „Southeast Asian Ministers of Education Organization (SEAMEO), die 

zum Ziel hat, bis zum Jahr 2015 vergleichbare Hochschulstandards auf ASEAN-Ebene (Asso-

ciation of Southeast Asian Nations) zu entwickeln. Auch die nordafrikanischen Hochschulen der 

Maghreb-Staaten richten sich auf die Bachelor- und Masterstruktur aus, die wie in Frankreich 

LMD-Struktur heißt (licence – mastère – doctorat). Zentralafrikanische und lateinamerikanische 

Hochschulen streben Harmonisierungsprozesse an und verbünden sich mit Hochschulregionen 

in gleichen Sprachräumen (portugiesischsprachige Hochschulregion), um Studiensysteme an-

zugleichen, auch um sich gegen den „brain drain“ strategisch zu positionieren. Beispiele dafür 

sind die „Asturias Declaration“ von 2006 in Lateinamerika und der 2007 von der Afrikanischen 

Union (AU) initiierte Harmonisierungsprozess durch die „African Union Strategy for Hamornizati-

on of Higher Education Programms“ (AU HEP). 

Stichwörter
Exportschlager Bologna-Prozess
Bologna three-year-degrees
Bologna-Tools weltweit 
Bologna-Prototypen
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Inzwischen tragen Hochschulreformen weltweit eine deutliche „Bologna-Handschrift“. Als vor-

bildlich und nachahmenswert wird das Einbeziehen von vielen Akteuren in den Reformprozess 

gesehen, von Berufsverbänden bis Studierendenvereinigungen, von Ministerien bis zu nationa-

len Hochschulverbänden, wobei nationale Eigenheiten bewahrt werden können. Das Credo lau-

tet: Was können wir von dem europäischen Prozess lernen oder können wir das auch? 

Der zeitliche Verlauf des Rezeptionsprozesses
Im Rezeptionsprozess ist eine zeitlich ausgerichtete Abfolge zu erkennen, in denen Unterschiede 

im Rezeptionsgrad in Bezug auf Quantität (Anzahl der „Bologna-Antworten“) und Qualität (quali-

tative Intensität und inhaltliche Tiefe der Rezeption) herauszustellen sind:

u	 Phase I 1999-2003/04: Die Frühphase mit dem Start des Bologna-Prozesses, ist zunächst welt-

weit gekennzeichnet durch eine weitgehende Ignoranz des europäischen Reformprozesses. 

u	 Phase II 2004/2005: Erste Wahrnehmungsphase, in der in den USA auf institutioneller Ebene 

die Hochschulen beziehungsweise deren Verbände auf ein inhaltliches Teilelement des Bolog-

na-Prozesses, nämlich die Bologna-Programmstruktur, reagieren. 

u	 Phase III 2006-2007: Durch das Strategiepapier mit einem Maßnahmenkatalog der australi-

schen Regierung wurde ein Impuls gesetzt, um den Aufbau von Netzwerken mit strategischen 

Partnern (Asien/Pazifik) zu initiieren. Ziel war es, das eigene Hochschulsystem bezüglich des 

Bologna-Prozesses beziehungsweise im Hinblick auf den europäischen Hochschulraum stra-

tegisch besser zu positionieren. 

u	 Phase IV 2008 bis heute: Weltweit richten sich die Hochschulregionen neu aus. In dieser 

Phase steigt die Anzahl der auf die Bologna-Thematik bezogenen Reaktionen und Strategie-

entwicklungen sprunghaft an (z.B. durch den kanadischen Council of Ministers of Education). 

Themen wie Etablierung von Qualitätssicherungssystemen, Anerkennung von Studienleistun-

gen und Förderung der Mobilität werden verstärkt behandelt. 

Die weltweite Beschäftigung mit dem Bologna-Prozess in Verbindung mit der Lissabon-Strategie 

auf nationaler und/oder institutioneller Ebene sowie seitens der Stakeholder bezüglich des eige-

nen Hochschulsystems nimmt zu, unabhängig davon, ob die Einrichtungen privat, staatlich oder 

halbstaatlich sind.

Rezeptionsmatrix des Bologna-Prozesses
In einer Matrix lassen sich die Hochschulregionen in vier Quadranten aufnehmen:

1.	 Hochschulregionen, die systematisch oder selektiv den Bologna-Prozess rezipieren und be-

reits (Teil-)Aspekte adoptiert haben und nutzen. Hier sind die Hochschulregionen Australiens 

und Neuseelands angesiedelt, die systematisch einen Strategieprozess initiiert haben und 

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Phase II
(awareness)

Phase I
(ignorance)

Phase III
(reaction)

Phase IV
(Profilisation)

Abb. 2: Die Bologna-Rezeptionsphasen

Summary

Only after a decade of the on-going Bologna pro-
cess, the actors involved show specific response 
structures in their own different higher education 
areas. Some of these areas have responded by 
introducing strategic reform processes in higher 
education systems, either within individual areas, 
or jointly with other higher education areas.

These reforms are the direct or indirect result of 
the Bologna process and will in future influence 
the development of the world’s higher education 
systems.
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diesen umsetzen, auch im Verbund mit ASEAN. Hier sind ebenfalls Hochschulregionen, wie 

die Lateinamerikas und die der Maghreb-Staaten, angesiedelt, die über EU-Programme (Tu-

ning-Projekte bzw. Tempus IV) in Kooperationen mit Hochschulen in Europa auf den Bologna-

Prozess ausgerichtet sind.

2.	 Hochschulregionen, in denen bisher keine direkte Rezeption des Bologna-Prozesses nach-

weisbar ist, die hingegen vergleichbare Maßnahmen treffen, die spezifische Instrumente des 

Bologna-Prozesses aufweisen. Hier ist das zentralafrikanische Hochschulsystem einzuord-

nen. 

3.	 Hochschulregionen, in denen Teilaspekte wahrgenommen werden, die aber nur punktuelle 

Reaktionen zeigen und entsprechende Maßnahmen in Bezug auf das eigene Hochschulsys-

tem treffen. Hier ist das nordamerikanische Hochschulsystem zu lokalisieren.

4.	 Hochschulregionen, die den europäischen Prozess bisher nicht beachten. Hier können China 

und Indien positioniert werden. 

Klassifizierung der Bologna-Rezeptoren
Als Zusammenfassung können drei Haupttypen von Hochschulregionen herausgestellt werden, 

die vergleichbare Merkmale hinsichtlich des Bologna-Prozesses aufweisen und ähnliche Ant-

wortstrukturen geben. 

Typ A

In den Hochschulregionen erfolgt die Bologna-Rezeption auf dem Makrolevel, d.h. auf inter-

gouvernementaler (im Staatenverbund), nationaler und/oder föderaler Ebene. Die Rezeption ist 

staatlich gesteuert. Charakteristisches Merkmal ist, dass als Kernelement der Wahrnehmung der 

europäische Harmonisierungsprozess in seiner Gesamtheit gesehen wird und die langfristigen 

Auswirkungen auf den globalen Bildungs- und Arbeitsmarkt erkannt werden. Qualitätsrahmen 

und -standards werden herausgestellt und in Bezug zum eigenen bestehenden nationalen Quali-

tätssicherungssystem gesetzt. Als Antwort auf den Bologna-Prozess werden Strategien auf kon-

tinentaler/nationaler oder internationaler Ebene entwickelt, um transnationale, systematische 

und zukunftsweisende Maßnahmen zu ergreifen. Die Gemeinsamkeit aller A-Typen liegt darin, 

dass die Maßnahmen in Form von Empfehlungen und Stellungnahmen seitens der jeweiligen 

Bildungsministerien (Australien, Kanada) ausgesprochen wurden, die aber weitgehend gesetz-

lich unverbindlich sind. Als Akteure in der Bologna-Antwort werden Pilothochschulen ausgewählt 

(wie durch das Melbourne Model oder die „Group of Eight“), die als „Muster-Patent-Hochschu-

len“ im Hinblick auf die internationale Ausrichtung wirken und Best-Practice-Kooperationen mit 

europäischen Hochschulen durchführen. Weitere Akteure sind zum Beispiel staatliche oder halb-

staatliche Organisationen wie Education New Zealand, die internationale Strategieentwicklun-

gen der jeweiligen Bildungsministerien entsprechend umsetzen.

Typ B

Typ B umfasst die Gruppe der Institutionen in den Hochschulregionen, die Einzelelemente (Pro-

grammstruktur im Undergraduate- und Graduatezyklus) des Bologna-Prozesses wahrnehmen. In 

der Mehrzahl handelt es sich um private Institutionen oder Assoziationen, die einen bestimmten 

Aspekt des Bologna-Prozesses (selektiv) wahrnehmen, der unmittelbaren Einfluss auf die Insti-

tutionen als „Wirtschaftsbetrieb“ und weitgehende Konsequenzen (Rückgang der Bewerber) hat. 

Die Maßnahmen hinsichtlich des Bologna-Prozesses erfolgen reaktiv und unmittelbar durch die 

jeweilige höchste Autorität innerhalb der Institutionen hinsichtlich akademischer Angelegenhei-

ten wie Zulassung und Anerkennung. In Typ B sind weltweite Institutionen zusammengefasst, 
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die direkt an Projekten (z.B. durch „Tuning Projekte“) beteiligt sind und über diese Programm-

strukturen (als Bologna-Prototypen) übernehmen und an Mobilitätsmaßnahmen (Studierenden- 

und Lehrendenmobilität) beteiligt sind. 

Typ C

Typ C stellt die Gruppe der verschiedenen externen Stakeholder dar, die akademisch oder be-

rufsorientiert in vorwiegend privater Trägerschaft den Bologna-Prozess wahrnehmen und Stel-

lungnahmen und Empfehlungen diesbezüglich aussprechen. Dieser Typ nimmt das neue Mar-

kenzeichen „Europa“ wahr, das nun in neuer Form auf dem globalen Bildungsmarkt agiert. Typ 

C reagiert auf den „brand“ hinsichtlich des eigenen Hochschulsystems, wie zum Beispiel die 

erst neu entstandene Organisation „EducationUSA“, die am US-Außenministerium angesiedelt 

ist. Typ C ist der vielfältigste Typ und kommt in jüngster Zeit am häufigsten vor. 

Fazit
Die internationale Rezeption des Bologna-Prozesses ist ein junges Thema, das sich auf die ver-

gangenen sechs bis sieben Jahre bezieht. Die Reform wurde außerhalb Europas mit zeitlicher 

Verzögerung erkannt, als die ersten Auswirkungen des eingeleiteten Prozesses andere Hoch-

schulregionen erreichten und sich erste Effekte zeigten. 

Es gibt typische Antwortstrukturen in den Hochschulregionen auf den Bologna-Prozess. Zwi-

schen Fortschreiten des Prozesses und Rezeptionstiefe besteht ein Zusammenhang. Der Er-

folg des Bologna-Prozesses zur europäischen Integration führt zur Einführung von weltweiten 

Hochschulreformprozessen. Die Dynamik des eingeleiteten Hochschulreformprozesses wird von 

den Rezeptoren außerhalb Europas wie eine „Beschleunigung der EU-Geschichte“ gesehen: 50 

Jahre dauerte der Aufbau der Europäischen Union zu 27 Teilnehmerstaaten, seit über 20 Jahren 

fördert ERASMUS die Mobilität Studierender und Lehrender in Europa, in nur zehn Jahren haben 

sich dem Bologna-Hochschulreformprozess mittlerweile 47 Teilnehmerstaaten angeschlossen, 

die 23 Hauptsprachen mit über 4.000 Institutionen und über 16 Millionen Studierenden umfas-

sen (vgl. Adelman 2008, S. V). EU-Programmelemente, rechtliche Vorgaben und der Bologna-

Prozess werden als Konglomerat unterschiedlich rezipiert und adoptiert. Die Antworten, die auf 

das eigene Hochschulsystem Anwendung finden, sind keine „creatio ex nihilo“, sondern bezie-

hen sich auf den Gesamtprozess. 

Seit dem Start des Bologna-Prozesses und den international anerkannte Abschlüsse werden eu-

ropäische Hochschulen für internationale Studierende immer attraktiver. Dies erfahren beson-

ders deutsche Hochschulen, die sich weltweit einer wachsenden Nachfrage erfreuen. Die jetzt 

klarer durchstrukturierten Studiengänge in Modulen und mit ECTS, ermöglichen Vergleichbarkeit 

der Studiengänge über die nationalen Grenzen hinaus. Europäische Hochschulen werden, auch 

durch das immer größere Angebot von englischsprachigen Studiengängen, die zudem kosten-

günstiger sind, zum ernsthaften Konkurrenten für die bisherigen Hauptimporteure und -expor-

teure auf dem internationalen Hochschulmarkt. 

Die Probleme bei der Umsetzung und die Kritik am Bologna-Prozess werden außerhalb Europas 

kaum wahrgenommen. Allenfalls handelt es sich um Fragen des „Feintuning“, da einzelne euro-

päische Hochschulen den Reformprozess nicht professionell umgesetzt haben. Die längerfristige 

Rezeption des Bologna-Prozesses in den Hochschulregionen verspricht, ein weiter spannendes 

Untersuchungsfeld zu sein. 
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Personelle Vielfalt fördert Innovationen in den  
Hochschulen.

Foto: Oliver Weber/Pixelio

Daniela De Ridder

Chancen und Herausforderungen 
Diversity Management an Hochschulen

Unter dem Titel „Ungleich besser! Verschiedenheit als Chance“ entwickelt das Centrum 
für Hochschulentwicklung (CHE) im Auftrag des Stifterverbands der Deutschen Wissen-
schaft gemeinsam mit acht Hochschulen Kriterien für den produktiven Umgang mit per-
soneller Vielfalt im Hochschulalltag. Dabei sollen auch Standards für einen an produktiver 
Vielfalt orientierten Change-Management-Prozess entwickelt, implementiert und auf ihre 
Übertragbarkeit hin überprüft werden. 

Die deutsche Hochschullandschaft bietet vor dem Hintergrund des demografischen Wandels, 

des Fachkräftemangels, eines im europäischen Vergleich eher geringen Akademisierungsgra-

des und der Anforderung an Chancengleichheit im Hochschulsystem für diese Idee zahlreiche 

Entwicklungschancen. Hier setzt das Diversity-Audit mit Hilfe eines Benchmarking-Clubs an und 

wird in einem zweijährigen Prozess Entwicklungschancen für ganz unterschiedliche Hochschul-

typen aufzeigen. Zudem werden spezifische Maßnahmen der Hochschulen bei ihrer Umsetzung 

beratend begleitet. Anhand einer wettbewerblichen Ausschreibung im Sommer 2009 wurden die 

Fachhochschule Brandenburg, die Universität Bremen, die TU Dortmund, die Essener Folkwang 

Universität der Künste, die Fachhochschule Gelsenkirchen, die Evangelische Hochschule Lud-

wigsburg, die Universität Oldenburg und die Universität Osnabrück ausgesucht. 

In sämtlichen hochschulischen Handlungsfeldern wie beispielsweise der Planung und Gestal-

tung von Lehre und Studium, bei Internationalisierung und in der Gleichstellungsarbeit, bei Stu-

dierendengewinnung und -bindung, auch in der Personalentwicklung, bei Berufungsverfahren 

und in der wissenschaftlichen Nachwuchsförderung stehen die Hochschulen nicht erst durch 

den Bologna-Reformprozess vor der Herausforderung, neue Zielgruppen adäquat ansprechen 

und der Unterschiedlichkeit ihrer potenziellen oder derzeitigen Hochschulmitglieder und -ange-

hörigen gerecht werden zu müssen.

Lösungen zur Integration neuer und bisher viel zu wenig berücksichtigter Zielgruppen liegen 

z.B. in der Entwicklung und Prozessgestaltung von Teilzeitstudiengängen, neuen und flexibleren 

Lehr- und Lernformaten, wie E-Learning beziehungsweise Blended Learning oder duale Stu-

diengängen in Kooperation mit Unternehmen, der Vereinbarkeit von Studium oder Beruf und Fa-

milie, Angeboten im Bereich Dual Career und schließlich auch bei der Erkennung der Potenziale 

junger Migranten und Migrantinnen sowie einer stärkeren Berücksichtigung von Menschen, die 

von Behinderung betroffen sind.

Andererseits verweist das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) darauf, dass Menschen 

weder aufgrund ihres Geschlechts, ihres Alters, ihrer Herkunft, Kultur, Religion, sexuellen Orien-

tierung oder Weltanschauung noch ihrer physischen und psychischen Gesundheit diskriminiert 

werden dürfen. Im CHE Diversity-Konzept geht es jedoch um weit mehr als einen Ausgleich des 

latent defizitorientierten Blickwinkels auf bestimmte Personengruppen, für deren Nachteilsaus-

gleich zu sorgen sei – im Gegenteil: Der der US-amerikanischen Betriebswirtschaft entlehnte 

und inzwischen deutlich veränderte Ansatz des Managing Diversity richtet sich dezidiert an 

den Studierendeninteressen aus und impliziert dabei, dass alle Handlungsfelder von Studium 
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und Lehre dahingehend analysiert werden, inwieweit sie Potenziale erkennen und systema-

tisch in Lehrinhalte, -formen und -organisation, Service- und Beratungsleistungen einbauen: 

Nicht nur soll in die Leitungsstrukturen biografische und fachkulturelle Vielfalt einziehen, um 

den Anspruchsgruppen der Hochschule besser gerecht werden zu können; zugleich werden in 

Anlehnung an den französischen Sozialwissenschaftler Pierre Bourdieu (1987, 2005) und den 

niederländischen Kulturwissenschaftler Geert Hofstede (2009) auch Fragen des ökonomischen, 

sozialen und kulturellen Kapitals, eines vermutlich spezifischen akademischen und zuweilen ex-

kludierenden Habitus sowie der kulturellen Differenz keineswegs ausgeklammert, denn auch 

Themen wie Bildungsgerechtigkeit und Durchlässigkeit sowie Barrierefreiheit im Bildungssys-

tem gehören zum Diversity-Diskurs an (europäischen) Hochschulen (vgl. Brandenburg/De Rid-

der et al. 2009). Dabei wird ebenfalls darauf rekurriert, dass alle Mitglieder und Angehörige der 

Hochschulen unterschiedlichen (Ursprungs)Milieus entstammen können und (junge) Akademiker 

eben nicht nur einer wohlhabenden hedonistisch geprägten Subkultur beziehungsweise einem 

homogenen Niveau- oder Selbstverwirklichungsmilieu entspringen (vgl. Schulze 1992).

Warum Hochschulen Diversity Management brauchen
Ursprünglich dem Personal- und Kommunikationsmanagement entnommen, ist Diversity Ma-

nagement nun auch in der Hochschulwelt präsent. Sich verändernde demografische, ökonomi-

sche und ökologische Konditionen erfordern nicht nur von Unternehmen, sondern eben auch 

von Hochschulen einen neuen Umgang mit vorhandenen und bisher noch verkannten Ressour-

cen. Die zunehmende Autonomie der Hochschulen verpflichtet sie, sich zunehmend als gesell-

schaftspolitische Akteure mit hoher Verantwortung wahrzunehmen.

Diversity Management nutzt die Heterogenität der Mitglieder von Hochschulen und profitiert von 

deren produktiver Vielfalt. Klassische Heterogenitätskategorien sind im Allgemeinen Gleichbe-

handlungsgesetz zu finden, das als sein Ziel verfolgt „Benachteiligungen aus Gründen der Rasse 

oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer 

Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen“ (Bundes-

ministerium der Justiz 2006). 

Wenngleich sich die zu berücksichtigenden Dimensionen nicht verändert haben, hat sich doch die 

Einstellung zu Diversity Management gewandelt: Mehr noch als die Vermeidung von Diskriminie-

rung betonen die Hochschulen einen Heterogenitätsansatz, der anhand von an der Vielfältigkeit der 

Anspruchsgruppen orientierten Maßnahmen in produktiver Weise die Vielfalt ihrer Angehörigen und 

Mitglieder zu integrieren sucht. Als hochschulische Anspruchsgruppen beziehungsweise Stakehol-

der verstehen wir Personen oder Personengruppen, die diese Hochschule beeinflussen können oder 

von dieser beeinflusst werden und die ihre berechtigten Interessen wahrnehmen. Dabei wird zwi-

schen internen Anspruchsgruppen (z.B. Studierende und Beschäftigte) und externen Stakeholdern 

(z.B. potenzielle Studierende, Alumni, Drittmittelgeber, Arbeitgeber) unterschieden.

Hochschulen, die Diversity Management konsequent umsetzen wollen, gehen nicht mehr vom 

defizitorientierten Ansatz aus, sondern betrachten Verschiedenheit als Ressource für Innova-

tionsfähigkeit und „Kundenorientierung“. Statt defizitäre Akteure in eine scheinbar homogene 

Mehrheitsgruppe zu integrieren, wird auf den Beibehalt von Heterogenität als Quelle für Innova-

tion und Veränderung sowie Problemlösungspotenzial fokussiert. Aus institutionellen Zielsyste-

men werden dabei heterogenitätsbezogene Veränderungsbedarfe abgeleitet, Analyseraster, In-

dikatoren und Kriterien für ein Diversity Monitoring definiert und problembezogene Instrumente 

entwickelt, so dass Diversity Management wesentliche strategische Relevanz auf unterschiedli-

chen hochschulischen Ebenen entfalten kann.

Soziologischer Hintergrund:  
Individuelle Potenziale

Handlungsleitend in unserem Entwicklungspro-
jekt ist die Hypothese, dass Individuen über Po-
tenziale verschiedener Art wie ökonomisches,  
soziales, symbolisches und kulturelles Ka-
pital verfügen, die eingesetzt und umgewandelt 
werden können: Kulturelles Kapital – das heißt 
Bildung, die einen Nutzen im sozialen Bezie-
hungsgeflecht hat – kann in seiner Folge ökono-
misches Kapital erhöhen, beispielweise in Form 
einer Gehaltserhöhung aufgrund einer Weiterbil-
dung. „Inkorporiertes Kulturkapital“ wird auch als 
Bildungskapital bezeichnet, beschreibt es doch 
das kulturelle Kapital, das durch familiäre Primär- 
und Sekundärerziehung akquiriert wurde. Dieses 
personenrelative Kapital kann nicht weitergege-
ben werden und ist an den Faktor Zeit gebunden: 
Ist das akquirierte Kapital in der Umgebung gar 
nicht oder nur selten vorhanden, erhöht sich der 
Wert umso mehr. Die Profiteure dieses Wettlaufes 
um Bildung und kulturelles Kapital bestimmen 
die legitime (auch akademische) Kultur, die von 
Ungleichheit gezeichnet ist, da nicht alle diesel-
ben Voraussetzungen haben.

Objektiviertes Kulturkapital ist dagegen übertrag-
bar und kann weitergegeben werden: Es han-
delt sich um kulturelle Güter, Bilder, Bücher und 
ähnliches, worin Theorien, Problematiken etc. 
ihre Spuren hinterlassen haben. Aber auch hier 
trägt das Bildungskapital zum Verständnis des 
erworbenen Gutes bei. Institutionalisiertes Kul-
turkapital kann in Form von Titeln und Abschlüs-
sen erworben werden, die von der breiten Masse 
ohne dergleichen als Grenze wahrgenommen 
werden. Institutionalisiertes Kapital wird durch 
Einsatz ökonomischen Kapitals erworben und 
zahlt sich langfristig aus, obwohl später in den 
Arbeitsmarkt eingetreten wird und so erst später 
ökonomisches Kapital akkumuliert wird – dafür 
aber umso mehr.
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Heterogenität findet sich auch in und zwischen allen Mitgliedergruppen der Organisation Hoch-

schule, sei es mit Blick auf die Studierenden, die wissenschaftlich Beschäftigten in den unter-

schiedlichen Qualifikationsphasen und Karrierewegen oder auch in der Professorenschaft, bei 

der sich – etwa durch den zunehmenden kompetitiven Druck um die Akquirierung von Reputa-

tion und Forschungsmitteln – für arrivierte oder etablierte Wissenschaftler noch einmal andere 

Bedingungen stellen als für „Frischberufene“.

Diversity Management an Hochschulen ist sowohl mit Bezug auf den klassischen Anwendungs-

bereich des Personalmanagements als auch in Bezug auf verschiedene Anspruchsgruppen 

– insbesondere mit Blick auf Studierende – von Relevanz. Instrumente des Diversity Manage-

ments zielen entweder auf die Nivellierung von differenzbegründeten Schwellen oder auf die 

Akzentuierung von Vielfalt (z.B. in Forschungsgruppen) zur Nutzung von Leistungsreserven. In-

sofern muss Diversity Management an Hochschulen als institutionell verankertes Management 

angelegt sein, das problemorientiert vorgeht: Fragestellungen müssen auf Verzerrungen durch 

Heterogenitätsmerkmale hin analysiert und geeignete Instrumente entwickelt, implementiert 

und evaluiert werden. Denkbar ist auch, dass eine Hochschule im Zuge ihrer Profilbildung Diver-

sität zum übergreifenden strategischen Ziel erklärt, Heterogenität zum Profilmerkmal erhebt, in 

ihr Leitbild integriert und Managementprozesse und -instrumente sowie (Lehr-)Angebote, Servi-

ces und Dienstleistungen entsprechend ausrichtet.

Eine Grundvoraussetzung für die Vielfalt an der Hochschule ist das Leistungsgebot: Knappe 

Ressourcen wie Studienplätze und Stipendien, Beschäftigungsverhältnisse oder Professuren 

müssen nach geltendem Qualitäts- und Qualifikationsgebot vergeben werden. Es ist jedoch 

bekannt, dass das Leistungsgebot durch Verfahren und Strukturen vielfach unterlaufen wird, 

und dies zumeist zu Ungunsten bestimmter Gruppen: Schüler und Schülerinnen aus sozioöko-

nomisch schwächeren Familien und Personen mit Migrationshintergrund nehmen ein Studium 

deutlich seltener auf. Bekannt ist auch die sinkende Zahl von Frauen bei fortschreitender Wis-

senschaftskarriere. Auch wenn sich im Vergleich zu den Zahlen der beginnenden 1990er-Jahre 

der prozentuale Anteil der Professorinnen mit aktuell rund 16 Prozent (Statistisches Bundesamt 

2008) nahezu verdoppelt hat, haben sich diese positiven Entwicklungen zugunsten von Frauen 

in der Wissenschaft in Deutschland deutlich langsamer vollzogen als in anderen (europäischen) 

Ländern (She Figures 2009). Für den deutschen Kontext kommt erschwerend hinzu, dass die 

stärksten Exklusionsmechanismen bereits in unserem stark selektierenden Schulsystem ange-

legt sind, was die PISA-Studien bereits mehrfach unter Beweis stellen konnten. 

Diversität als Change-Management-Prozess
Anders als die bisherigen Ansätze zur Unterstützung benachteiligter Gruppen erfordert Diversity 

Management einen stringenten Wandel in den Strukturen und Verfahren der Hochschulen selbst. 

Um nicht in einen Katalog kleinteiliger und unzusammenhängender Maßnahmen zu münden, 

muss das Management von Diversität in das Zielsystem der Hochschule eingepasst werden. 

Abhängig von einer spezifischen strategischen Zielstellung − etwa Studierendengewinnung, 

Senkung der Abbruchquoten, die Gewinnung exzellenter Nachwuchswissenschaftler oder die 

Einhaltung internationaler Standards (z.B. anhand Gender Action Plans) − muss ein Analysepro-

gramm definiert werden, das heterogenitätsbedingte Verzerrungen auf einer bestimmten Ebene 

(Hochschule, Fakultät/Fachbereiche, einzelne Studiengänge etc.) sichtbar macht und so eine 

problemorientierte Umsetzung von Maßnahmen ermöglicht.

Ebenso wie Unternehmen könnten sich Hochschulen dabei einem Konzept der Corporate Social 

Responsability (CSR) verpflichten und dabei als Treiber einer gesellschaftspolitischen Avantgarde 
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wirken: CSR-Managementkonzepte beinhalten soziale und umweltpolitische Belange und kön-

nen unmittelbar auf die Strategie der Institution Hochschule wirken. Hochschulen beeinflussen 

sowohl durch Forschung als auch durch die Lehre die sie umgebende Gesellschaft. Beide Berei-

che tragen in unterschiedlicher Weise zur gesellschaftlichen Entwicklung bei und sind deshalb 

durch unterschiedliche Verantwortlichkeiten gekennzeichnet. Während sich bei der Forschung 

vor allem die Frage stellt, welchen Beitrag sie zur Lösung gesellschaftlich relevanter Probleme 

leistet, geht es in Lehre und Studium primär um die Frage, ob junge Menschen so qualifiziert 

werden, dass sie als Staatsbürger und Arbeitskräfte zum Gemeinwohl beitragen können. 

Der Umsetzung eines CSR-Konzepts für Hochschulen könnte entgegengehalten werden, dass 

Hochschulen zumeist als Non-Profit-Organisationen staatliche Einrichtungen sind und kei-

neswegs dem Ziel der Gewinnerwirtschaftung, sondern der Forschung, Lehre und Ausbildung 

dienen, dabei in weiten Teilen durch öffentliche Mittel finanziert werden und gemeinnützigen 

Zwecken unterworfen sind. Zudem tragen sie als staatliche Bildungsanstalten ohnehin schon 

gesellschaftliche Verantwortung, die im Grunde nicht extra von ihnen eingefordert werden muss. 

Gleichwohl zeigen die Diskussionen innerhalb der Hochschullandschaft, dass sich auch Univer-

sitäten, Fach- sowie Kunst- und Musikhochschulen den gesellschaftlichen Veränderungspro-

zessen, wie etwa dem demografischen Wandel, veränderten hochschulpolitischen Rahmenbe-

dingungen oder einer zunehmenden Knappheit öffentlicher Bildungshaushalte, nicht entziehen 

können.

Erfolgreiche Change-Management-Prozesse wiederum bedürfen sowohl einer Bottom-up- als 

auch einer Top-down-Strategie und damit einer intensiven Kommunikationskultur innerhalb der 

Hochschule. Die Leitungsebenen einer Hochschule sollten erkennen, dass die Einführung von 

Diversity Management ein Prozess der Hochschulentwicklung ist, der in systematischer Form 

und mit entsprechender Verantwortung versehen die Hochschule nachhaltig verändert.

Verschiedene Strategien können in der Hochschulentwicklung angewandt werden:

1.	 Die Top-down-Strategie wird verwendet, wenn die Leitungsebenen der Hochschule den Pro-

zess initiieren und sich die unteren Ebenen in der Hochschule anschließen. Sie wird als am 

meisten Erfolg versprechend angesehen (vgl. Schein; Beckhard; Bennis u. a.).

2.	 Die Bottom-up-Strategie nimmt ihren Anfang in der Basis der Hochschule, also bei den Be-

schäftigten und den Studierenden; sie bedarf eines intensiven Kommunikationsprozesses in-

nerhalb der Hochschule, bei dem sowohl Ziele wie auch Chancen und Herausforderungen der 

Veränderungsprozesse deutlich werden. Für einen Mobilisierungseffekt der Beschäftigten ist 

sie unabdingbar, da eine Unternehmenskultur von eben solchen vertrauensbildenden Ansät-

zen lebt.

3.	 Die Nucleus-Strategie geht aus von einer kleinen Gruppe, einem Nukleus, der beginnt eine 

Idee zu verfolgen und die anderen Ebenen folgen dem Strom und transformieren die Idee zu 

einer umfassenderen. 

Handlungsleitend bleiben dabei jedoch stets folgende Grundsätze: 

u	 Fairness und Antidiskriminierung: Wenn Vielfalt, Heterogenität und kulturelle Differenz igno-

riert beziehungsweise als nicht relevant abgeurteilt werden, manifestiert sich dies oftmals 

als unbewusste, prereflexive Form des Umgangs oder als Vorurteil. In Sonderfällen rücken 

zwar einzelne Dimensionen von Vielfalt, z. B. ethnische Zugehörigkeit, ins Zentrum der Auf-

merksamkeit, aber die Einbettung im Sinne des umfassenden Konzepts eines Diversity Ma-
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nagements findet in den seltensten Fällen statt. „Gleich und gleich gesellt sich gern“ ist nach 

diesem Ansatz die Maxime für eine erfolgreiche Zusammenarbeit. Der Versuch der Antidiskri-

minierung ist hingegen entstanden aus umfassenden Forderungen der „anderen“ und aus le-

gislativem Druck. Hier werden als problematisch empfundene Personen oder Gruppierungen 

zwar ins System eingegliedert, allerdings weiterhin problematisiert. Zwar „dürfen“ diese Per-

sonengruppen nun in die Hochschule, es erwächst den Betroffenen jedoch ein Anpassungs-

druck, der in der Regel von ihnen selbst gemanagt werden muss. 

u	 Zugang und Legitimität: In diesem Ansatz kommt es zu einer Verkehrung der Sichtweise von 

Anderssein. Nicht „obwohl Du so bist, sondern weil Du so bist, sollst Du dazugehören“ be-

stimmt die Haltung, die die Hochschule beziehungsweise deren Mitglieder einnehmen. Es 

kommt demnach zu einer Umkehrung der Bewertung eines „So-Seins“ aus unterschiedli-

chen Motiven. Eine mögliche Erklärung ist die Spezialisierung auf neue Zielgruppen, denn 

die Hochschule erkennt hierbei die Potenziale, die in den „anderen“ stecken. Zum Beispiel 

kann eine Hochschule eine neue, bisher vernachlässigte Zielgruppe entdecken und durch die 

Aufnahme von Vertretern dieser Zielgruppe innerhalb der Hochschulen hohe Kompetenzen 

in dieser Spezialisierung erreichen. Problematisch kann es dabei insofern werden, als die 

Betroffenen nun zwar einen bestimmten Stellenwert einnehmen, aber letztlich auf ihr „So-

Sein“ beschränkt bleiben. Phänomene wie die „Quotenfrau“ im Marketing, die dann auch 

gleich Frauenbeauftragte wird, oder der Türke, der zugleich Spezialist für „Interkulturelles“ 

oder „Vorzeigemigrant“ wird, sind häufig anzutreffen. Die Kritik an Vielfalt (Multikulturalität) 

richtet sich zum Teil gegen deren Prinzipien, da die Gefahr besteht, Stereotype und Vorurteile 

nicht nur zu tradieren, sondern sogar noch weiter festzuschreiben.

u	 Lernen und Wirksamkeit: Die Weiterführung der vorangestellten Überlegungen mündet in den 

„transkulturellen“ Ansatz, der aus den unterschiedlichen Kulturen (in einem weit gefassten 

Kulturbegriff) versucht, eine neue Kultur zu bilden, die auf die Beurteilung von Unterschieden 

verzichtet. Voraussetzung hierfür ist die Bereitschaft, diese neue Kultur in der Hochschule vor-

urteilsfrei zu integrieren. Es geht in dieser Form des Diversity Managements darum, Einheit in 

der Vielfalt zu schaffen. Diese Einheit findet z. B. in den Hochschulzielen, im Verhaltenskodex 

und im Leitbild der Hochschule ihren Eingang. Die Leitungsebenen der Hochschulen nehmen 

hierbei im Sinne der Vorbildwirkung eine besondere Rolle („role model“) ein.

u	 Partizipation und Einbindung: Die Partizipation von Studierenden und Beschäftigten in Ent-

scheidungs- und Willensbildungsprozesse soll gefördert werden, um auch die direkt auf das 

Studium und die Tätigkeit an der Hochschule einwirkenden Faktoren und Veränderungen aus 

erster Hand evaluieren zu können. Dabei gilt das Prinzip, dass „Betroffene“ zu „Beteiligten“ 

gemacht werden sollen. Ferner gilt Partizipation als gesellschaftlich relevant, weil sie zum 

Aufbau von sozialem Kapital führen kann und dann soziales Vertrauen verstärkt.

Fazit und Ausblick 
Die Hochschule und ihre Akteure sollten erkennen, dass sich Diversity Management im Span-

nungsfeld von Unterschied und Gemeinsamkeit bewegt und das Verbindende in der Wertschät-

zung der Differenz sucht. Der rechtliche Rahmen ist dabei bereits durch die Gleichbehandlungs- 

und Antidiskriminierungsrichtlinien der EU sowie durch deren Umsetzung in nationales Recht 

gegeben (vgl. AGG). Ein weitgehend strategisch angelegtes Diversity Management zielt darüber 

hinaus auf proaktive Maßnahmen zur Gleichstellung ab und macht den Mehrwert von Vielfalt für 

eine Hochschule – insbesondere durch Potenzialerkennung – nutzbar. Um Diversity Manage-

ment nicht nur als Verhaltenskodex, sondern auch als Instrument der Hochschulentwicklung 
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nutzen zu können, sollte in der Organisation ein Bewusstsein für die Unterscheidung zwischen 

Stereotypisierung und Diskriminierung geschaffen werden.

Notwendig ist, dass die Leitungsebenen der Hochschulen (und der Fakultäten sowie der Zent-

ralen Einrichtungen) erkennen, dass Diversity Management ein Ansatz ist, der die bislang nicht 

erkannten Ressourcen von Unterschiedlichkeit und Vielfalt zum Vorteil der Hochschule nutzt und 

sie dabei auch sowohl in strategische als auch ökonomische Kalküle einbezieht, was eine Ver-

abschiedung bisheriger Ansätze einer Defizitorientierung bedeutet. Konkret impliziert dies für 

Hochschulleitungen 

1.	 den Handlungsbedarf im Umgang mit Vielfalt zu erkennen,

2.	 eine Umbewertung von negativen Zuschreibungen in potenzielle Ressourcen vorzunehmen,

3.	 neue Strategien in der Bewertung von Unterschieden und Gemeinsamkeiten zu entwickeln 

und sich nicht auf die Problematisierung von Einzelpersonen zu beschränken, die in der 

Hochschule tätig sind.

Um einem defizitgeprägten Ansatz entgegenzuwirken, gehören daher insbesondere folgende 

Prinzipien zu den operativen Umsetzungen:

u	 die Verankerung in der Hochschulleitung (z. B. Beauftragung von Vizepräsident oder  

Vizepräsidentin),

u	 ein Monitoring-System als Datengrundlage über die derzeitige und die zukünftige Entwick-

lung der Vielfalt (Hochschulangehörige, Bewerber im (inter-)nationalen Vergleich), auch mit-

tels Zufriedenheitsbefragungen bei Studierenden und (wissenschaftlich) Beschäftigten,

u	 die Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten in der Hochschule (z.B. Führung in Hochschule 

und Fakultät, Administration der Hochschule, der Fakultäten, der Fachbereiche und Zentralen 

Einrichtungen – z.B. Planungs- und Personaldezernate, Gleichstellungs- und Familienbeauf-

tragte, Hochschulmarketing und PR),

u	 die Verankerung in bestehende (Personal-, Planungs-, Forschungs-, Lehr-, Lern-)Entwick-

lungskonzepte, Weiterbildungen und Trainings (Diversity-Awareness-Trainings, Querschnitts-

thema in Auswahl- und Berufungskommissionen, Führungspersonal, didaktische Angebote, 

Forschungsdesigns...).

Und: Die Hochschul- und Fakultätsleitungen sollten erkennen, dass sich die Begründung für 

Diversity zwischen zwei Polen bewegt: Einerseits besteht die ethische Forderung nach Teil-

habe aller an der Gestaltung der wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Prozesse 

(„Durchlässigkeit“, „Bildungsgerechtigkeit“, „Barrierefreiheit“); andererseits versteht sich Diver-

sity Management als ein Mittel zur Erreichung der Hochschulprofilierung und der strategischen 

Planung. Die Leitungsebenen einer Hochschule sollten daher einen Bezugspunkt festlegen, auf 

den hin die Gestaltung der wirtschaftlichen, organisations- und gesellschaftspolitischen Prozes-

se orientiert ist und somit eine konkrete organisatorische oder (bildungs-)politische Strategie 

entwickeln, die je nach Anwendungsfeld, Profil und Ausgangslage beziehungsweise je nach An-

forderung der Situation angemessen ist und die die Maßnahmen, die sich an den konkreten 

Bedürfnissen der Personen und Hochschule orientieren, berücksichtigt.
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Raphaela Henze

Die Webseite als wichtigstes Marketing- 
instrument von Universitäten und Hochschulen 
Eine Handreichung für Praktiker

In Zeiten, in denen das Internet für die 
meisten Menschen die wichtigste Informa-
tionsquelle ist und in denen mit nur weni-
gen Klicks zu jeder Tages- und Nachtzeit 
Informationen aus allen Teilen der Welt 
abgerufen werden können, müssen auch 
Universitäten und Hochschulen ihre Infor-
mationen über dieses Medium anbieten. 
Die potenziellen Studierenden bedienen 
sich des Internets, um zu erfahren, was 
ihre Hochschule zu bieten hat und warum 
man ausgerechnet bei Ihnen die Weichen 
für das spätere Berufsleben stellen und 
die nächsten Jahre verbringen sollte. Die 
Webseite soll aber nicht nur als Mittel 
zum Recruiting dienen. Auch die aktuellen 
Studierenden, deren Eltern, Alumni sowie 
potenzielle Förderer sollen auf Hochschul-
seiten mit wenigen Klicks die für sie wich-
tigen Informationen erhalten. 

Die meisten Universitäten und Hochschulen, teilweise bereits einzelne Bachelor- und Masterpro-

gramme, verfügen über eigene Webseiten. Das ist richtig und wichtig. Eine Webseite ist nämlich 

nicht nur ein Marketing-Tool unter vielen, sondern möglicherweise das wichtigste. Es dient auch 

dazu, weiteres Material wie etwa Broschüren, Powerpoint-Präsentationen und Filme zum Down-

load bereitzustellen und auf Messepräsenzen der Hochschule im In- und Ausland aufmerksam 

machen. Ihre Zwecke – nämlich überzeugende Ansprache und umfassende Informationsvermitt-

lung – kann eine Webseite aber nur erfüllen, wenn sie gewissen Standards genügt und bei ihrer 

Erstellung und insbesondere auch ihrer Aktualisierung gewisse Regeln eingehalten werden. Von 

diesen Regeln der erfolgreichen Internetkommunikation und -informationsvermittlung wird im 

Folgenden anhand von mehreren Beispielen aus dem In- und Ausland die Rede sein.

Kurz und prägnant
Platzmangel ist im Internet und auf der Hochschul-Webseite kein Problem mehr. Während für Ex-

traseiten und Anzeigen – insbesondere solchen mit farbigen Abbildungen – in Zeitungen und Bro-

schüren kräftig gezahlt werden muss, kann im Internet quasi unbegrenzt veröffentlicht werden. 

Vor der Veröffentlichung ist allerdings genau zu überlegen, ob die Informationen für die Zielgrup-

pe auch wirklich relevant sind und in einer Sprache verfasst wurden, die für die jeweilige Ziel-

gruppe ansprechend ist. Es können also im Internet so viele Informationen wie möglich unterge-

Für junge Leute sind die im Internet vorhandenen  
Informationen ausschlaggebend für die Wahl einer  
Hochschule. 
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bracht werden, aber es bleibt zu beachten, dass die Aufmerksamkeitsspanne der Internetnutzer 

relativ kurz ist. Wenn es nicht gelingt, mit den ersten 50 Wörtern die Aufmerksamkeit des Lesers 

zu gewinnen, wird die Seite aller Wahrscheinlichkeit nach Leser verlieren. Auch sollten die Seiten 

nicht zu lang sein. Als Faustregel dient die Länge von zwei Din-A4-Seiten. Als Test der eigenen 

Hochschul-Webseite eignet es sich, alle Seiten auszudrucken, sie durcheinander zu werfen und 

in beliebiger Reihenfolge zu lesen. Ist die Aussage immer noch klar und verständlich?

Das Zentrum für Medien und IT der FernUniversität Hagen hat sich beispielsweise auf das Be-

dürfnis der Seitenbesucher, rasch und umfassend informiert zu werden, eingestellt. Mit nur drei 

Klicks, sollen die Besucher zum gewünschten Suchergebnis geführt werden. Im Dezember 2010 

wurde eine Seite mit eben diesem Versprechen neu gelauncht. Ohne Zweifel wird bei dieser 

Webseite sehr viel Wert auf die Informationsvermittlung gelegt, leider kommen dabei aber De-

sign- und Gestaltungsgesichtspunkte ein wenig zu kurz. Abb. 1: Startseite der Fernuniversität Hagen

Aktualität 
Darüber hinaus erlaubt es eine Webseite, auf aktuelle Entwicklungen und Veranstaltungen an 

ihrer Universität oder Hochschule aufmerksam zu machen. Ist man bei Presseerklärungen auf 

den guten Willen der Redaktion angewiesen, ist das Internet die Möglichkeit, an den soge-

nannten externen „Mediengatekeepern“ vorbei, wichtige Informationen zu verbreiten. Es kann 

schnell reagiert werden und braucht keine Vorlaufzeiten, die manchmal in der Natur der Sache 

liegend gar nicht eingehalten werden können. Allerdings bedeutet Aktualität auch, dass Hinwei-

se auf Veranstaltungen, die bereits stattgefunden haben, nicht mehr auf die Seite gehören. Die 

Leser erwarten Aktualität. Ist diese nicht gewährleistet, macht das alles andere als einen guten 

Eindruck. Die Webseite wirkt ungepflegt – und bekanntermaßen gibt es keine zweite Chance für 

einen guten ersten Eindruck. Eine Webseite ist immer „work in progress“ – mit dem Aufsetzen 

der Seite ist es nicht getan, vielmehr muss die Seite betreut werden. Bereits bei der Konzeption 

muss daher daran gedacht werden, dass die Pflege der Seite später keine zu großen Umstände 

macht und auch von Personen übernommen werden kann, die keine Experten sind. 
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Design
Das Design der Webseite sollte zur Organisation passen. Im Beispiel des Institute for Law and 

Finance (ILF) der Goethe Universität Frankfurt am Main sind die Farben eher nüchtern und kon-

servativ. Am ILF werden Juristen für Berufe in der Finanzwelt ausgebildet und keine Kreativma-

nager für Werbeagenturen. Das Corporate Design wird vom ILF auf allen seinen Werbemateri-

alien eingehalten. Die gleichen Farben und das Logo finden sich auch auf den Broschüren, die 

viele Studierende nach eingehender Lektüre der Webseite zusätzlich anfordern. Die Seite wirkt 

durch die weiße und neutrale Hintergrundfläche nicht gedrängt oder überladen, sondern durch 

die Aufteilung in drei Bereiche übersichtlich und ruhig. Die Seiten sind verhältnismäßig kurz, die 

Navigation ist einfach, insbesondere da die Überschriften knapp und verständlich sind. Die Zahl 

der Links ist ebenfalls im Rahmen, obwohl sie die empfohlenen fünf übersteigt. Minuspunkt ist 

auf einigen Folgeseiten die Typografie. Empfehlenswerter ist eine serifenlose Schrift, die auch 

gerne etwas größer sein dürfte. Die Schriftart sollte durchgehalten werden. Beim ILF wechselt 

die Schriftart auf einigen Seiten ebenso wie der Zeilenabstand.

Abb. 2: Startseite des Institute for Law and Finance (ILF) der Goethe Universität Frankfurt am Main

Das ILF ist eine relativ kleine Einrichtung, die einen Masterkurs sowie einige kürzere Weiterbil-

dungskurse anbietet und daher nur eingeschränkt mit einer ganzen Hochschule, die viel mehr 

Informationen vermitteln muss, zu vergleichen. Die vorgestellten Regeln und Hinweise gelten 

aber auch für Webseiten, die komplexer sind und an diversen Stellen weiter in die Tiefe gehen 

müssen. Ein interessanter Ratschlag fand sich in einem amerikanischen Forum: „Lassen Sie an 

Ihrer Hochschule nicht zig Gremien über das Design entscheiden – es wird dadurch sicher nicht 

besser“. Dies ist richtig. Gutes Webdesign ist nämlich nicht reine Geschmackssache, sondern 

Prof. Dr. Raphaela Henze 
ist Professorin für Kultur-
management an der Hoch-
schule Heilbronn am Cam-
pus Künzelsau.
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Abb. 3: University of Warwick

unterliegt einigen Regeln, die nicht jeder kennt und gehört daher in die Hände von Profis. Hier 

zu investieren – und es müssen keine Unsummen sein – verspricht Rendite. Neben etablierten 

Unternehmen, die sich auf Webseitendesign spezialisiert haben und bereits für mehrere Hoch-

schulen tätig geworden sind, gibt es eine Vielzahl von kleineren, innovativen Unternehmen, die 

sehr gute Arbeit zu angemessenen Preisen leisten. Es lohnt sich, Vorschläge einzuholen. Viele 

britische Universitäten vergeben das Design ihrer Webauftritte anders als noch vor einigen Jah-

ren nicht mehr nach außen, sondern haben eigene Teams, die die Webseiten designen, launchen 

und betreuen: So ist etwa der Internetauftritt der University of Warwick, der aufgrund seiner 

Übersichtlichkeit, ergonomischen Menüführung, ansprechenden Gestaltung und Farbwahl als 

Best-Practice- Beispiel genannt werden kann, in Eigenregie des Marketingteams der Univer-

sität entstanden. Auf lange Sicht versprechen sich die britischen Universitäten hiervon sogar 

eine Kostenersparnis, wie ein Mitarbeiter der University of Warwick erläuterte. Wichtig ist jedoch, 

sich von vornherein darüber im Klaren zu sein, dass nicht die Konzeption und Erstgestaltung 

der Webseite die Kostentreiber sind, sondern die Betriebskosten in Gestalt von Betreuung und 

Aktualisierung. 

Zielgruppenansprache
Die mit Typo 3 erstellte Internetseite des eingangs erwähnten Institute for Law and Finance (ILF) 

ist fast ausschließlich in englischer Sprache gehalten, da das beworbene LL.M. Programm in 

dieser Sprache unterrichtet wird und die überwiegende Mehrzahl der Studierenden und Studien-

interessierten nicht aus Deutschland kommt. Die Seite wird von einer Muttersprachlerin betreut, 

womit Rechtschreib- und Grammatikfehler, die einen denkbar schlechten und unprofessionellen 

Eindruck machen würden, vorgebeugt wird.

Auch wenn das ILF ebenfalls mehrere Gruppen mit seiner Webseite ansprechen will – näm-

lich neben den potenziellen Studierenden auch Alumni, potenzielle Sponsoren und interessierte 

Wissenschaftler, so steht die Ansprache von ausländischen Studierenden im Vordergrund. Diese 

Ansprache ist für das ILF insofern bedeutsam, da das Programm sich zu einem großen Teil über 
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Abb. 4: Startseite der Hochschule Heilbronn

Studiengebühren finanziert. Studierende, die 15.000 Euro in ihre wissenschaftliche Ausbildung 

investieren, wollen bereits bei der Informationsvermittlung den Eindruck haben, dass dies eine 

gute Investition und die Einrichtung professionell ist. Das LL.M. Programm des ILF konkurriert 

in erster Linie mit Programmen in den USA und Großbritannien – nach wie vor die klassischen 

Destinationen für einen Masterabschluss im Bereich Recht und die Vorreiterländer, wenn es um 

Hochschulmarketing geht. 

Die Herausforderung, unterschiedliche Zielgruppen möglichst schnell zu den relevanten Infor-

mationen zu führen, hat auch die Hochschule Heilbronn gut gemeistert. Bereits auf der über-

sichtlichen und einladenden Eingangsseite wird nach Studieninteressierten, Studierenden und 

Alumni untergliedert. 

Fotos
Insbesondere der Gebrauch authentischer Fotos ist wichtig. Auf keinen Fall sollten sogenannte 

Stock Fotos verwendet werden. Unter Grafikgesichtspunkten besonders positiv ist der Gebrauch 

eines größeren Fotos auf der ersten Seite. Bei diversen Webseiten, die insbesondere in den USA 

oder Großbritannien Auszeichnungen erhalten haben, werden immer wieder lobend die Fotos 

bereits auf der Eingangsseite hervorgehoben. Das ILF investiert in einen professionellen Foto-

grafen, der bei Veranstaltungen anwesend ist und die Fotos schon im Hinblick auf deren Ge-

brauch in diversen Marketingmedien des Instituts macht. 

Auf der Webseite sollten die Fotos in einem angenehmen Zeitabstand wechseln. Neben Fotos 

der Studierenden, können auch Aufnahmen des Hochschulgeländes, der Räumlichkeiten wie 

etwa der Bibliothek, des Computerpools und der Hörsäle gezeigt werden. Impressionen des 

Hochschulstandortes sollten ebenso wenig fehlen. Das Umfeld ist für viele Studierende – ins-

besondere auf Bachelorlevel – tatsächlich ein Faktor in ihrer Entscheidung für oder gegen einen 

Studienort. Bekanntermaßen kämpfen die Universitäten im Osten der Republik mit vielen kreati-

ven Mitteln (u.a. der Filmkampagne „Studieren in Fernost“, die sich auf youtube großer Beliebt-

heit erfreut) um Studierende aus dem Westen. Die offensichtlichen und ganz besonders die ver-

Stichwörter
Recruiting
Website
Testimonials
Social Media
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steckten Vorzüge der eigenen Stadt auf der Webseite hervorzuheben, sei daher angeraten. Auch 

Informationen über die Infrastruktur der Hochschule dürfen nicht fehlen. Die Sporteinrichtungen 

und das entsprechende Angebot spielen für viele Studierende eine Rolle.

Auf immer mehr Webseiten gehen die Universitäten und Hochschulen erfreulicherweise dazu 

über, ihre Professoren und Mitarbeiter mit Fotos vorzustellen. Untersuchungen etwa bei wis-

senschaftlichen Aufsätzen haben gezeigt, dass die Texte häufiger gelesen werden, denen ein 

Foto des Autors vorangeht. Auch sind Menschen eher gewillt, eine Person anzusprechen als eine 

Organisation. Dies lässt sich insbesondere bei den Social Media beobachten. Die meisten Freun-

de oder Follower haben nicht die großen Organisationen, sondern immer Personen. Menschen 

möchten wissen, mit wem sie es zu tun haben. Insbesondere die administrativen Mitarbeiter, die 

für potenzielle Studierende, aber auch für Alumni und Förderer die ersten Ansprechpartner sind, 

sollten daher auch abgebildet und kurz vorgestellt werden.

Testimonials
Insbesondere der Gebrauch sogenannter Testimonials – Aussagen von ehemaligen Studieren-

den, die über ihre Zeit an der Universität oder Hochschule und ihre daran anschließende Karri-

ere berichten – ist nicht zu unterschätzen. Gerade auf solche Aussagen baut fast das gesamte 

Marketing des Social Media auf. Testimonials sind um einiges wertvoller als alles, was sich ein 

Marketingspezialist ausdenken könnte – sie sind glaubwürdig und sie kosten nichts (die mate-

riellen und immateriellen Kosten nicht einkalkuliert, die es braucht, um überhaupt testimonial-

taugliche Alumni zu generieren). Diese Alumni geben zusätzlich die Information weiter, die für 

andere Studierende von großer Bedeutung ist, nämlich wo die Absolventen dieses Studiengangs 

nach ihrem Abschluss Stellen finden. 

CO2-Neutralität
Die Seite der dänischen Aarhus School of Business an der Aarhus Universität ist aufgrund ihrer 

klaren Struktur, des Fotos und der gelungenen Farbwahl schon unter Designgesichtspunkten ein 

Best-Practice-Beispiel. Besonders hervorzuheben ist jedoch ihre CO2-Neutralität. Der von der 

Webseite (durch den Server auf dem die Seite gehostet wird) und von den Nutzern der Webseite 

(durch deren Rechner und Monitore) verursachte CO2-Ausstoss wird durch messbare CO2-Re-

duktionen neutralisiert. Die Reduktionen werden unter anderem durch das Errichten von neuen, 

erneuerbaren Energiequellen (z.B. Windkraftanlagen) und durch Teilnahme an kontrollierten, 

CO2-reduzierenden Projekten realisiert. Die Teilnehmer an diesem Projekt (http://www.co2neu-

tralwebsite.de) erhalten ein Zertifikat und ein Icon auf ihrer Webseite. Auch auf vielen Printma-

terialien – insbesondere in Großbritannien – finden sich mittlerweile Hinweise darauf, dass zur 

Erstellung Umweltpapier genutzt wurde. Der sogenannte „Lifstyle of Health and Sustainability“ 

ist auch in Deutschland angekommen. Nachhaltigkeit ist ein Thema, das insbesondere junge, 

gut qualifizierte Personen interessiert. Eine Webseite, die erkennen lässt, dass die Universität 

es mit Nachhaltigkeit ernst meint, ist ein nicht zu unterschätzender Pluspunkt – auch aus Mar-

ketinggesichtspunkten. Wundert es uns, dass dänische Universitäten (Aarhus und Kopenhagen) 

uns das vormachen müssen?

Aufmerksamkeit generieren
Eine Webseite ist kaum etwas wert, wenn sie nicht gefunden wird. Deshalb einige kurze Sätze 

zu Suchmaschinenoptimierung, wissend, dass alles was heute dazu geschrieben wird, morgen 

nur noch von historischem Interesse sein kann. Jeder möchte bei Google, Yahoo und Co. mög-

lichst weit oben landen. Aber wie dies erreicht werden kann, wissen die wenigsten genau. Ef-

Summary

The World Wide Web has become a major source 
of information. This success can be explained by 
the multitude of information it makes available to 
a wide number of people at any time with a few 
mouse clicks. Especially search engines make 
rapid research possible. With students becom-
ing ever more sophisticated in their searches for 
information it is indispensable for universities as 
well as programs to publish on the web. A web-
site is the essential marketing tool but it has to 
be well done and well maintained. This text gives 
a few hints on e.g. design and target groups that 
might be helpful when setting up a representa-
tion in the worldwide web.
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Abb. 5: Startseite der Aarhus School of Businessfektive Suchmaschinenoptimierung ist eine Melange aus Meta-Tags, dem Einsatz der richtigen 

Keywords gleich zu Beginn der Webseite, dem Verständnis der Suchalgorithmen der diversen 

Suchmaschinen und einigem mehr. Hier sei angeraten – und so verfahren bereits viele Hoch-

schulen – auf Hilfe aus den eigenen Reihen zu setzen. Studierende der Informatik wie auch der 

Betriebswirtschaft werden sich in diesem Bereich gut auskennen und können als studentische 

Hilfskräfte gute Dienste leisten. Auch über Blogs sollte nachgedacht werden, da diese generell 

schneller gefunden werden als die statischen Webseiten und noch aktueller sein können. Insbe-

sondere ist darauf zu achten, dass die Webseite und alle Aktivitäten im Web 2.0 miteinander ver-

knüpft sind und sich leicht von einem zum anderen klicken lässt. Auch auf Wikipedia, das welt-

weit von 400 Millionen Menschen monatlich genutzt wird, sollte die Hochschule präsent sein. 

Die Sorge, die Kontrolle über den eingestellten Inhalt zu verlieren, hat sich in den allermeisten 

Fällen als unbegründet herausgestellt. Trotzdem sollte derjenige, der für die diversen Marketing-

Tools verantwortlich zeichnet, regelmäßiges Monitoring betreiben. Diverse Softwarepakete wie 

etwa Google Alerts helfen dabei.

Insbesondere ausländische Hochschulen, die international rekrutieren, setzen auf Banner-Wer-

bung und schalten Anzeigen auf Internetseiten, die für die Zielgruppe interessant sein könnten. 

Bezahlt wurde zumeist pro Klick, der den Besucher dann direkt auf die Webseite der Universität 

führt. Insgesamt lässt sich aber eine sogenannte Banner-Blindness beobachten. Nach einer Stu-

die des Online-Technologie-Unternehmens Adtech lag 2007 die durchschnittliche Klickrate in 

Europa lediglich bei 0,18 Prozent.

Eine Funktion zur Weiterempfehlung sollte auf der Webseite nicht fehlen, ebenso sollten die 

zahlreichen Partner der Universität gebeten werden, auf die Hochschulseite zu verlinken. Da-

rüber hinaus gehört die Internetadresse auf jedes weitere Kommunikationsmittel wie Anzeigen, 
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Briefköpfe, Broschüren, Flyer, Poster, Postkarten, auf Pressemitteilungen, aber auch auf Mer-

chandisingartikel der Hochschule sowie auf die Visitenkarten der Professoren und Mitarbeiter 

und in die Signaturen sämtlicher E-Mails.

Erfolgsmessung
Die Erfolgsmessung ist relativ schwierig. Steigen die Bewerberzahlen nur aufgrund der gelunge-

nen Webseite, der verstärkten Social-Media-Aktivitäten? Vermutlich wird sich das Kausalverhält-

nis nicht so einfach herstellen lassen. Fakt ist jedoch, wenn man nichts von einer Hochschule 

weiß, kann man sich nicht für sie entscheiden. Gerade beim Recruiting von Studierenden aus 

dem Ausland ist die Präsenz im World Wide Web bedeutsam. Nur die Wenigsten der ausländi-

schen Studierenden können sich vorher in personam von den Vorzügen einer Universität über-

zeugen und werden ihre Entscheidung daher auf die im Internet aufbereiteten Informationen 

stützen. Fakt ist auch, dass man sich nicht mehr verweigern kann. Die anderen sind im Internet 

und wieder einmal waren wohl die Amerikaner und Briten etwas schneller als die Deutschen. 

Die deutschen Hochschulen konkurrieren mit diesen Ländern. Ein regelmäßiger Blick auf die 

Seiten anderer Hochschulen – vielleicht auch auf die der Gewinner der „Heist Awards“, mit 

denen in Großbritannien seit 20 Jahren erfolgreiche Marketingkampagnen an Hochschulen aus-

gezeichnet werden – sei daher angeraten (www.euroscgheist.com). 

Auf der eigenen Internetseite empfiehlt es sich, eine Web Analytics Software zu installieren, um 

sich über das Besucherverhalten zu informieren. Eine solche Software – beispielsweise Google 

Analytics, die es im Internet zum kostenlosen Download gibt – kann Daten liefern über die Her-

kunft der Besucher (geografisch und über welche Links oder Keywords sie kommen) und über 

ihr Verhalten auf der Webseite (welche Seiten sie besuchen, wie lange sie sich dort aufhalten). 

Auf diesem Wege kann man einiges über die Benutzerfreundlichkeit einer Webseite lernen. Hal-

ten sich die Besucher nur sehr kurz auf der Seite auf, kann dies ein Indiz für mangelnde Über-

sichtlichkeit, falsche Zielgruppenansprache oder unattraktiven Inhalt sein. 

Fazit
Junge Menschen im Alter von 14 bis 24 Jahren – eine der wichtigsten Zielgruppen von Universi-

täten – nutzen weit vor allen anderen Medien das Internet als Informationsquelle. Nach neusten 

Untersuchungen verbringen sie fast drei Stunden täglich im World Wide Web. Und da sollten wir 

sie abholen. Eine Webseite und damit verbundene und darauf abgestimmte Social-Media-Akti-

vitäten sind die wichtigsten Marketing-Tools, insbesondere – aber nicht ausschließlich – bei der 

Ansprache ausländischer Studierender, die für unsere Universitäten zunehmend wichtig wer-

den. Deutsche Universitäten und Hochschulen haben relativ spät die Bedeutung des Internets für 

das Recruiting und Marketing erkannt. Dies kann durchaus ein „second mover advantage“ sein, 

wenn man sich die Zeit nimmt, sich mit dem Thema zu befassen, Benchmarking zu betreiben 

und einige der Ideen, die dieser kurze Text vorgestellt hat, aufgreift.

Kontakt: 

Prof. Dr. Raphaela Henze, MBA 
Hochschule Heilbronn 
Daimlerstr. 35 
74653 Künzelsau 
Tel.: +49 7940 13 06-250 
Fax: +49 7940 13 06-120 
E-Mail: raphaela.henze@hs-heilbronn.de
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Christina Reinhardt

Change Management als Führungsaufgabe 
Die erfolgreiche Zentralisierung der Prüfungsämter an der Hochschule Bochum 

Zu den Auswirkungen des Bologna-Prozesses gehört auch, dass die traditionelle Tren-
nung von Studierendenservice und Prüfungsämtern und die dezentrale Organisation der 
Prüfungsverwaltung überholt sind. Der Artikel beschreibt den Prozess der Zentralisierung 
von Prüfungsämtern der Hochschule Bochum, die traditionell in die Fachbereiche einge-
bunden waren. Vor dem Hintergrund dieses konkreten Praxisbeispiels wird gefragt, was 
man aus diesen Erfahrungen über Change Management an Hochschule lernen kann. Füh-
rungskräfte tragen dabei entscheidend zum Gelingen eine solches Veränderungsprozes-
ses bei. 

Die Erkenntnis, dass die organisatorische Weiterentwicklung der Prüfungsverwaltung geboten 

und notwendig ist, setzt sich an immer mehr Hochschulen durch. Die Hochschule Bochum hat 

sich im letzten Jahr diesem Thema gestellt und in einem beteiligungsorientierten Organisations-

entwicklungsprozess die Prüfungsämter aus den Fachbereichen in das Dezernat Studierenden-

service integriert. 

Der Ausgangspunkt
Anfang des Jahres 2010 hatte jeder der sechs Fachbereiche der Hochschule Bochum ein eige-

nes Prüfungsamt. Jedes dieser Prüfungsämter hatte die Geschäftsprozesse anderes organisiert 

und bot Dienstleistungen in unterschiedlichem Umfang an. Die Studierenden mussten für viele 

Vorgänge zwischen Prüfungsamt und Studierendensekretariat hin und her laufen – dies kostete 

Zeit und natürlich auch immer wieder Nerven. Durch die dünne Personaldecke in den Prüfungs-

ämtern war eine Vertretung nur an wenigen Stellen gewährleistet und die Öffnungszeiten beider 

Bereiche – Studierendenservice und Prüfungsämter – waren zu gering und nicht aufeinander 

abgestimmt. Gleichzeitig hatte sich der Studierendenservice im Jahr 2009 unter einer neuen 

Leitung gut aufgestellt und erfolgreich damit begonnen, Geschäftsprozesse zu optimieren und 

Serviceleistungen kontinuierlich zu verbessern. 

Ziele: Synergien erzielen, Serviceleistungen verbessern
Vor diesem Hintergrund entstand im Präsidium die Idee, durch die Integration der Prüfungsämter in 

den Studierendenservice Synergien zu erzielen und damit die Serviceleistungen für Studierende zu 

verbessern. Insbesondere durch die Verlängerung der Öffnungszeiten, dem Installieren von Vertre-

tungsregelungen und der Vereinheitlichung von Geschäftsprozessen sollte es hier zu einem höheren 

Standard kommen, ohne dass dafür substanziell Ressourcen aufgestockt werden mussten. 

Zu Beginn wurde geplant, drei sogenannten Serviceinseln zu schaffen, in denen jeweils die 

Funktionalitäten von Studierendensekretariat und Prüfungsamt zusammengefasst werden und 

in jedem der drei an der Hochschule Bochum vorhandenen Kompetenzzentren eine solche Ser-

viceinsel einzurichten, sodass die Studierenden die komplette administrative Unterstützung 

während ihres Studiums an einem Ort finden. In jeder Serviceinsel sollten drei Personen mit 

unterschiedlichen fachlichen Schwerpunkten arbeiten, die sich gegenseitig vertreten und ge-

meinsam als Ansprechpartner für bestimmte Studiengänge dienen sollten. 

Eine Neugestaltung der Prüfungsverwaltung erfordert viel 
Kommunikation.

Foto: Gerd Altmann/Pixelio
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Vorgehensweise
Es war bekannt, dass es in den Fachbereichen Vorbehalte gegen eine solche Zentralisierung gab 

und dass einige Zeit zuvor bereits ein Versuch der Zentralisierung gescheitert war. Insofern markier-

te der Präsidiumsbeschluss über die organisatorische und auch räumliche Zusammenlegung im Fe-

bruar 2010 nicht den tatsächlichen Beginn des Vorhabens, sondern diesem Beschluss waren einige 

Gespräche mit wichtigen und vor allem kritischen Akteuren in den Fachbereichen vorausgegangen. 

Erst als in diesen Gesprächen die Bereitschaft signalisiert wurde, den Weg der Zusammenlegung 

grundsätzlich mitzugehen, fasste das Präsidium den entsprechenden Beschluss und formulierte 

den Auftrag, diese Zusammenlegung im Rahmen eines Projektes umzusetzen. 

Der Projektplan sah für die erste Phase Gespräche mit allen Beteiligten vor: Diese wurden vom 

Vizepräsident für Lehre und Studium und der Vizepräsidentin für Wirtschafts- und Personalver-

waltung mit Dekanen, Prüfungsausschussvorsitzenden und den betroffenen Mitarbeiterinnen in 

den beiden Bereichen geführt. 

Die Resonanz bei den Prüfungsausschussvorsitzenden und den Mitarbeiterinnen war zunächst 

ausgesprochen kritisch. Die Auseinandersetzung mit den Bedenken der Betroffenen führte dann 

im Ergebnis dazu, von der Idee der Serviceinseln zunächst Abstand zu nehmen. So veränderte 

sich der Auftrag nach der ersten Phase des Projekts dahingehend, dass die Geschäftsprozesse 

und die Zusammenarbeit in dem neuen Bereich mit allen Beteiligten im Rahmen von extern mo-

derierten Workshops erarbeitet werden sollten. Die organisatorische Zusammenlegung wurde 

planmäßig im Mai 2010 vollzogen und die Mitarbeiterinnen aus den Prüfungsämtern wurden in 

das Dezernat Studierendenservice und Prüfungsangelegenheiten versetzt. Ebenso wurden die 

notwendigen Umbaumaßnahmen beauftragt und während der vorlesungsfreien Zeit im Sommer 

2010 auch umgesetzt.  

Nach dem Umbau der Räumlichkeiten und Umzug eines Teils der Mitarbeiterinnen wurde im 

Dezember 2010 zu einer gemeinsamen Feier eingeladen. Mit der Übergabe des Projektberichts 

an den Vizepräsident für Lehre und Studium und die Vizepräsidentin für Wirtschafts- und Perso-

nalverwaltung wurde das Projekt genau ein Jahr nach Projektstart im Februar 2011 planmäßig 

abgeschlossen. 

Damit ist der Veränderungsprozess jedoch noch nicht abgeschlossen. Auch nach Projektende 

bedarf es noch Überzeugungsarbeit und Begleitung des Prozesses, bis alle Beteiligten wirklich 

realisiert haben, was die Veränderung in der Praxis bedeutet. Diese Aufgabe liegt nun vor allem 

in den Händen der federführenden Dezernentin. Sie muss weiterhin dafür Sorge tragen, dass 

jede Änderung von Geschäftsprozessen, die in die Fachbereiche hineinreichen, sorgfältig kom-

muniziert und abgestimmt werden. Auch bei den betroffenen Mitarbeiterinnen sind noch längst 

nicht alle Sorgen und Unsicherheiten beseitigt und der Teamfindungsprozess braucht seine Zeit. 

Als erfolgreicher Veränderungsprozess kann das Projekt der Zusammenlegung von Prüfungs-

ämtern und Studierendenservice bezeichnet werden, weil nicht nur die oben genannten Ziele 

erreicht werden konnten, sondern weil vor allem die Studierenden, die Lehrenden und die Mit-

arbeiterinnen in dem heutigen Dezernat mit den Leistungen und der Zusammenarbeit sehr zu-

frieden sind.  

Wie geht erfolgreiches Change Management an Hochschulen?
Veränderungsprozesse an Hochschulen stellen Leitung und Management vor besondere Her-

ausforderungen: Die Organisationskultur an Hochschulen ist in der Regel geprägt von hohen 

Freiheitsgraden, einer ausgeprägten indidviuellen Autonomie und oftmals unklaren oder unbe-

Die Beteiligung der Be-

troffenen ist eine hervor-

ragende Möglichkeit, um 

die Qualität von Entschei-

dungen zu verbessern, 

eine Identifikation mit der 

Veränderung zu erzeugen, 

die Kompetenzen der Be-

troffenen zu nutzen und 

damit zugleich den Wider-

stand zu verringern.

”
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kannten übergeordneten Zielen. Auf Eingriffe der Leitung oder gar der Verwaltung in diese Au-

tonomie wird grundsätzlich mit Skepsis reagiert. Die Zentralisierung von Prüfungsämtern stellt 

einen solchen Eingriff in die Struktur von Fachbereichen dar und trifft daher bisher in vielen 

Hochschulen auf Ablehnung. 

Wenn ein solcher Veränderungsprozess also gelingen soll, müssen die strukturellen und kul-

turellen Besonderheiten von Hochschulen mitbedacht werden – das bedeutet auch, dass die 

Instrumente des Change Managements eine Anpassung erfahren müssen. Wichtig für ein er-

folgreiches Change Management erscheinen dabei insbesondere die drei Aspekte Beteiligung, 

Organisation und Umgang mit Widerstand. 

Frühe Beteiligung und offene Kommunikation verbessern Prozessergebnis 
Unter Beteiligung versteht man an Hochschulen meistens die Beteiligung der Gremien. Dass 

diese nicht immer hilfreich ist, sondern oft als blockierend für den Veränderungsprozess emp-

funden wird, liegt nicht nur an den starren und formalen Randbedingungen dieser Art der Parti-

zipation, sondern auch daran, dass die eigentlich Betroffenen oftmals nicht in dem Maß und 

in der Form zu Wort kommen, wie es für die qualitative Verbesserung des Prozessergebnisses 

hilfreich wäre. 

Gute Kommunikation beginnt auf der Leitungsebene – hier ist das Kollegialorgan Präsidium ge-

fragt, das durch seine Zusammensetzung die Möglichkeit hat, unterschiedliche Perspektiven 

und übergeordnete Interessen gemeinsam abzuwägen und auf dieser Grundlage Entscheidun-

gen zu treffen. Gerade Entscheidungen, die das Zusammenspiel von Verwaltung und Fachberei-

che betreffen, müssen gemeinsam vertreten und kommuniziert werden. 

Die Beteiligung der Betroffenen ist eine hervorragende Möglichkeit, um die Qualität von Ent-

scheidungen zu verbessern, eine Identifikation mit der Veränderung zu erzeugen, die Kompeten-

zen der Betroffenen zu nutzen und damit zugleich den Widerstand zu verringern. Der Kommuni-

kationsaufwand im Vorfeld des Beschlusses zur Zusammenlegung war sehr hoch und dasselbe 

gilt für den steten Informationsfluss durch die Projektleitung während der Umsetzungsphase. 

Dadurch, dass alle Betroffenen immer über den Stand der Planung und Umsetzung informiert 

waren, wuchs die Bereitschaft, sich auf die Veränderung einzulassen und an der Gestaltung des 

Neuen mitzuwirken.  

Widerstand als wichtige Informationsquelle verstehen
Veränderungen rufen bei vielen Menschen Unsicherheit und Ängste hervor. Das rührt zum einen 

von der Befürchtung, zu den Verlierern der Veränderungen zu gehören, zum anderen von der 

Sorge, den neuen Anforderungen nicht gewachsen zu sein. Widerstand ist bei Veränderungen 

etwas Normales und Alltägliches. Er äußert sich in vielen unterschiedlichen Formen, zum Bei-

spiel durch mehr Beschwerden über die Leitung, eine sinkende Produktivität, häufige Krankhei-

ten oder aufbrechende Konflikte.   

Widerstand deutet oft auf Defizite in der Kommunikation hin. Dann haben Betroffene den Ein-

druck, dass Informationen zurückgehalten werden und die Auswirkungen der Veränderung nicht 

transparent sind. 

Am Widerstand kann man als Führungskraft erkennen, ob man bestimmte Aspekte bei der Pla-

nung und Umsetzung der Veränderung vernachlässigt hat. Insofern ist man gut beraten, Wider-

stand als Informationsquelle zu nehmen und neu gewonnene Einsichten in die weitere Planung 

mit einzubeziehen. Die Bedenken gegen die Idee der Einrichtung von Serviceinseln von denjeni-
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gen, die jeden Tag mit den Prozessen zu tun haben, waren letztlich nachvollziehbar und führten 

zu einer Umsteuerung des Veränderungsprojekts. Dass darauf reagiert wurde, hatte wiederum 

positive Wirkung auf die Veränderungsbereitschaft der Betroffenen: Sie hatten unmittelbar er-

lebt, dass ihre Erfahrungen ernst genommen und ihre Anregungen aufgenommen wurden. 

Widerstand kann natürlich schlicht darauf hindeuten, dass Leitung und Betroffene unterschied-

liche Ziele und Bewertungen der Veränderung haben. Hier kann es helfen, die unterschiedlichen 

Interessen klar zu benennen und gemeinsam herauszufinden, in welchem Verhältnis Einzelin-

teressen und Gesamtinteresse der Organisation stehen. Durch einen solchen Dialog kann in 

der Regel eine gemeinsame Linie gefunden werden – Verantwortliche in Fachbereichen neigen 

natürlicherweise dazu, zunächst die Interessen des eigenen Bereichs zu vertreten, dennoch ist 

die Bereitschaft, sich übergeordneten Interessen zu beugen, wenn diese nachvollziehbar und 

transparent sind, bei den meisten Akteuren vorhanden.

Es ist auch immer denkbar, dass die geplante Veränderung gar keine bessere Lösung im Ver-

gleich zum Ist-Stand beinhaltet – allein aus diesem Grund empfiehlt es sich, die Bedenken von 

Betroffenen auch in diesem Sinn ernst zu nehmen und sich gegebenenfalls gemeinsam auf die 

Suche nach einer noch anderen Lösung zu begeben. 

Um Widerstände nicht zu vergrößern, gibt es einige Standardempfehlungen, die nicht nur für 

Veränderungsprozesse an Hochschulen gelten: 

u	 Betreiben einer offenen und kontinuierlichen Informationspolitik

u	 Erfassen und Einbeziehen der Vorstellungen der zu beteiligenden Mitarbeiterschaft

u	 Wenn nötig Entwickeln und Umsetzen eines Qualifizierungskonzepts

Projektarbeit als die geeignete Organisationsform
Change Management sollte als Projektarbeit gesehen werden, deren Ergebnisse nach dem ge-

planten Veränderungszeitraum im Alltag integriert sein sollten. Projektmanagement ist die ge-

eignete Organisationsform, um komplexe Veränderungsvorhaben effizient umsetzen zu können. 

An der Hochschule Bochum werden solche Veränderungsvorhaben grundsätzlich mit einer Pro-

jektvereinbarung hinterlegt. In diesen Projektvereinbarungen 

u	 sind die Ziele und der Auftrag eindeutig definiert. 

u	 werden Ressourcen und Meilensteine vereinbart.   

u	 wird eine auf das Projekt zugeschnittene Organisation festgelegt. 

u	 sind die Aufgaben, Kompetenzen und Verantwortungen aller Projektbeteiligten abgestimmt.

Die Projektkontrolle erfolgt durch den Auftraggeber. Bei größeren Projekten ist das in der Regel 

das Präsidium oder ein Präsidiumsmitglied. Zum Projektabschluss gehört eine Auswertung der 

Arbeit am Projekt. Erfahrungen und Erkenntnisse aus beendeten Projekten werden so gesichert 

und für zukünftige Projekte zur Verfügung gestellt. 

Projektmanagement als Organisationsform hat den Vorteil, dass Projektarbeit und Tagesgeschäft 

sauber voneinander unterschieden werden. Außerdem ermöglicht die Projektorganisation eine 

gute Kontrolle des Projektfortschritts. Zur Projektorganisation gehört es auch, das erfolgreiche 

Ende des Projekts angemessen zu begehen, zum Beispiel mit einer Feier, zu der alle Projektbe-

teiligten eingeladen werden. 

Widerstand kann auch 

darauf hindeuten, dass 
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An der Hochschule Bochum wurde die Erfahrung gemacht, dass der Auswahl von Projektleitun-

gen eine besondere Bedeutung zukommt. Sie sollten sich auszeichnen durch eine unkomplizierte 

und offene Art des Umgangs mit Menschen, eine ausgeprägte Fähigkeit zur Teamarbeit und zum 

Zuhören sowie eine gute Portion Entschlossenheit und Entscheidungsfähigkeit. Außerdem sollte 

die Projektleitung von den betroffenen Mitarbeitenden und Führungskräften akzeptiert werden. 

Führen im Veränderungsprozess
Führungskräfte sind angesichts der aktuellen Dynamik von Veränderungsprozessen immer mehr 

zum Schlüsselfaktor für erfolgreiches Change Management geworden. An der Hochschule Bo-

chum wird vor diesem Hintergrund stetig an der Entwicklung der Führungskompetenz und der 

Führungskultur gearbeitet. Konkret geht es dabei um drei Handlungsfelder: 

u	 Führungsinstrumente

u	 Führungskommunikation

u	 Innere Haltung

Führungsinstrumente angemessen einsetzen
Um situativ führen zu können, brauchen Führungskräfte nicht nur ein Set an unterschiedlichen 

Instrumenten, sondern auch die Fähigkeit entscheiden zu können, welches Instrument für welche 

Situation angemessen erscheint. Je umfangreicher das eigene Instrumentarium, desto punktge-

nauer kann es eingesetzt werden. Im Veränderungsprozess kommen in der Regel eher die Füh-

rungsinstrumente zum Tragen, die als „weiche“ Instrumente bezeichnet werden. Das heißt: 

u	 Der mündlichen Kommunikation wird der Vorrang vor schriftlicher Kommunikation gegeben. 

u	 Gespräche sind weniger bewertend, sondern sollen überzeugen und ermutigen. 

u	 Besonders zu Beginn von Veränderungsprozessen werden Einzelgespräche Teamgesprächen 

vorgezogen. 

u	 Alle Instrumente, die eine offene Kommunikation zwischen Führungskräften und Mitarbeitern 

schaffen, sind hilfreich im Veränderungsprozess. 

Grundsätzlich, und das konnte man während des Prozesses der Zusammenlegung der Prü-

fungsämter mit dem Studierendenservice sehr gut erleben, braucht es im Veränderungsprozess 

neben den richtigen Instrumenten zunächst einmal ein Mehr an Führung.

Führungskommunikation – entscheidend ist, was ankommt 
Führungskräfte befinden sich immer in einem kommunizierenden Zustand gegenüber den Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern. Insofern umfasst Führungskommunikation bewusste und unbe-

wusste, formale und informelle Kommunikation. Gerade im Veränderungsprozess wird in beson-

derem Maße auf Signale aus der Leitungsebene geachtet. Daher gehören Selbstwahrnehmung, 

Selbststeuerung und Selbstkontrolle zu den zentralen Anforderungen, denen sich Führungskräfte 

stellen müssen. Außerdem, darüber sind sich viele Führungskräfte nicht bewusst, hat der Kom-

munikationsstil der Führungskraft Vorbildcharakter für die Mitarbeiterschaft. Die Führungskraft 

muss daher in jeder Situation bewusst, klar, rollenangemessen und authentisch kommunizieren. 

Dazu kommt, und das gilt für Führungskommunikation im Veränderungsprozess in besonderer 

Weise, dass es nicht entscheidend ist, das Richtige gesagt zu haben – entscheidend ist, was 

ankommt. Die Kunst der Führungskommunikation besteht darin, sich in seinem Kommunika-
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tionsverhalten auf das Gegenüber so einzustellen, dass es mit der Botschaft erreicht wird. Es 

ist sinnvoll, das bei wichtigen Themen auch zu überprüfen. Die Grundlagen einer guten Füh-

rungskommunikation sind zunächst Zuhören, Wahrnehmen und Verstehen. Wichtig sind auch 

eine klare und für das Gegenüber verständliche Sprache und – nicht immer selbstverständlich 

– vollständige Informationen. 

Gerade im Veränderungsprozess, der Ängste hervorruft und die Wahrnehmung der Betroffenen 

oft einschränkt ist es wichtig, Missverständnissen vorzubeugen, z.B. indem man kurz, einfach 

und prägnant spricht, indem man dem Gesagten eine klare Gliederung gibt und indem man Fra-

gen gezielt einsetzt. Dies setzt für jede Form der Führungskommunikation im Veränderungspro-

zess eine gute Vorbereitung voraus. Eine gelungene Führungskommunikation benötigt daher viel 

Zeit und Energie. Es empfiehlt sich, größere Veränderungen nur dann anzugehen, wenn man 

auch in der Lage ist, dieser Raum und Zeit im eigenen Führungsalltag zu geben.   

Die innere Haltung – Akzeptanz und Wertschätzung
Damit eine Führungskraft einen wichtigen Beitrag zum Erfolg eines Veränderungsprozesses er-

bringen kann, geht es nicht nur um den angemessenen Einsatz der Führungsinstrumente und 

eine klare Kommunikation. Von grundlegender Bedeutung ist die innere Haltung zu den Mitarbei-

terinnen und Mitarbeitern. 

Diese innere Haltung sollte geprägt sein von Akzeptanz und Wertschätzung. Das heißt konkret, 

dass man als Führungskraft davon ausgehen sollte, dass die Mitarbeiter kompetent sind oder 

aber Potenziale zur Weiterentwicklung von Kompetenzen haben. Eine solche ressourcenorien-

tierte Haltung fördert das Vertrauen in der Organisation und damit die Bereitschaft, an Verände-

rungen mitzuwirken. Außerdem wird es registriert, ob man als Führungskraft die innere Über-

zeugung hat, dass jeder Mensch daran interessiert ist, seine Arbeit gut zu machen. 

Ob in einer Organisation die Bereitschaft für Veränderungen vorhanden ist, hängt letztlich von 

der Kultur ab: Je mehr diese Kultur von Vertrauen, Offenheit und Wertschätzung geprägt ist, 

desto höher ist die Veränderungsbereitschaft. Im zunehmenden Wettbewerb unter den Hoch-

schulen gerät dies zum zentralen Erfolgsfaktor – Hochschule benötigen dafür Führungskräfte, 

die Maßstäbe setzen und als Vorbilder agieren. 

Fazit
Heute gibt es an der Hochschule Bochum ein Dezernat für Studierendenservice und Prüfungs-

angelegenheiten, in dem alle administrativen Dienstleistungen für Studierende aus einer Hand 

erfolgen. Voraussetzung dafür war, dass das Präsidium ein klares Ziel verfolgte und die grund-

sätzliche Entscheidung gemeinsam traf. Die Federführung lag beim Vizepräsidenten für Lehre 

und Studium und der Vizepräsidentin für Wirtschafts- und Personalverwaltung. Deren enge und 

vertrauensvolle Zusammenarbeit war ein wichtiger Baustein, um die Sichtweisen von Fachbe-

reichen und Verwaltung gleichermaßen und kontinuierlich einzubeziehen. Die Organisation des 

Prozesses als Projekt gab der Veränderung einen Rahmen und allen Beteiligten Orientierung. 

Außerdem entlastete die Projektleitung die anderen Führungskräfte von den vielen operativen 

Details, die sich in solchen Veränderungsprozessen oft zu großen Hemmnissen auswachsen 

können. Die kontinuierliche und offene Kommunikation durch die Leitung, die Projektleitung und 

die Führungskraft des neuen Bereiches erzeugte Sicherheit bei allen Beteiligten und verringerte 

damit letztlich den Widerstand.

Kontakt: 

Dr. Christina Reinhardt 
Vizepräsidentin für Wirtschafts- und  
Personalverwaltung 
Hochschule Bochum 
Lennershofstr. 140 
44801 Bochum 
Tel.: +49 234 32-10001 
E-Mail: christina.reinhardt@hs-bochum.de

Summary

The article reports on an organizational develop-
ment process at a university of applied sciences 
and illustrates how executives can contribute to a 
successful transformation.
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Ada Pellert

Kompetenzorientierung 
Neue Perspektiven für das Lernen

Kompetenzorientierung ist das Zauber-
wort in der aktuellen Bildungs- und Per-
sonaldebatte. Wird die Personalentwick-
lungsdebatte schon länger von der Idee, 
Kompetenzen von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zu messen und zu „managen“, 
geprägt, so ist im Bildungsbereich der 
Kompetenzbegriff erst durch die Refor-
men der europäischen Bildungspolitik ver-
stärkt worden. Im Folgenden sollen einige 
Dimensionen der Kompetenzorientierung 
näher beleuchtet werden.

Kompetenzorientierung enthält zunächst 

ein verändertes Steuerungsverständnis im 

Sinne des Wechsels von der Input- zur Out-

comesteuerung. Die Reformbemühungen in 

den deutschsprachigen Hochschulsystemen 

haben seit bald zwei Jahrzehnten das Ziel, die 

Autonomie der Institutionen zu erhöhen und sie Schritt für Schritt zu sich selbst steuernden Ein-

richtungen zu machen. Diese Erhöhung institutioneller Autonomie wird zumeist mit intensivier-

ten Rechtfertigungs- und Legitimationsanforderungen verknüpft, die in der Qualitätssicherungs-

debatte ihren Niederschlag finden. Es soll für moderne Hochschulen nicht nur die Autonomie 

in Budget- und Personalfragen erhöht werden, auch auf der Ebene der Ausbildungsinhalte soll 

statt einer Inputsteuerung mehr Augenmerk auf die Messung der Kompetenzen gelegt werden, 

über die Absolventen und Absolventinnen verfügen sollen. Die kleinteilige Vorgabe von Ausbil-

dungszielen in Form staatlicher Studienpläne wird als nicht mehr adäquat erachtet. Während im 

Schulbereich diese Art der – zumeist international vergleichenden – Kompetenzmessung stark 

mit dem Begriff PISA verknüpft ist, sind es im Hochschulbereich die geforderten Qualifikations-

profile der Absolventen und Absolventinnen, die in den Curricula ausführlich beschrieben und 

sichtbar gemacht werden sollen. Diese international vergleichbaren Qualifikationen und Kom-

petenzen sollen auch durch Instrumente wie das European Credit Transfer System (ECTS), die 

Modularisierung, das Diploma Supplement oder das Transcript of Records ergänzt werden. Die 

Idee eines europäischen Hochschulraumes mit international vergleichbaren, „harmonisierten“ 

Abschlüssen, wie sie die Bologna-Reform intendiert, soll europäisch vergleichbare Kompetenzen 

der einzelnen Bildungsstufen zum Ausdruck bringen und damit die europäische Mobilität auf 

den Bildungs- und Arbeitsmärkten unterstützen. 

Kompetenzen und Lernen
Neben der Steuerungsdimension ermöglicht Kompetenzorientierung aber auch einen innovati-

ven Zugang zum Lernen. Während sich die Kompetenzfeststellung à la Pisa noch sehr stark 

Wie lassen sich Kompetenzen im Bildungsbereich mes-
sen?

Foto: Ernst Rose/Pixelio
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auf die kognitiven Dimensionen des Lernens und den kognitiv messbaren Kompetenzzuwachs 

konzentriert, betonen ganzheitlichere Kompetenzkonzepte auch andere als fachlich-kognitive 

Dimensionen des Kompetenzerwerbs. Neben der Umstellung von In- auf Output wird damit die 

Verbreiterung des Kompetenzbegriffs zum wichtigen Ziel. Über die fachlichen Kompetenzen 

hinaus soll der Blick auf sozial-kommunikative, methodische, personale oder Aktivitätskompe-

tenzen gerichtet werden. Diese didaktisch-inhaltliche Dimension der Kompetenzorientierung er-

möglicht auch die Beschäftigung mit den „Tiefendimensionen“ der Bologna-Reform. Bologna 

steht oberflächlich betrachtet für eine Strukturreform, die die Harmonisierung der Abschlüsse 

beabsichtigt. In der Tiefendimension geht es um ein didaktisches Paradigma, das tatsächlich 

das Lernen der Studierenden in den Mittelpunkt stellt. „From teaching to learning“ lautet die 

einschlägige Parole – und Workload-Konzepte wie ECTS haben dann die Aufgabe, die Studieren-

denzentriertheit auch in den Curricula umzusetzen. 

Herausforderung für das formale deutsche Bildungssystem
Abgesehen von den Implikationen, die dieses Konzept für das Selbstverständnis von Lehrenden, 

für die Verknüpfung von Lernorten und auch für den Zugang zum Lernen durch die Studierenden 

hat, bedeutet die Erweiterung der Kompetenzdimensionen eine große Herausforderung für die 

formalen Bildungseinrichtungen. Hochschulen sehen sich im deutschen Sprachraum vor allem 

für die Vermittlung fachlich-methodischer Fähigkeiten zuständig und haben ihre Curricula und 

Prüfungsmethoden auch primär dafür entwickelt. Wenn nun der Kompetenzbegriff auf personale 

und sozial-kommunikative oder gar Aktivitätskompetenzen erweitert wird, dann stellt sich für 

die gewachsenen Bildungssysteme zunächst einmal die Grundsatzfrage, ob und wie weit sie 

die Vermittlung dieser erweiterten Kompetenzen überhaupt als ihre Bildungsaufgabe ansehen. 

Ist diese Frage positiv beantwortet, müssen der Erwerb dieser Kompetenzen in den Curricula 

entsprechend verankert und passende Prüfsysteme dafür entwickelt werden, damit überfachli-

che Fertigkeiten auch in adäquater Form beurteilt werden können. Ein breiter Kompetenzbegriff, 

wie etwa der von John Erpenbeck, der Handlungsfähigkeit in ergebnisoffenen Situationen in den 

Mittelpunkt des Kompetenzerwerbs stellt, ist jedenfalls eine große Herausforderung für die for-

malen deutschsprachigen Bildungseinrichtungen. Diese haben schon mit den international ver-

gleichenden Formen der kognitiv fokussierten Kompetenzfeststellungen ihre Nöte und in den 

seltensten Fällen die Tiefendimensionen der Kompetenzorientierung für sich entdeckt.

Aus didaktischer Hinsicht muss am Anfang der Kompetenzorientierung zunächst die Einsicht 

stehen, dass Kompetenzerwerb ein intrapersonaler Vorgang ist, der bestimmte Voraussetzun-

gen hat. Am besten lernen wir, wenn wir selbst etwas ausprobieren, und Ausbildungssituationen 

müssen solche Primärerfahrungen ermöglichen. Nicht nur Schüler und Schülerinnen, auch Stu-

dierende und Führungskräfte sollten in ihrem Lernen mit realen Herausforderungen konfrontiert 

und so der Kompetenzerwerb emotional unterstützt werden. Das lässt sich nicht nur mit den 

Erkenntnissen der psychologischen Lernforschung, sondern auch mit jenen der Neurowissen-

schaften belegen.

Zur Kompetenzorientierung gehört daher auch eine Individualzentrierung. Es gilt, darauf zu ach-

ten, über welche Kompetenzen eine Person zu einem bestimmten Zeitpunkt verfügt, wie sie 

diese Kompetenzen ganzheitlich weiterentwickeln kann und welche Art der Unterstützung sie 

dazu braucht. Diese Individualzentrierung gibt es in innovativen Schulen wie in innovativen be-

trieblichen Lernarrangements und in modernen Formaten berufsbezogener wissenschaftlicher 

Weiterbildung – überall dort kann man eine Abkehr von der Vermittlung standardisierten Wis-

sens und die Hinwendung zu Konzepten individueller Unterstützung des persönlichen Kompeten-

zerwerbs beobachten.
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Kompetenzen und Durchlässigkeit
Das führt zu einer weiteren Dimension der Kompetenzorientierung. Sie betrifft die Durchläs-

sigkeit zwischen verschiedenen Bereichen des Bildungssystems, aber auch und vor allem zwi-

schen dem Bildungs- und dem betrieblichen Bereich. Dass Kompetenzorientierung sowohl im 

Wirtschafts- als auch im Bildungsbereich thematisch-konzeptionell eine wichtige Rolle spielt, 

erhöht die Chance zur Verständigung beider Systeme. Das wechselseitige Unverständnis, das 

das Verhältnis des betrieblichen Bereichs zum Bildungsbereich im deutschen Sprachraum der-

zeit noch kennzeichnet – Martin Baethge, Präsident des Soziologischen Forschungsinstituts an 

der Universität Göttingen, bezeichnet das als Schisma des deutschsprachigen Raums –, hat 

auch mit sehr unterschiedlichen Zugängen zum Wissen und unterschiedlichen Strukturen zu tun. 

Selbst im international hoch gelobten dualen Bildungsbereich stehen bei genauerer Betrach-

tung zwei Welten einander oft unverbunden gegenüber, die dann die einzelne Person, die sich 

in einer dualen Ausbildung befindet, integrieren müssen. Außerdem gibt es ein Verhältnis der 

Über- und Unterordnung, durchaus eingebettet in historische Bildungstraditionen, in dem abs-

trakt-lexikalisches Wissen gegenüber dem praktisch-betrieblichen eine übergeordnete Stellung 

eingenommen hat. Kompetenzorientierung als neuer Schüsselbegriff in beiden Systemen könnte 

nun ein Anknüpfungspunkt für die wechselseitige Verständigung sein, zumal die Entwicklung 

hin zur modernen Wissensgesellschaft den akademischen Bereich stärker vor die Herausfor-

derung stellt, auf Transfer und Verwertbarkeit des Wissens zu achten. Auch wird immer wie-

der – sehr zum Ärger vieler ihrer nationalen Bildungstradition verpflichteten Hochschulehrenden 

– von europäischer Seite die „Employability“, die Beschäftigungsfähigkeit der Absolventinnen 

und Absolventen, betont. Gleichzeitig wird dem betrieblichen Bereich durch den Wandel von der 

Produktions- zur Wissensgesellschaft deutlich die Notwendigkeit vor Augen geführt, Zugang zu 

neuem forschungsbasierten Wissen zu finden und die eigene betriebliche Praxis mit reflexiver  

Kompetenz auszustatten, um entsprechende Innovationsleistungen in allen betrieblichen Berei-

chen zu ermöglichen. 

Wenn etwa Diskussionen zu einem europäischen Qualifikationsrahmen und seinen nationalen 

Pendants dazu genutzt werden, die auf den einzelnen Stufen erwerbbaren Kompetenzen breit 

und offen anzusprechen, kann die Kompetenzorientierung auch sehr viel zur Durchlässigkeit 

zwischen den Systemen beitragen. Dann stellt sich aber nicht nur die Frage, wie man mit einem 

breiteren Kompetenzbegriff im Sinne der Bewertung sozial-kommunikativer Kompetenzen um-

geht, sondern noch viel radikaler: wie man informell, etwa im Arbeitsleben, erworbene Kompe-

tenzen in, formal zertifizierten Bildungsabschlüssen gleichwertige, Kompetenzstufen übersetzt.

Autor: 

Prof. Dr. Ada Pellert ist Präsidentin der Deutschen 
Universität für Weiterbildung in Berlin.

Selbst im international 

hoch gelobten dualen  

Bildungsbereich stehen  

oft zwei Welten unverbun-

den gegenüber, die dann 

die einzelne Person, die 

sich in einer dualen Aus-

bildung befindet, integrie-

ren müssen.

”
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Barbara Hölscher und Justine Suchanek (Hrsg.)

Wissenschaft und  
Hochschulbildung 
Im Kontext von Wirtschaft und Medien

Der Buchmarkt ist ein Seismograf. Neupublikationen deuten Trends an, die im allge-

meinen Bewusstsein erst mit Verzögerung ankommen. Auch die Literatur zum Wissen-

schafts- und Forschungsmanagement ist ein solches Beispiel. Seit gut einem Jahr meh-

ren sich Titel und Diskussionsbeiträge in Zeitschriften, die die verschiedenen externen 

Leitbilder, an denen sich die Wissenschaft und Forschung in Deutschland orientieren soll-

ten, kritisch hinterfragen. Die Euphorie der 2000er-Jahre, die eine Ausrichtung an den 

Erfahrungen der Wirtschaft beförderte, ist spürbar verflogen. 

Der vorliegende lesenswerte Sammelband argumentiert auf dieser Linie. Die Autorenschaft ana-

lysiert zwei mächtige und einflussreiche Systeme: Zum einen die Steigerung der Effektivität und 

die Effizienz, die in der Industrie und Dienstleistungswirtschaft vermutet wird, zum anderen eine 

dauerhaft erforderliche Wissenschaftskommunikation gegenüber der Gesellschaft, die mit Hilfe 

der Medien im Allgemeinen und der Medienkompetenz der Einzelnen (Forschenden und Lehren-

den) sichergestellt werden kann. 

Die Botschaft der knapp 300 Seiten lautet: Öffnung für die Leitbilder Wirtschaft und Medien bei 

der Organisation und Führung der Wissenschaft ja, kritiklose Übernahme der daraus folgen-

den Strukturen nein. Und wenn Elemente in das eigene System eingepasst werden, dann bitte 

konsequent – sonst drohen dysfunktionale Folgen. Die Beiträge schotten sich nicht gegenüber 

Industrie und Medien ab; die von dort in die Wissenschaft hineinragenden Anforderungen und 

Orientierungen werden abgewogen. Die Einstiegshürden, die Ideen und Erwartungen nehmen 

müssen, um in Hochschulen und Instituten Anhänger zu gewinnen, scheinen heute jedoch deut-

lich höher zu liegen. Ein Grund liegt offenbar darin, dass die Führung von Hochschulen und For-

schungsinstituten einen höheren Grad an Professionalisierung erreicht hat, der auch mit den 

positiven Entwicklungen im Wissenschaftsmanagement der vergangenen zehn Jahre in einem 

Zusammenhang steht. Das Staunen gegenüber mittelständischem Pragmatismus oder strategi-

scher Kompetenz in Industriekonzernen nimmt aus Sicht der Wissenschaft deshalb ab. Gekocht 

wird überall nur mit Wasser. 

Keine blauäugige Orientierung an der Wirtschaft 
Über die mittlerweile etablierten Leitbegriffe, die eine Dezentralisierung der Verantwortung, 

einen Wettbewerb um Ressourcen sowie Controlling und Evaluation zur Wirkungsmessung an-

zeigen, schwebt der Generalverdacht der Ökonomisierung der Wissenschaften und Hochschu-

len. Gepaart mit dem Bologna-Prozess sammelt sich darin die große Sorge, dass Wissenschaft, 

Forschung und Lehre durch wissenschaftspolitische Entscheidungen allmählich ihrer inhaltli-

chen und organisatorischen Selbstverwaltung und Verantwortung beraubt werden. Ob es bereits 

zu einer Ökonomisierung, also einer eingleisigen Ausrichtung an den Erfordernissen und Zielen 

Barbara Hölscher und Justine Suchanek (Hrsg.) 
Wissenschaft und Hochschulbildung im Kontext  
von Wirtschaft und Medien

VS Verlag 2011, borschiert, 296 Seiten, 39,95 Euro 
ISBN 978-3-531-15261-5
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Empfehlung

Die Autoren zeichnen eine 

große Themenbreite auf, die 

in einem angenehm unaufge-

regten und verständlichen Stil 

geschrieben ist. Sie argumen-

tieren offen für die Einbindung 

externer Kompetenz, zeigen 

aber auch, dass adäquate Wege 

des Wissenschafts- und For-

schungsmanagements aus den 

Einrichtungen selbst kommen 

müssen.

der Wirtschaft sowie an überstülpten Strukturen der Effektivität und Effizienz versus Freiräu-

men für Kreativität, gekommen ist, hängt vom Blickwinkel des Betrachters ab. Eine eindeuti-

ge Antwort kann auch der Sammelband nicht geben. Sicher ist aber, dass eine Überhitzung im 

Wissenschaftsmanagement, die durch eine blauäugige Orientierung an Vorbildern der Wirtschaft 

geschehen könnte, nicht (mehr) droht. 

Drei Grundprinzipien durchziehen die Beiträge des Bandes: erstens die durch Industriekoopera-

tionen mögliche Verbreiterung der Finanzierung und den Transfer von Wissen sowie Kompeten-

zen; zweitens die Weiterentwicklung und Optimierung der Organisation von Prozessen in Wis-

senschaft und Hochschulbildung; drittens die Modernisierung der Ausbildung und die Gestaltung 

der Informationswege inner- und außerhalb der einzelnen Einrichtungen. Damit spiegelt die Pu-

blikation die aktuelle Fördersituation wider: Denn – inhaltliche Qualität (in Lehre und Forschung) 

vorausgesetzt – zahlreiche Förderungen zielen entsprechend auf positiven Entwicklungen in 

diesen drei Strukturbereichen ab. 

Großer Bedarf an wissenschafts- und forschungspolitischen Diskussionen
Es mag deshalb Zufall oder – die wünschenswerte Variante – Programmpolitik sein, dass der VS 

Verlag für Sozialwissenschaften etwa ein Jahr nach dem vorgelegten guten „Handbuch Wissen-

schaftspolitik“ die Bearbeitung des in Deutschland noch nicht umfassend bestellten Feldes der 

Wissenschafts- und Forschungspolitik fortführt. Angesichts der zunehmenden Millionenbudgets, 

die national und in der EU für zeitlich begrenzte Projekte zur Verfügung stehen, ist der Bedarf 

an wissenschaftspolitischen Debatten groß. Die Herausgeberinnen Barbara Hölscher und Jus-

tine Suchanek haben den Sammelband an einer wichtigen Grenzlinie positioniert: Lernen aus 

Wirtschaft und Medien, die Umsetzung aber im Zusammenhang mit den gegebenen Rahmen-

bedingungen gestalten – nur dann kann das System Wissenschaft, Forschung und Hochschule 

auch künftig die erforderlichen finanziellen Mittel im Wettbewerb mit anderen „Ressorts“ für 

sich akquirieren.

Vier Kapitel führen den Leser: Zwei Beiträge beleuchten die „Relevanz von Wirtschaft und Medi-

en für die Universität“ im Kapitel eins. Mit den „Dynamiken und Nebenfolgen der Kopplung Wis-

senschaft – Wirtschaft – Medien“ setzen sich im folgenden Kapitel acht Autoren zu fünf Themen 

auseinander. Das umfassendste dritte Kapitel widmet sich mit sechs Beiträgen der „Zukunft der 

Hochschulbildung“. Und den Abschluss setzen zwei Artikel zum „Management der Universität“ 

im vierten Kapitel. 

„Grundlage des diagnostischen Sammelbandes ist die Hypothese über die rezente gesellschaft-

liche Entwicklung zu einer Wissensgesellschaft, wobei vor allem die neuen gesellschaftlichen 

Anforderungen an die Wissensproduktion und die Hochschulausbildung thematisiert werden“, 

heißt es in der Einleitung (S.7). Hierzu werden die Erfahrungen aus der Wirtschaft gesichtet und 

deren Vorstellungen vom Wissenschafts- und Hochschulsystem reflektiert. „Zugleich ist von In-

teresse“, so führen Hölscher und Suchanek weiter aus, „inwieweit die Wissenschaft den Umweg 

über die Medien sucht, um sich und ihre Kerninstitution im steigenden Wettbewerb Legitimation 

zu verschaffen.“ 

Markus Lemmens

Dr. Markus Lemmens ist Verleger und Geschäfts-
führender Herausgeber der Zeitschrift Wissen-
schaftsmanagement.
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Claudia Bermer, Marc Göcks, Paul Rühl, Jörg Stratmann (Hrsg.) 

Landesinitiativen für E-Learning an deutschen Hochschulen 

Reihe Medien in der Wissenschaft, Band 57,  

2010, broschiert, S. 173, 27,90 Euro, Waxmann Verlag Münster, ISBN 978-3-8309-2393-0

Neue Lernmethoden werden in Zukunft noch an Bedeutung zunehmen. Bereits im letzten Jahr-

zehnt sind mehrere Hundert Millionen Euro in die Förderung von E-Learning an deutschen Hoch-

schulen geflossen. In dem neuen Band der Reihe „Medien in der Wissenschaft“ berichten die 

Autoren beispielhaft über einzelne Landesinitiativen für das E-Learning. Der Band zieht ein Zwi-

schenfazit, gibt Diskussionsanstöße und entwickelt Strategien für den Einsatz digitaler Medien 

an Hochschulen. Durch länderübergreifende Vergleiche und die Vernetzung der Initiativen un-

tereinander können die Verantwortlichen in Bildungs- und Hochschulpolitik Vor- und Nachteile 

einzelner Projekte feststellen und gegebenenfalls einzelne Aspekte in die eigene Landespolitik 

integrieren. 

Klemens Himpele, Andreas Keller, Alexandra Ortmann (Hrsg.) 

Traumjob Wissenschaft? 
Karrierewege in Hochschule und Forschung 

2011, broschiert, 155 Seiten, 24,90 Euro,  

W. Bertelsmann Verlag, Bielefeld, ISBN 978-3-7639-4367-8

Dieser Band dokumentiert die vierte Wissenschaftskonferenz der Gewerkschaft Erziehung und Wis-

senschaft (GEW) vom September 2010, aus der das Templiner Manifest zur Lage des wissenschaft-

lichen Mittelbaus hervorging, das hier von Abgeordneten aller Parteien kommentiert wird. Im Fokus 

des Bandes steht die Beschäftigungssituation im Berufsfeld Wissenschaft vor dem Hintergrund 

steigender Anforderungen. Auch die Rolle des Wissenschaftszeitvertragsgesetz für Wissenschafts-

karrieren wird hinterfragt. Personalstrukturen anderer Länder werden vorgestellt und auf ihre Über-

tragbarkeit auf das deutsche System untersucht. Das Buch endet mit einem Ausblick auf zukünftige 

Perspektiven für Wissenschaftskarrieren: Traumjob oder Albtraum? 

Ekkehard Nuissl 

Netzwerkbildung und Regionalentwicklung 

Studienreihe Bildungs- und Wissenschaftsmanagement Band 12, 

2010, broschiert, 127 S., 24,90 Euro, Waxmann Verlag Münster, ISBN 978-3-8309-2386-2

Bei genauerem Betrachten besteht die globale Welt aus nichts weiter als stark vernetzten Wirt-

schaftsregionen mit eigenen Märkten, Mentalitäten und Persönlichkeiten. Genau dadurch erlangte 

die Region als Raumeinheit eine Vormachtstellung gegenüber zentralistischen Ansätzen, die oft-

mals ineffektiv sind. Der Slogan „think global – act local“ charakterisiert die gegenseitige Wech-

selwirkung zwischen lokaler Identität und globalem Verständnis treffend. Der vorliegende Band 

schildert wichtige Regulationsmechanismen, um Regionen und Netzwerke, gerade auch im Bil-

dungs- und Weiterbildungsbereich, global wirksam zu entwickeln. Im Mittelpunkt stehen dabei 

die Weiterbildung und ihr Platz im Gefüge. Die Thematik ist vielschichtig bearbeitet und aktuell 

aufbereitet: Einer umfangreichen Beleuchtung der Struktur und Funktion von Kooperationen und 

Netzwerken folgen ein hilfreiches Fazit sowie Praxishilfen. Dieses Buch vermittelt nicht nur für Be-

teiligten, sondern allen Interessierten, wichtige Aspekte der wechselseitigen Beziehungen lokaler, 

regionaler und globaler Prozesse in Netzwerken.

� Luis Padberg

www.wissenschaftsmanagement.de
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